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Die Bedeutung der Friedensfunktion der Vereinten Nationen 

Drei Jahre nach seiner ersten offiziellen Visite (siehe VN 4/1983 
S.105ff. und S.120f.) besuchte UN-Generalsekretär Javier Perez 
de Cuellar erneut die Bundesrepublik Deutschland. Während 
seines Aufenthalts, der vom 9. bis zum 1 I.Juli 1986 dauerte, traf 
der Generalsekretär mit Bundespräsident Richard von Weiz­
säcker, Bundeskanzler Helmut Kohl und Bundesaußenminister 
Hans-Dietrich Genscher zusammen; die Deutsche Gesellschaft 
für die Vereinten Nationen gab für ihn am 9. Juli in Bonn einen 
Presseempfang. Am lO.Juli hielt sich Perez de Cuellar in Osna­
brück auf, wo ihm der Fachbereich Rechtswissenschaften der 
dortigen Universität die Ehrendoktorwürde verlieh; seine aus 
diesem Anlaß gehaltene Ansprache geben wir auf S.122ff. dieser 
Ausgabe wieder. Zunächst jedoch die Rede des Bundespräsi­
denten, die dieser bei einem Mittagessen für den Generalsekre­
tär am 11. Juli in der Villa Hammerschmidt hielt: 

Es ist für mich eine besonders große Freude, Sie, Herr General­
sekre tä r , sowie Ihre Begleitung auf das herzlichste wil lkommen 
zu heißen. Ihr Besuch fällt i n eine Zeit schwieriger internatio­
naler Beziehungen. Der Frieden zwischen den Völkern scheint 
heute auf vielfältige Weise bedroht, durch Krieg, Konflikte, 
Spannungen in vielen Regionen der Welt, durch eine immer 
größere Anhäufung von Waffen, Bevölkerungsexplosion, Hun­
ger, Gefährdung der na tü r l i chen Umwelt. Die Vereinten Natio­
nen wollten diese Situation besonders nachdrückl ich i m Be­
wußtse in der Völker wachrufen, als sie das Jahr 1986 zum Inter­
nationalen Jahr des Friedens proklamierten. 
Sie, Herr Genera l sekre tä r , nach Osnabrück einzuladen, zusam­
men mi t Müns t e r die Stadt des Westfäl ischen Friedens von 
1648, war nicht zuletzt auch symbolischer Ausdruck dafür, daß 
die Bundesrepublik Deutschland Ihre persönl ichen Anstren­
gungen, den Weltfrieden zu sichern, nachdrückl ich unters tü tz t . 
Der Westfälische Friede wie auch — drei Jahrhunderte spä te r 
— die Gründung der Vereinten Nationen stellen historische 
Einschnitte von weitreichender Bedeutung dar. Der Westfäli­
sche Friede setzte — noch als Friedensvertrag klassischer Prä­
gung — an die Stelle der einstigen Kirchen- und Glaubensein­
heit eine Gemeinschaft souveräner Staaten. M i t der Anerken­
nung der Gleichberechtigung der Staaten und einem Mindest­
m a ß gegenseitiger Garantien war eine wichtige Stufe der Völ­
kerrechtsentwicklung erreicht. Manche bezeichnen die >pax 
osnabrugensis« als ersten Versuch eines Systems der kollekti­
ven Sicherheit. 

Bereits 1781 entwickelte einer der großen deutschen Philoso­
phen, Immanuel Kant aus Königsberg, die Bedingungen einer 
dauerhaften Weltfriedensordnung. Sein Weltbild g ründe t sich 
auf der wechselseitigen Bedingtheit von innerem Frieden der 
Staaten und ihrer auswär t igen Politik. Seine Erkenntnis, 
»daß die Vernunft . . . den Krieg als Rechtsgang schlechterdings ver­
dammt, den Friedenszustand dagegen zur unmittelbaren Pflicht macht, 
welcher doch ohne einen Vertrag der Völker unter sich nicht gestiftet 
oder gesichert werden kann«, 
ist vielleicht erst heute voll vers tändl ich geworden. 
Aber es sollte fast zwei weitere Jahrhunderte dauern, bis das 
Ideengut Kants und anderer Vordenker in politische Konzep­
tion umgesetzt wurde. Erst mi t der G r ü n d u n g der Vereinten 
Nationen kam es zu einer neuen Dimension internationaler 
Beziehungen. 
Die Grundpfeiler der Verfassung dieser ersten echten Weltorga­
nisation, zu der sie i m Zuge der Entkolonisierung wurde, sind 
das zwingende Verbot jeglicher Androhung oder Anwendung 
von Gewalt sowie die Pflicht der Staaten zur friedlichen Streit­
beilegung und zur partnerschaftlichen internationalen Zusam­
menarbeit. 
Diese Ziele setzten voraus, daß man den Begriff des Friedens 
mi t neuem Inhalt erfüllte. M i t dem klassischen Vers tändn i s des 
Friedens i m Sinne der Abwesenheit von Krieg wurde nunmehr 
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die — so scheint es — fast utopische Friedensvorstellung eines 
globalen, dynamischen Prozesses verbunden, dessen Ziele so­
ziale Gerechtigkeit, Wahrung der Menschenrechte und gutnach­
barliches Zusammenleben aller Völker sind. 
Die Charta der Vereinten Nationen ist der vorläufige Höhe­
punkt eines jahrhundertelangen Ringens der Menschen und 
Regierungen u m ein System der zwischenstaatlichen Beziehun­
gen, das die Voraussetzung für Frieden und Gerechtigkeit für 
alle Völker schafft. Diese Konzeption der Charta w i r d heute, 
vierzig Jahre nach G r ü n d u n g der Vereinten Nationen, von allen 
Staaten anerkannt. Ihre präzedenzlose Entwicklung zu echter 
Universal i tä t , von 50 zu heute 159 Mitgliedstaaten, beweist es in 
eindrucksvoller Weise. Diese Errungenschaft dürfen wi r nicht 
leichtfertig preisgeben. Wir dürfen uns durch ihre Unzuläng­
lichkeiten und ihre augenfäl l igen Schwierigkeiten daran nicht 
hindern lassen. Kleinmut und Resignation sind schlechte Rat­
geber. 
Es gibt keine Alternative zur Erkenntnis, daß w i r — allen Kon­
fl ikten zum Trotz — in einem Boot sitzen. Bereits auf regionaler 
Ebene ist eine enge Zusammenarbeit zur Regelung gemeinsa­
mer Fragen unerläßl ich. 
I n Europa haben w i r in dieser Richtung Fortschritte erzielen 
können . Die Europäische Gemeinschaft ist ein Beispiel kon­
struktiver Überwindung jahrhundertealter Rival i täten. Daß 
dies auch übe r die Grenzen politischer und gesellschaftlicher 
Systeme hinweg möglich ist, beweist der KSZE-Prozeß. In i hm 
drück t sich die Überzeugung aus, gemeinsam für den Frieden in 
Europa verantwortlich zu sein. 
Auf einem solchen Unterbau regionaler Kooperationsformen, 
auf die Zusammenarbeit zwischen den Weltregionen, sollte das 
System globaler Kooperation, sollten die Vereinten Nationen 
sinnvoll aufbauen. Diese Zusammenarbeit ist angesichts der 
Not in der Welt wichtiger denn je. Frieden — das bedeutet Soli­
da r i t ä t und Mitverantwortung dafür, daß es gelingt, die Not gro­
ßer Teile der Menschheit zu lindern. Weltwirtschafts- und Ent­
wicklungspolitik — das kann heute nur die gemeinsame An­
strengung sein, die Kluft zwischen arm und reich abzubauen. 
Wir alle kennen die Schwierigkeiten, denen sich die Vereinten 
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Nationen mi t dieser neuen Herausforderung konfrontiert se­
hen. Ihre Charta beruht zu Recht auf dem Prinzip: ein Land, 
eine Stimme. Aber der Mitbestimmung entspricht die Mitver­
antwortung. Wille zum Konsens, Bereitschaft zum Kompromiß 
sind keine Schwächen, sondern Tugenden, auf die unsere demo­
kratischen Staaten genauso angewiesen sind wie die Vereinten 
Nationen. Einige der Sonderorganisationen geben hier gute 
Beispiele. 
Je s t ä rke r sie sich auf ihre konkreten Aufgaben konzentrieren 
und sich nicht in allgemeiner Politik verlieren, um so leichter 
ergeben sich für alle annehmbare Lösungen. Gerade wir , die 
mitt leren und kleineren Staaten, haben ein vitales Interesse 
daran, das System der Vereinten Nationen zu s tä rken , nicht 
zuletzt auch i m Hinblick auf die Menschen, für die dieses Sy­
stem auch eine Hoffnung auf eine sonst nicht zu verwirkl i ­
chende Freiheit ist. 
Die Vereinten Nationen sind das geeignete und das einzige 

Forum, das alle Staaten nutzen k ö n n e n und müssen . Darin liegt 
ihre eigentliche Friedensfunktion. 
Herr Genera l sekre tä r , Ihr engagiertes, überzeug tes und über­
zeugendes Eintreten für die Verwirkl ichung der Ziele der Ver­
einten Nationen hat weltweit hohen Respekt und Anerkennung 
gefunden. Wie sehr dies bei uns gewürd ig t wi rd , zeigt die Ver­
leihung der Ehrendok to rwürde durch die Univers i tä t Osna­
brück am gestrigen Tag. Sie gil t dem Staatsmann, der seine 
große Erfahrung, n ü c h t e r n e n Rea l i t ä t s s inn und bewunderns­
werte Beharrlichkeit für die Lösung internationaler Konflikte 
einbringt. Wir haben den höchs ten Respekt vor Ihrer Persön­
lichkeit. 
Ihr Anliegen, die Weltorganisation zu einem wirksamen Werk­
zeug der internationalen Zusammenarbeit zu machen, findet 
unsere u n e i n g e s c h r ä n k t e Unte r s tü tzung . Ich freue mich des­
halb, Sie gerade i m Internationalen Jahr des Friedens bei uns 
zu Gast zu wissen. 

Von der Verantwortung der Wissenschaftler 
für die Festigung des Fliedens 
Der Generalsekretär der Vereinten Nationen vor der Universität Osnabrück 

JAVIER P E R E Z DE C U E L L A R 

Es ist eine Ehre, die Doktorwürde dieser Univers i tä t verliehen 
zu bekommen. Für mich bedeutet dies den Ausdruck Ihrer 
Wer t schä tzung für die Arbeit der Vereinten Nationen und Ihrer 
Un te r s tü t zung für die B e m ü h u n g e n der Vereinten Nationen um 
Frieden, Fortschritt und Gerechtigkeit i n den internationalen 
Beziehungen. Solche Unte r s tü t zung bereitet zu dieser k r i t i ­
schen Zeit i n der Weltpolitik und in diesem Internationalen 
Jahr des Friedens große Genugtuung. 
Eine Reihe von historischen U m s t ä n d e n geben dieser Feier ein 
besonderes Gepräge . Erstens befinde ich mich in einer Stadt, 
die in der europä ischen Geschichte einen stolzen Platz ein­
nimmt, waren es doch Osnabrück und das nahegelegene Mün­
ster, i n denen am 24. Oktober 1648 der Westfälische Frieden 
unterzeichnet wurde, der jenem verheerenden Konfl ik t — dem 
Dreißigjähr igen Krieg — ein Ende setzte. Das Streben nach 
Frieden hat die Geschichte dieser Stadt geprägt . Heute, fast 
dreieinhalb Jahrhunderte später , stellen wi r fest, daß dieses 
zukunftsgerichtete Streben unvermindert anhäl t , allerdings auf 
sehr viel breiterer Ebene. 
Zweitens befinde ich mich auf deutschem Boden, und die deut­
sche Erfahrung dieses Jahrhunderts beschäft igt mich ganz be­
sonders. Dieses Land hat die Schrecken des Krieges und die 
Verheerungen erlebt, die die kriegstreiberische Ideologie mi t 
sich bringt. Die Tatsache, daß das deutsche Volk dieser Ideolo­
gie eine Absage erteilt hat, und die A r t und Weise, i n der die 
Menschen dieses Landes die Möglichkei ten des Friedens zum 
Wiederaufbau und zur materiellen und geistigen Bereicherung 
ihrer Gesellschaft genutzt haben, stellen ein wahrhaft heroi­
sches Kapitel i n der Geschichte der Neuzeit dar. Ich möchte 
hier dem deutschen Genius Tr ibut zollen, der auf den Gebieten 
der Wissenschaft, der Philosophie, der Literatur, der Musik und 
anderen K ü n s t e so großar t ige Bei t räge zum geistigen Erbe Eu­
ropas geleistet hat, und meiner tiefen Bewunderung für den 
Fleiß des deutschen Volkes und sein Eintreten für den Frieden 
Ausdruck verleihen. Angesichts aller dieser U m s t ä n d e b in ich 
sicher, daß die Hochschulen in diesem Land Stärks tens daran 
interessiert sind, gebührenden Ante i l an der vieldimensionalen 
Aufgabe der Festigung des Friedens in Europa und in der Welt 
zu haben. 

Studenten und Wissenschaftler bestimmen natür l ich nicht die 

Politik von Regierungen. Dies bedeutet jedoch nicht, daß sie 
deswegen die Entwicklung der internationalen Angelegenhei­
ten als hilflose Zuschauer und als passive Zeugen verfolgen 
müssen . Ganz i m Gegenteil b in ich davon überzeugt, daß an 
Univers i tä ten wie dieser der Grundstein für den Wandel in der 
geistigen Haltung gelegt werden kann, durch den die Politik der 
Staaten weltweit eine neue Ausrichtung erhäl t . Wenn die Regie­
rungen zum Verlassen eines engen nationalistischen poli t i­
schen Kurses ve ran laß t und zu größerer Kooperationsbereit­
schaft bei der Verfolgung der gemeinsamen Ziele der gesamten 
Menschheit ermutigt werden sollen, dann ist ein grundlegendes 
Umdenken erforderlich. Man darf nicht übersehen , daß auch 
die Ideen und Grundsä tze , die in der Charta der Vereinten 
Nationen verankert sind, nicht den Köpfen von S t a a t s m ä n n e r n 
entstammen, sondern i m Werk von Philosophen wie Immanuel 
Kant und Hugo Grotius wurzeln. Was heute visionär ist, kann 
morgen schon praktische Politik sein. 
Denker und Gelehrte haben nicht nur das Vorrecht, sondern 
auch die Pflicht, die herrschende Auffassung nicht stillschwei­
gend hinzunehmen, wenn diese auf irr igen Vorstellungen oder 
falschen P r ä m i s s e n beruht oder offenbar schädliche Auswir­
kungen nach sich zieht. Es gibt keinen Bereich, i n dem dieses 
Vorrecht und diese Pflicht nutzbringender wahrgenommen 
werden könn ten als i m Bereich der Abrüs tung . Menschen, die 
der Stimme ihres Gewissens folgen, k ö n n e n die Tatsache, daß 
die Welt trotz jahrzehntelanger weltweiter B e m ü h u n g e n um 
Abrüs tung und Rüstungskontro l le der Abschaffung des Krieges 
und der Umkehrung des Wet t rüs tens um keinen Schritt näher ­
gekommen ist, nicht einfach resigniert hinnehmen. 
Wenn selbst Denker und Gelehrte dazu neigen, Abrüs tung als 
unerreichbares Ziel abzutun, so weist dies auf ein zweifaches 
Versagen hin. Das erste besteht i m Verhaftetsein in einer merk­
würd igen Form von Fatalismus, der sich des Denkens der Men­
schen anscheinend bemäch t ig t hat, einer Form von Fatalismus, 
die l ä h m e n d e r ist als der Glaube an die Prädes t ina t ion , der 
große Zivilisationen in der Geschichte zum Untergang verur­
tei l t hat. Wir sollten uns doch völlig d a r ü b e r i m klaren sein, daß 
es i m menschlichen Dasein nichts gibt, was das Wet t rüs ten und 
die Mili tarisierung der Gesellschaften zum unentrinnbaren 
Schicksal der Menschheit macht. Das stillschweigende Hinneh-
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men s tändiger Weiterentwicklungen in der Mil i tär technologie 
führ t dazu, daß jede Innovation i m Rüs tungsbere ich neue Si­
cherheitskonzepte, jede technologische Verfeinerung eine Neu­
bewertung der strategischen Lage hervorbringt. Wenn jedoch 
schon die industrielle Technologie so sorgsam kontroll iert und 
so selektiv angewandt werden kann, wie die Privatunterneh­
men dies i m Interesse ihres Profits tun, dann gibt es doch kei­
nen Grund dafür, der Technologie der Zers tö rung ungehemm­
tes Wachstum zu Lasten des wirtschaftlichen Fortschritts und 
des Friedens zu gestatten. Ich kann nicht oft genug wiederho­
len, daß die Technologie Dienerin der Menschheit und nicht 
Herrscherin über ihr Geschick sein sollte. 
Das zweite intellektuelle Versagen i m Bereich der Abrüs tung 
besteht in der Feh le inschä tzung der Tatsache, daß das Bemü­
hen, künftige Generationen vor der Geißel des Krieges zu be­
wahren — u m in der Sprache der Charta zu sprechen —, i m 
derzeitigen Entwicklungsstadium der Menschheit viel glaub­
würd iger ist als je zuvor. Der Hang des Menschen zur Gewalt 
ist na tür l ich nicht geringer geworden, doch lohnt sich Gewalt­
anwendung heute weniger denn je. Alle Betroffenen r ä u m e n 
inzwischen ein, daß ein Nuklearkrieg nicht gewinnbar ist: er 
führt allein zur Vernichtung der menschlichen Zivilisation und 
ihrer Errungenschaften. Auch i m sogenannten konventionellen 
Bereich zeigt sich, daß Akte der Gewaltanwendung eine Unzahl 
von Problemen heraufbeschwören, die noch gravierender sind 
als das Problem, das dadurch ursprüngl ich vielleicht gelöst wer­
den sollte. Unter den heutigen Bedingungen kommen weder der 
Aggressor noch sein Opfer bei einem mi l i tä r i schen Schlagab­
tausch unversehrt davon. Angesichts dieser beiden einfachen 
Über legungen ist es nicht logisch, die Vorstellung einer Welt 
ohne Krieg als Utopie abzutun. Wir sollten vielmehr davon aus­
gehen, daß der Mensch genauso wenig einen Präzedenzfal l 
braucht, u m den Krieg von diesem Planeten zu verbannen, wie 
er einem Präzedenzfal l gefolgt ist, als er den Weltraum erobert 
hat und auf dem Mond gelandet ist. Mehr als in jedem anderen 
Bereich k ö n n e n Wissenschaftler und Politologen i m Bereich der 
Abrüs tung neue Horizonte eröffnen und neue Perspektiven auf­
zeigen. Ihre Aufgabe ist es, mi t wissenschaftlicher Strenge zu 
analysieren, was Sicherheit wi rk l i ch ist, welche alternativen 
Mit te l oder Strategien der nationalen Sicherheit es gibt und ob 
es richtig ist, Sicherheit ausschließlich unter mi l i tä r i schen Ge­
sichtspunkten zu sehen. Eine solche Untersuchung w ä r e kein 
abstraktes Denkspiel — empirische Daten übe r die Verheerun­
gen, die das Wet t rüs ten anrichtet, gibt es i m Übermaß . 
Gesonderte Betrachtung erfordert ein spezifischer Themen­
kreis in diesem Bereich, näml ich der der Auswirkungen, die der 
eskalierende Handel mi t und der Einsatz von konventionellen 
Waffen in den Gesellschaften der Dri t ten Welt haben. Was der 
scheinbar harmlose Begriff >Waffentransfer< nicht zum Aus­
druck bringt, sind die beklagenswerten Konsequenzen des nicht 
versiegenden Stroms von Waffenlieferungen an Entwicklungs­
länder . Sie wi rken nicht konfl iktdämpfend, sondern konfliktver­
schärfend. Sie brauchen Ressourcen auf, die dringend für die 
wirtschaftliche Entwicklung benöt igt werden, und sind diesen 
Gesellschaften ein Hindernis auf dem Wege zu einer sozial 
gerechten und demokratischen Ordnung. Diese Konsequenzen 
verdienen es, einmal restlos aufgedeckt zu werden. 

• • * 

Die Abrüs tung steht in vielerlei Hinsicht i m Zusammenhang 
mi t der Entwicklung. I n der Charta der Vereinten Nationen 
w i r d von der Notwendigkeit gesprochen, Bedingungen der Sta­
bil i tät und der Wohlfahrt zu schaffen, die die Voraussetzung für 
friedliche und freundschaftliche Beziehungen zwischen den Na­
tionen sind. Obwohl diese Notwendigkeit bejaht wird , weitet 
sich die Kluf t zwischen einem wohlhabenden Norden und ei­
nem benachteiligten Süden immer mehr. Der Sieg über die 
A r m u t ist somit ein wichtiges Anliegen, dem die Wissenschaft 
meines Erachtens unbedingt g rößere Aufmerksamkeit widmen 

sollte. I m Norden wie auch i m Süden ist von Wirtschaftswissen­
schaftlern und anderen Fachleuten für internationale Angele­
genheiten, die Entwicklungsstrategien für Lände r der Dri t ten 
Welt vorgeschlagen haben, zweifellos viel wertvolle Arbei t gelei­
stet worden. Wenn es i m Verlauf der Entwicklung zu I r r t ü m e r n 
und Feh le inschä tzungen gekommen ist oder wenn falsche Prio­
r i t ä t en gesetzt worden sind, wei l man anderswo entlehnten Mo­
dellen folgen wollte, so kann dafür nicht die Wissenschaft ver­
antwortl ich gemacht werden. Allerdings kann nach dem bishe­
rigen Stand der Erkenntnisse noch nicht vorausgesagt werden, 
wie vielfältig die Auswirkungen sind, die anhaltende A r m u t und 
Not in großen Teilen des Südens für den in Wohlstand lebenden 
Norden mi t sich bringen. Die j üngs t e internationale Kreditkrise 
ist nur ein herausragendes Beispiel. I n einer interdependenten 
Welt ist es offensichtlich, daß eine wirtschaftliche Situation, die 
für eine Gruppe von Nationen völlig uner t räg l ich ist, für eine 
andere nicht auf lange Sicht von Vortei l sein kann. Hochtö­
nende oder revolut ionäre M a ß n a h m e n schaffen auch nicht im­
mer Abhilfe: Klüger w ä r e es vielleicht, sich da rübe r Gedanken 
zu machen, wie sich konkret eine a l lmähl iche Anpassung errei­
chen ließe, die zu einer wirtschaftlichen Ordnung führt, die den 
Bedürfnissen eher gerecht wi rd . Jedenfalls m ü s s e n jedoch 
Ernst und Tragweite des Nord-Süd-Problems vol l erkannt wer­
den. 
Eine der Klagen, die man übe r die Vereinten Nationen hört , ist 
die, daß eine derartige Frage politisiert wi rd , sobald sie die 
Organisation aufgreift. Wenn genügend bedacht würde , welch 
enger Zusammenhang zwischen dem politischen und dem wir t ­
schaftlichen oder h u m a n i t ä r e n Bereich besteht, w ü r d e es zu sol­
chen Klagen gar nicht erst kommen. Da es bei der Frage der 
Nord-Süd-Beziehungen um Leben und Schicksal eines großen 
Teils der Menschheit geht und da diese Frage von entscheiden­
der Bedeutung für die Stabi l i tä t der Weltordnung ist, kann sie 
nicht als eine rein wirtschaftliche Frage angesehen und damit 
den Wirtschaftsexperten zur Untersuchung und Behandlung 
über l a s sen werden. Ein ernsthafter Dialog über eine solche 
Frage kann gar nicht unpolitisch bleiben — was immer damit 
gemeint sein mag —, wenn es so große Ungleichheiten zwi­
schen reich und arm gibt, aus denen sich unterschiedliche Prio­
r i t ä t en ableiten. Man kann diese Unterschiede nicht aus der 
Welt wünschen : Ohne die Vereinten Nationen w ä r e n sie noch 
ausgepräg te r , als sie es mi t den Vereinten Nationen sind. Uns 
stellt sich jetzt die Herausforderung, sie durch Geduld, Ver­
s t ändn i s und s tändige Kompromißbere i t schaf t auf allen Seiten 
a l lmähl ich geringer werden zu lassen. Dies setzt eindeutig ent­
sprechenden politischen Willen voraus. Spezialisten für interna­
tionale Polit ik k ö n n e n bei diesen Bestrebungen von unschä tz ­
barer Hilfe sein. 

Das Ausbleiben größerer Fortschritte bei der Abrüs tung und 
die Rückschläge , die die Sache der Entwicklung i n der Dri t ten 
Welt erlitten hat, sind zwei der Dinge, die uns am meisten Anlaß 
zur Sorge geben. Darüber hinaus genüg t bereits eine oberfläch­
liche Betrachtung der internationalen Szene, um einen von der 
Mißlichkeit der derzeitigen Lage zu überzeugen . Obgleich alle 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen ein Bekenntnis zum 
Multilateralismus als Eckstein des heutigen Systems der inter­
nationalen Beziehungen abgelegt haben, neigen die Regierun­
gen noch immer zu unilateralem Vorgehen unter Mißach tung 
der Rechte und Interessen anderer. Obgleich sie alle gelobt 
haben, sich in ihren internationalen Beziehungen der Andro­
hung oder Anwendung von Gewalt gegen die In tegr i tä t oder 
Unabhäng igke i t eines Staates zu enthalten, kommt es nicht sel­
ten zu Akten der E inschüch te rung und der Gewalt seitens eines 
Staates gegenüber einem anderen. Obgleich alle Mitglieder ver­
pflichtet sind, die Vereinten Nationen bei jeder M a ß n a h m e , die 
diese in Übe re in s t immung mi t ihrer Charta treffen, i n jeder 
Weise zu un te r s tü tzen , w i r d die Weltorganisation oft ignoriert, 
ü b e r g a n g e n oder abgewiesen. Erstmals in ihrer Geschichte ist 
die Menschheit der Gefahr der nuklearen Vernichtung ausge­
setzt. Das Streben nach absoluter Sicherheit durch die Anhäu-
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fung und s tändige Perfektionierung von Massenvernichtungs­
waffen führt zu andauernder Unsicherheit. 
Was liegt nun an der Wurzel all dieser Widersprüchl ichkei ten? 
Es w ä r e ungerecht, annehmen zu wollen, die S t a a t s m ä n n e r der 
heutigen Zeit seien weniger weise oder weniger une igennütz ig 
als ihre Vorgänger aus einer anderen Zeit. Offensichtlich ist 
jedoch, daß S t a a t s m ä n n e r wie Gefolgsleute gemeinsam dabei 
versagt haben, die Besonderheit unseres Zeitalters zu verste­
hen und sich ihr anzupassen. Ein Ergebnis dieses Versagens ist 
die Tendenz, auf internationale Situationen der heutigen Zeit i n 
einer Form zu reagieren, die unter den Bedingungen der Ver­
gangenheit Erfolg gezeitigt hä t te , die aber heute weder mora­
lisch tragbar noch vom pragmatischen Gesichtspunkt her ziel­
führend ist. 
Es scheint, daß das politische Denken mi t den großen, erstaun­
lich raschen V e r ä n d e r u n g e n der vergangenen vier Jahrzehnte 
nicht Schritt gehalten hat. Statt einer Welt, die von den Kolo­
n i a lmäch ten beherrscht wurde, haben w i r nun eine Welt von 
159 Staaten; die meisten von ihnen haben erst vor kurzem ihre 
Unabhäng igke i t erlangt, bestehen aber zu Recht auf dem 
Grundsatz der souveränen Gleichheit. Statt einer Welt, i n der es 
sich einige Nationen erlauben konnten, i n relativer Isolation zu 
leben, haben wi r eine Welt, die durch den Fortschritt der Tech­
nologie, die Leichtigkeit der Kommunikation, die Abläufe der 
modernen Wirtschaft, das politische Erwachen der ehemals ab­
häng igen Länder und aufgrund einer Fülle anderer Faktoren 
eins geworden ist. Heute k ö n n e n in einem Staat getroffene 
M a ß n a h m e n gravierende Auswirkungen auf die Lebensbedin­
gungen eines anderen Staates nach sich ziehen. Dies war frü­
her nicht in vergleichbarem Maß der Fall. 
Tatsächl ich scheinen die grundlegenden Unterschiede zwischen 
der heutigen Welt und der Welt der Vergangenheit nur einen 
schwachen Eindruck i m politischen Bewußtse in hinterlassen zu 
haben. Es ist Aufgabe der Wissenschaftler und Analytiker, die 
Folgen dieser Unterschiede deutlich zu machen. I n der Vergan­
genheit wurden internationale Streitigkeiten oft durch Gewalt 
beigelegt; heute gereicht die — direkte oder indirekte — An­
wendung von Gewalt dem Angreifer ebenso zum Schaden wie 
dem Opfer. I n der Vergangenheit fand der Erwerb von Waffen 
weder so kontinuierlich statt noch wirk te er sich a n n ä h e r n d so 
destruktiv auf die Entwicklung aus wie heute. I n der Vergan­
genheit konnten Wohlstand in einem Teil der Welt und Armut 
und Not i n einem anderen nebeneinander bestehen, da die 
Armen in ihr Schicksal ergeben waren und die Welt nicht über 
die Mit te l verfügte, um die A r m u t zu besiegen. In der Vergan­
genheit verh ieß Frieden nicht die gleichen grenzenlosen Mög­
lichkeiten für den menschlichen Fortschritt, die aufgrund im­
mer umfassenderer wissenschaftlicher Erkenntnisse und auf­
grund der technologischen Entwicklung heute gegeben sind. 
Andererseits drohte in der Vergangenheit durch den Krieg 
auch nicht — so wie heute — die Auslöschung der gesamten 
menschlichen Zivilisation. Das Wesen des Krieges hat sich ge­
änder t , und auch der Friede hat einen neuen Inhalt bekom­
men. 
In der Vergangenheit wiederum existierte die i n der Charta der 
Vereinten Nationen verankerte Konzeption der kollektiven Si­
cherheit einfach noch nicht. Die Großmäch te waren darauf be­
dacht, ihre Sicherheit durch eigene mil i tär ische S t ä rke oder 
durch Bündni s se zu gewähr le is ten; doch auch dies wappnete sie 
nicht gegen Kriege, die weitreichende Zers tö rungen mi t sich 
brachten. Heute bedarf die Sicherheit jeder Nation des Rück­
halts der Sicherheit aller Nationen. I n der Vergangenheit waren 
die Nationen nicht in der Weise und in dem A u s m a ß voneinan­
der abhäng ig wie heute. Auch stand die Welt der Vergangenheit 
i m Gegensatz zur heutigen nicht vor so großen Problemen, die 
alle Nationen gemeinsam angehen, wie zum Beispiel die Quali­
t ä t der Umwelt. Schließlich m u ß t e n sich die Nationen auch 
nicht mi t solchen allen gemeinsamen Gefahren auseinanderset­
zen wie — um wieder nur ein paar Beispiele zu nennen — dem 
Terrorismus und dem illegalen Drogenhandel. 

A l l das zeigt, daß w i r heute in einer Welt leben, deren grundle­
gendes Merkmal die Interdependenz der Nationen ist. Ein rech­
tes Ver s t ändn i s dieser Wirkl ichkei t sollte eigentlich die Stär­
kung der für breitangelegte internationale Zusammenarbeit ge­
schaffenen Struktur, der Vereinten Nationen, zur na tür l ichen 
Folge haben. Wir k ö n n e n weder mi t der Welt von heute zurecht­
kommen, noch uns auf die Welt von morgen vorbereiten, wenn 
die Vereinten Nationen auf eine niedrige Effektivitäts- und Be­
deutungsstufe verwiesen werden. 

* # » 

Daß in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mi t dem 
Frieden eine Lücke besteht, zeigt sich daran, daß die Vereinten 
Nationen — mi t allen ihren Mißerfolgen und Erfolgen, ihren 
Schwächen und S t ä r k e n — die Aufmerksamkeit der akademi­
schen Gemeinschaft nicht in dem Maße fesseln konnten, wie 
dies angesichts ihrer Stellung i m internationalen Leben ange­
bracht wäre . Ohne diese offensichtliche Indifferenz würde dem 
Unternehmen Vereinte Nationen in ausschlaggebenden Krei­
sen der Öffentlichkeit nicht so geringe Wer t schä tzung entge­
gengebracht wie jetzt. Möglicherweise neigen Wissenschaftler 
dazu, die Charta lediglich als ein Paket allgemeiner Grundsätze 
oder Gemeinplä tze anzusehen, die es kaum wert sind, unter­
sucht und analysiert zu werden. Eine solche Einstellung geht 
jedoch an der Tatsache vorbei, daß es sich bei den Fragen, die in 
der Charta angesprochen werden, u m zentrale Fragen i m Leben 
der Menschheit handelt. Als übe rgeo rdne t e s Thema t r i t t dabei 
die Unumgängl ichke i t des multilateralen Ansatzes bei der Lö­
sung internationaler politischer oder wirtschaftlicher, sozialer 
oder kultureller Probleme hervor. 
Da dieses Thema nur marginale Aufmerksamkeit erhält , w i r d 
noch immer verkannt, was sich mi t traditioneller Diplomatie 
erreichen beziehungsweise nicht erreichen läßt. Aus dieser 
Feh le inschä tzung wiederum resultiert die Tendenz der Regie­
rungen, die Vereinten Nationen zu übergehen . Wie bereits ge­
sagt, wurden internationale Probleme früher meist nicht durch 
die Heranziehung eines etablierten internationalen Apparats, 
sondern mi t anderen Mit te ln gelöst. Wenn sich irgendeines der 
Probleme, die heute auf der Tagesordnung der Vereinten Natio­
nen stehen, mi t solchen Mit te ln lösen ließe, wä re dies längs t 
geschehen. Davon, daß auch die Vereinten Nationen nicht im­
stande gewesen sind, diese Probleme zu lösen, wi rd viel Aufhe­
bens gemacht, dabei aber kaum bedacht, daß allein schon ihre 
Überweisung an die Vereinten Nationen ein klares Eingeständ­
nis ist, daß die beteiligten Regierungen sich mi t der Problemlö­
sung über forder t sehen. Und bei den beteiligten Regierungen 
handelt es sich nicht nur u m die Parteien des jeweiligen Kon­
flikts, sondern in einigen Fäl len u m praktisch die gesamte 
internationale Gemeinschaft. 
Ich r ä u m e durchaus ein, daß es i m Kontext all dieser Probleme 
zu Situationen kommen kann, i n denen ein von Sachkenntnis 
getragenes diplomatisches Vorgehen i m traditionellen Sinn 
dazu beitragen kann, gewisse Ä n d e r u n g e n herbeizuführen, die 
sich problemmildernd auswirken können . Wie aktuelle Erfah­
rungen deutlich zeigen, haben solche Wirkungen jedoch nur 
kurzfristig Bestand. Eine dauerhafte und umfassende Regelung 
kann nur durch Einsatz des zentralen Instruments des Mult i la­
teralismus, der Vereinten Nationen, zustande kommen. Klassi­
sche Beispiele hierfür sind die Probleme i m Nahen Osten und 
i m Südl ichen Afrika. Unilaterale M a ß n a h m e n , bilaterale Bemü­
hungen, trilatrale Vereinbarungen — nichts hat den genannten 
Regionen bisher den Frieden gebracht, den die Völker dort — 
Araber wie Israelis, Weiße wie Schwarze — i n so hohem Maße 
verdient haben. Warum sich diese Probleme in den Vereinten 
Nationen bisher einer Lösung entzogen haben, ist ebenfalls 
eine Frage, die es wert wäre , von den Wissenschaftlern einge­
hend analysiert zu werden. Eine solche Analyse sollte nicht nur 
auf das Wesen der Probleme selbst eingehen, sondern auch dar­
auf, wie die Vermi t t le r tä t igkei t der Vereinten Nationen dabei i n 
Anspruch genommen wurde. 
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I n diesem Zusammenhang bietet sich auch die Über legung an, 
daß nicht nur Krieg und Frieden sich in unserem Zeitalter vom 
Wesen her geände r t haben, sondern daß der Charakter von Ver­
handlungen einen ebensolchen Wandel erfahren hat. Ein Ver­
s t ändn i s von Konfliktsituationen w ä r e in der heutigen Zeit un­
vollständig, wenn damit nicht auch ein Begreifen der legitimen 
Interessen, die verdienen, daß ihnen Genüge getan wird , und 
der völlig realen Ängste , die beschwichtigt werden müssen , ein­
hergehen würde . Ein solches Begreifen erschl ießt sich aber nur 
auf dem Weg über einen multilateralen Ansatz. So manches 
Problem bleibt i n fruchtlosen Diskussionen stecken, wei l die 
eine Seite nicht die Ängs te und Nöte, die atavistischen Emotio­
nen und den Nationalstolz erkennt, von denen die andere Seite 
geleitet wi rd . Sofern w i r nicht die Ursachen für die Unsicher­
heit von Nationen erfassen — sei es i m regionalen oder i m glo­
balen Kontext —, w i r d das Streben nach Lösungen für interna­
tionale Probleme auch in Zukunft nicht aus der Sackgasse her­
auskommen. So lange die vitalen Interessen aller Beteiligten 
ausreichend berücksicht ig t werden, w i r d es keine Partei als Zei­
chen der Schwäche ansehen, wenn ein triftiges Argument Ge­
hör oder ein e r w i e s e n e r m a ß e n vernünf t iger Kurs Annahme fin­
det. Dies ist jedoch nur in einem multilateralen Forum möglich, 
in dem potentielle B e r ü h r u n g s p u n k t e erkennbar werden, die 
auf den ersten Blick und in einem bilateralen Kontext inexi­
stent erscheinen. Der damit verbundene Prozeß ist zwangsläu­
fig zeitraubend und kompliziert. Er bringt immer wieder Fru­
strationen mi t sich, doch eine andere Methode zur friedlichen 
Beilegung von Streitigkeiten gibt es nicht. 
Dies leitet über zu einer anderen Frage, mi t der sich die Wissen­
schaftler meines Erachtens mehr auseinandersetzen sollten. 
Bei der Analyse der Ursachen dafür, daß der eine oder andere 
Streitfall nicht beigelegt werden konnte, liegt oft der Schluß 
nahe, daß man ja mi t dem Problem >leben< kann, da es sich nun 
einmal als einer Lösung unzugängl ich erwiesen hat. Zu einem 
solchen Schluß dürfen weder die Wissenschaftler noch die Ver­
einten Nationen kommen. Man kann mi t keinem Problem leben 
— was nur bedeutet, daß man es zum Weiterschwelen sich 
selbst über läß t —, wenn es chronische Unsicherheit hervorruft, 
den Entwicklungsprozeß einer Gesellschaft i n falsche Bahnen 
lenkt, ihre Ziele verzerrt, die Menschenrechte u n t e r g r ä b t und 
explosive Möglichkei ten für einen in Zukunft noch ausgedehn­
teren und s tü rmische ren Konf l ik t i n sich birgt. Sein Fortbe­
stand an sich ist schon eine Ungerechtigkeit, die abgestellt wer­
den muß. Der Wissenschaftler, der mi t der Menschheit mitemp­
findet und dem das Leben aller seiner Mitmenschen am Herzen 
liegt, kann Pass iv i tä t gegenüber einem wichtigen internationa­
len Problem nicht vertreten. In seiner Analyse der Gründe , 
warum sich das Problem bisher einer Lösung entzogen hat, 
sollte er nicht zu Tatenlosigkeit anregen, sondern vielmehr zu 
energischeren, weniger b ruchs tückhaf ten und besser fundier­
ten Anstrengungen. So w i r d er zu einem Verbünde ten i m Pro­
zeß der Festigung des Friedens. 

Ich habe einige der Themenbereiche angesprochen, für deren 
Analyse, Erforschung und Erö r t e rung die Wissenschaftler 
große Verantwortung tragen, wenn w i r auf eine sicherere Zu­
kunft hinarbeiten wollen. Da kein Winkel der Erde dem Auge 
des Satelliten entgeht, da die Wissenschaft unter den Bewoh­
nern unseres Planeten eine Sol idar i tä t geschaffen hat, die sie 
nie zuvor ve r spü r t haben, m ü s s e n w i r die Welt als ein Ganzes 
sehen. Tagtägl ich entstehen neue Interessengemeinschaften, 
entstehen über Landes- und Kulturgrenzen hinweg neue Ge­
meinschaften. Wir dürfen die Welt nicht als Arena betrachten, 
i n der die Großmäch te ihre Konkur renzkämpfe austragen, son­
dern als Bühne , auf der die Mächte des Wissens und der Unver­
nunft, der Aufklärung und des Vorurteils, der Gerechtigkeit und 
der Ungerechtigkeit miteinander i m Widerstreit liegen. Die sich 
hierbei abzeichnenden Erfordernisse verlangen nach neuen 
Formen der Zusammenarbeit zwischen den Nationen. 
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Internationales Jahr des Friedens und Westfälischer Frieden, dies waren die 
Bezugspunkte der Ansprache des UN-Generalsekretärs vor der Universität 
Osnabrück am 10.Juli. Der Fachbereich Rechtswissenschaften — rechts im 
Bild Dekan Prof. Dr. Winfried Mummenhoff — hatte dem Gelehrten und 
Staatsmann Javier Perez de Cuellar die Ehrendoktorwürde verliehen, einer 
Persönlichkeit, die sich in besonderem Maße um den Weltfrieden verdient 
gemacht hat. »Zu lange haben sich«, so Perez de Cuellar am gleichen Tage bei 
anderer Gelegenheit, »Historiker auf die Geschichte von Kriegen konzen­
triert. Am Ende unseres Jahrhunderts ist es an der Zeit, sich endlich auch 
einmal mit der Geschichte der Friedensstiftung zu befassen. Die Bedingungen 
von Friedensschlüssen sollen analysiert werden, damit die Erfahrungen der 
Vergangenheit auch zur Beendigung der heutigen Konflikte genutzt werden 
können. Im gegenwärtigen Internationalen Jahr des Friedens sollte die Erfor­
schung der Geschichte und der Bedingungen von Friedensstiftung an Univer­
sitäten und Forschungszentren in der ganzen Welt gefördert werden.... Osna­
brück und seine Universität erscheinen mir in diesem Internationalen Jahr 
des Friedens besonders geeignet, eine solche Initiative für die wissenschaftli­
che Erforschung der Bedingungen des Friedens in Gang zu bringen.« 

Die Charta der Vereinten Nationen bietet, wie ich glaube, aus­
reichenden Spielraum für die Entwicklung solcher Koopera­
tionsformen; in der Tat haben die Vereinten Nationen bei ihrer 
Arbei t bereits den Nachweis ihres Potentials erbracht. Jedoch 
kann die akademische Gemeinschaft einiges dazu tun, um die 
politisch Verantwortlichen solchen Bestrebungen gegenüber 
geistig aufgeschlossen zu machen. Ihre Erkenntnisse und Anre­
gungen zur Friedensproblematik k ö n n e n in gesunde Vor­
schläge für fruchtbare Lösungsansä tze in der Abrüstungs- , Ent-
wicklungs- und Stabil i tätspoli t ik umgesetzt werden, und Sie 
k ö n n e n sich dadurch in den Dienst des Strebens nach weltwei­
tem Frieden in Gerechtigkeit stellen. 
Eingangs habe ich den Abschluß des Westfäl ischen Friedens i m 
17. Jahrhundert e rwähnt , der ungeheure Auswirkungen auf das 
damals i m Entstehen begriffene europä ische Staatensystem 
hatte. I n solchen historischen Momenten, wo Frieden geschaf­
fen wird , kristall isiert sich s t a a t s m ä n n i s c h e Kreat ivi tä t . Zu kei­
ner anderen Zeit wurde solche Staatskunst dringender ge­
braucht als heute. Nie zuvor h ä t t e sie sich auf die Lebensbedin­
gungen der Menschen unserer ganzen Erde so wundersam aus­
wi rken k ö n n e n wie in dieser unserer Zeit. 
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Keine Eile bei der Lösung des Afghanistankonflikts 
UN-Vermittlung am toten Punkt 

Seit bald sieben Jahren kämpfen sowjetische Truppen in Afgha­
nistan1, doch ist weder ein militärischer Sieg in Sicht noch 
haben die Bemühungen um eine politische Lösung des Kon­
flikts den Durchbruch erzielt. Ohne konkrete Fortschritte wurde 
die bisher letzte Runde der im Rahmen der Vereinten Nationen 
stattfindenden Verhandlungen am 8. August auf unbestimmte 
Zeit vertagt. Der als Vermittler wirkende UN-Untergeneralse­
kretär für besondere politische Fragen, Diego Cordovez, erklärte 
zwar, der Verhandlungsprozeß sei »durchaus lebendig« und 
werde fortgesetzt, doch unter den Beobachtern mehren sich die 
Zweifel am Kompromißwillen der Sowjetunion. Cordovez selbst 
mußte einräumen, daß einige »schmerzliche Entscheidungen« 
noch nicht gefallen sind. 

Kosmetische Operationen 

Die Ablösung des mi t dem Odium eines Statthalters von Mos­
kaus Gnaden behafteten Babrak Karmal durch den f rüheren 
Geheimpolizeichef Mohammad Najibullah an der Spitze der 
> Demokratischen Volkspartei Afghanistans< erbrachte ebenso­
wenig die fällige Flurbereinigung wie die Ankünd igung des Ge­
n e r a l s e k r e t ä r s der KPdSU, Michai l Gorbatschow, bis Jahres­
ende sechs sowjetische Regimenter aus dem südl ichen Nach­
barland abzuziehen. »Plus ca change, plus c'est la meme chose«, 
könn te man mi t einem französischen Sprichwort sagen. Speku­
lationen über eine Kr iegsmüdigke i t der Sowjetunion, die durch 
Andeutungen aus öst l ichen Diplomatenkreisen g e n ä h r t werden, 
haben sich bislang nicht am Verhandlungstisch niedergeschla­
gen. Die Sowjetführer beteuern unab läss ig ihren guten Willen, 
die Verhandlungen zum Erfolg zu führen. Auch die Tatsache, 
daß der Krieg i n Afghanistan für die sowjetischen Massenme­
dien nicht mehr tabu ist, läßt sich als psychologische Vorberei­
tung eines Disengagements auffassen. Nach wie vor w i r d aber 
der Rückzug des »auf Verlangen seiner Regierung in Afghani­
stan befindlichen begrenzten sowjetischen Truppenkontin­
gents« von einer politischen Regelung abhäng ig gemacht, 
»welche die wirkliche Beendigung der bewaffneten ausländischen Ein­
mischung in die inneren Angelegenheiten der Demokratischen Republik 
Afghanistan gewährleistet und die Unmöglichkeit ihrer Wiederholung 
mit Sicherheit garantiert« 2. 
Diese groteske Verdrehung der Ursachen des Konflikts, wonach 
nicht n ä h e r bezeichnete fremde Mächte einen »unerk lä r t en 
Krieg gegen Afghanis tan« führen, bleibt das Standardargument 
Moskaus und des Regimes i n Kabul. 
Objektiv hä t t e der sowjetische Parteichef gute Gründe , das Af­
ghanistan-Abenteuer abzubrechen. Er t r äg t an der Fehlent­
scheidung des Poli tbüros keine persönl iche Mitschuld, sondern 
hat den Krieg von seinem Vor-Vor-Vorgänger geerbt. Als am 
25. Dezember 1979 die ersten sowjetischen Luftlandetruppen in 
Afghanistan eindrangen, war Gorbatschow erst Kandidat fürs 
Poli tbüro. Die gesamte damalige Parteispitze mi t Generalsekre­
tä r Breschnew, KGB-Chef Andropow und Verteidigungsmini­
ster Ustinow weil t nicht mehr unter den Lebenden. Sie hatte 
mi t einem leichten Feldzug gerechnet, der das erst anderthalb 
Jahre alte, i n Bedrängn i s geratene kommunistische Regime ret­
ten sollte. Der >starke Mann< in Kabul, Hafisullah Amin , muß te 
physisch eliminiert werden, wei l er Moskaus Ra tsch lägen keine 
Beachtung schenkte. Seine Schreckensherrschaft brachte den 
Volkszorn gegen die >Saur<-(April-)Revolution von 1978 auf. 
Der schon unter Amins Vorgänger Nur Mohammad Taraki kalt­
gestellte und als Botschafter in die Tschechoslowakei abgescho­
bene F ü h r e r des >Partscham<-Flügels (nach der Zeitung >Die 
Fahne<), Babrak Karmal, kehrte mi t den sowjetischen Truppen 
nach Kabul zurück. Karmal versuchte in der Folge, die Legende 
aufzubauen, er sei schon lange vor dem Einmarsch der Sowjets 
i m afghanischen Untergrund gegen den Tyrannen A m i n tät ig 
gewesen. Hinsichtlich des Datums seiner angeblichen Ankunft 

P I E R R E SIMONITSCH 

i n der Heimat widersprach er sich jedoch mehrmals. Es scheint 
auch erwiesen, daß seine erste Rundfunkansprache am 27. De­
zember 1979 über einen in der Sowjetunion stehenden Sender 
verbreitet wurde. 

Kosten-Nutzen-Rechnungen 

Karmal gelang es nicht, die Lage zu stabilisieren und den 
erstarkenden Widerstand in Schach zu halten. Vertrauliche Be­
richte sowjetischer und os teuropä ischer Pressekorresponden­
ten zuhanden ihrer Chefredaktionen zeichnen ein ziemlich dü­
steres Bi ld der Lage. 15 Kilometer von der Hauptstadt entfernt 
beginne das unsichere Gebiet. Abseits der S t r a ß e n und größe­
ren Ortschaften übe die Regierung keinerlei Autor i tä t mehr 
aus. Dieses Bi ld deckt sich weitgehend mi t den Angaben der 
Widerstandsbewegungen. Diplomaten aus dem Westen und der 
Dri t ten Welt gelangen nach Verwertung aller verfügbaren In­
formationen zu folgender Analyse: 

1. 
Die sowjetische F ü h r u n g habe eingesehen, daß in Afghanistan 
alle Voraussetzungen für die Errichtung eines kommunisti­
schen Systems fehlen. Der geringe Einfluß des >Revolutions-
rats< sei augenfällig. Die Flügelkämpfe und manchmal blutigen 
Auseinandersetzungen innerhalb der afghanischen Partei i r r i ­
t ieren Moskau. Parteichef Karmal wurde vor seiner Abberu­
fung ziemlich deutlich angeklagt, i n der Hast Fehler begangen 
und zu wenig Rücksicht auf die Traditionen genommen zu 
haben. Das sowjetische Parteiorgan >Prawda< berichtete i m 
A p r i l über Diskussionen i m afghanischen Revolutionsrat, bei 
denen »Unzufr iedenhei t mi t dem bisher Erreichten und scharfe 
K r i t i k an Fehlern, die den revolu t ionären Prozeß behinder ten« 
zum Ausdruck gebracht wurden. Es sei der afghanischen Füh­
rung auch nicht gelungen, ihre Basis über eine kleine Gruppe 
von Revolut ionären hinaus zu verbreitern. 

2. 
Ein mi l i tär ischer Sieg der afghanischen Armee und der sowjeti­
schen Truppen ist nicht absehbar. Die j üngs t en Offensiven i n 
den Provinzen Paktia und Nangrahar, durch welche die Wider­
s t andskämpfe r von ihren Nachschublagern in Pakistan abge­
schnitten werden sollten, zeitigten bestenfalls einen halben Er­
folg. Zwar gelang es der Regierungsseite, unter schweren Op­
fern einige S tü tzpunk te der >Mudschaheddin< zu zers tören, 
doch ihre Bes tände reichen nicht aus, die Grenze wirkungsvoll 
abzuriegeln. Um der in mehreren Landesteilen gleichzeitig auf­
flammenden Gegenoffensive Herr zu werden, müß ten massive 
sowjetische V e r s t ä r k u n g e n he rangeführ t werden — ein Szena­
rio, das stark an die Eskalation des Vietnamkriegs erinnert und 
vor dem die Sowjets zurückschrecken . 

3. 
Die außenpol i t i schen Kosten des Krieges steigen s tändig . Als 
Barometer k ö n n e n die Abstimmungen der UN-Generalver­
sammlung dienen. M i t der Resolution 40/123 verlangten letzten 
Herbst 122 Staaten den »unverzügl ichen Abzug der fremden 
Truppen aus Afghanis tan«. Nur 19 Staaten stimmten dagegen 
und 12 ü b t e n Stimmenthaltung. Dies war die bisher deutlichste 
Abstimmungsniederlage der Sowjetunion i n der UN-General­
versammlung. Ein Jahr zuvor lautete das Ergebnis 119 gegen 20 
Stimmen bei 14 Enthaltungen. Nur mehr die engsten Verbünde­
ten halten Moskau also in dieser Frage die Stange, und auch 
von ihnen nicht alle freiwill ig. 
Vor der Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen ist 
die Sowjetunion durch die Veröffentl ichung zweier Berichte 
wegen ihrer brutalen Kampfmethoden i n Afghanistan an den 
Pranger gestellt worden. Die Sowjets versuchten, den mi t der 
Berichterstattung betrauten ös te r re ich ischen Völkerrechtspro-
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fessor Felix Ermacora als Nazi-Sympathisanten hinzustellen, 
konnten aber die enorme Breitenwirkung seines ursprüngl i ­
chen 4 und ein Jahr spä te r fortgesetzten Reports nicht unterbin­
den. 
Was realpolitisch schwerer wiegt als Abstimmungen der UN-
Generalversammlung und Berichte der Menschenrechtskom­
mission, ist der Rückgang des sowjetischen Einflusses in der 
islamischen Welt. Moskau sieht seine Möglichkei ten schwinden, 
in der Nahostpolitik mitzumischen. M i t ihrem wichtigen Nach­
barstaat I ran hat die Sowjetunion nicht zuletzt wegen ihrer 
Mil i tär in tervent ion in Afghanistan ein gespanntes Verhäl tn is . 

4. 
I n der Sowjetunion selbst breitet sich Unbehagen über den end­
losen Krieg mi t seinen zahlreichen Opfern aus. Nach amerika­
nischen S c h ä t z u n g e n 5 haben die Sowjets bereits 10 000 Tote, 
30 000 Verwundete und Materialverluste von Mill iarden Rubel 
zu beklagen. Dienstverweigerung, Fahnenflucht, Alkohol- und 
Drogenprobleme nehmen unter den sowjetischen Soldaten zu. 
Durch die rasche Rotation der Kampfverbände sind i m Laufe 
der Jahre Mil l ionen junger Sowjetbürger mi t den Real i tä ten 
konfrontiert worden. Der Krieg kann daher vom Propaganda­
apparat nicht l änger verschwiegen oder als Polizeiaktion gegen 
vom Ausland nach Afghanistan eingeschleuste Banditen ver­
niedlicht werden. In der sowjetischen Hauptstadt ist von der 
Mißs t immung noch nicht viel zu spüren , berichten Gewährs leu­
te, doch in Provinzzeitungen erscheinen verklausulierte Todes­
anzeigen von jungen Männe rn , die i n Afghanistan fielen. 

5. 
Die materielle Last des Krieges erschwert die von Gorbatschow 
angestrebte S t ä r k u n g der Wirtschaft. Nicht nur der Unterhalt 
einer 115 000 Mann starken Invasionsarmee verschlingt eine 
Menge Geld, das für dringende Investitionen fehlt. I m Süden 
der Sowjetunion m u ß eine kostspielige Infrastruktur für den 
Nachschub, die Ablösung der Truppen und andere logistische 
Aufgaben aufrechterhalten werden. Nach Berechnungen von 
Experten übers te ig t die Zahl der indirekt durch den Afghani­
stankrieg gebundenen Sowje tbürger um ein Mehrfaches die 
Mannscha f t s s t ä rke der Kampfverbände . Darüber hinaus m u ß 
die Sowjetunion die ze r rü t t e t e Wirtschaft Afghanistans über 
Wasser halten. Die Auslandsverschuldung der Regierung in Ka­
bul betrug schon 1982 fast 60 Prozent des Bruttosozialpro­
dukts. 

Sicherlich werden hinter den Kremlmauern auch einige Argu­
mente für die Fortsetzung des Krieges in die Waagschale ge­
worfen. Eines ist die Kont inu i tä t der politischen Linie, welcher 
das kommunistische System großen Wert beimißt . Schon des 
Unfehlbarkeitsanspruchs der Partei wegen ist es immer schwie­
rig, einmal getroffene Entscheidungen rückgängig zu machen, 
auch wenn sie sich als falsch herausstellen. Dazu k ä m e i m Falle 
Afghanistans die Schmach, eine zumindest formal an der Macht 
befindliche >Bruderpartei< dem Verderben preiszugeben. Dem 
Dogma zufolge ist der Sieg des >Sozialismus< ein unumkehrba­
res historisches Gesetz. Daß die Sowjetunion Afghanistan be­
reits zum sozialistischen Lager zählt , macht die konstante Ver­
wendung der Abkürzung DRA als Staatsbezeichnung deutlich, 
wie dies unter kommunistischen L ä n d e r n üblich ist. 
Globalstrategisch stellt der Einmarsch der sowjetischen Trup­
pen i n Afghanistan unbestreitbar einen Schritt i n Richtung zu 
den warmen Meeren und den Ölquellen des Persischen Golfs 
dar. Ob dieser strategische Nutzen nur ein Nebeneffekt oder 
aber der Auslöser der Mil i tär in tervent ion war, w i r d der Ge­
schichtsschreibung wohl ewig verborgen bleiben. Die Sowjets 
selbst geben aber strategische Über legungen zu, wenn sie ihre 
kämpfer i sche T r u p p e n p r ä s e n z mi t der » in ternat ional i s t i schen 
Sol idar i tä t mi t dem afghanischen Volk und den Sicherheits­
interessen der Sowjetunion« rechtfertigen 6. Nach einer defensi­
ven Auslegung dieser Sicherheitsinteressen w ä r e es für die 
Sowjetunion gefährlich, wenn an ihren weichen Unterleib< — 

die kaukasischen oder überwiegend islamisch bevölker ten Re­
publiken — angrenzend ein zweites I ran oder ein proamerika­
nisch ausgerichtetes Regime en t s tünde . 
I n seiner Rede in Wladiwostok hat Gorbatschow nicht nur die 
Peitsche geschwungen, sondern auch das Zuckerbrot herge­
zeigt. Nach einer nationalen Versöhnung und einer Verbreite­
rung der gesellschaftlichen Basis der national-demokratischen 
Revolution soll eine Regierung unter Einbeziehung jener polit i­
schen Kräfte geschaffen werden, die sich gegenwär t ig außer­
halb der Landesgrenzen befinden, aber zur ehrlichen Teil­
nahme am Aufbau des neuen Afghanistan bereit sind. Wenige 
Tage spä te r st ieß der neue afghanische Par te i führe r Najibullah 
ins gleiche Horn. Wortwörtl ich wiederholte er i n einer Sendung 
von Radio Kabul das Angebot Gorbatschows auf Regierungsbe­
teiligung jener ins Ausland geflüchteten Gruppen, die das Re­
gime bisher als Banditen und Kriminel le bezeichnete und mi t 
denen es jegliche Verhandlungen ablehnte. 

Stummer Handel 

Dennoch bleiben die Widerstandsbewegungen von den Ver­
handlungen ausgeschlossen, die seit Juni 1982 unter der Ägide 
der Vereinten Nationen stattfinden. Das prozedurale Gerüs t 
dieser Verhandlungen gehör t zum Verschachteltsten, was sich 
bisher Diplomatengehirne ausdachten. Von den unmittelbaren 
Kriegsteilnehmern ist nur das von den Sowjets ges tütz te Re­
gime durch seinen Außenmin i s t e r Shah Mohammad Dost ver­
treten. Die Sowjetunion hä l t sich i m Hintergrund; die afghani­
schen Widerstandsbewegungen sind nicht zugelassen. Als einzi­
ger Verhandlungspartner der Regierung in Kabul t r i t t Pakistan 
i n Erscheinung. Außenmin i s t e r Sahabzada Yaqub-Khan be­
kommt aber seinen afghanischen Amtskollegen nie zu Gesicht. 
Die Pakistaner weigern sich, mi t den Vertretern Kabuls am 
gleichen Tisch Platz nehmen, weil sie die von der Sowjetunion 
eingesetzte Regierung nicht anerkennen. 

Zu Beginn wurden die Gesp räche >indirekt< geführt. Der UN-
Vermitt ler empfing in einem Büro des Genfer Völkerbundpala­
stes am Vormittag die pakistanische und am Nachmittag die af­
ghanische Delegation. Unter dieser Formel fanden drei Runden 
statt (16.-24.Juni 1982, 11.-22.April 1983 und 12.-24. Juni 1983). 
W ä h r e n d der langen Pausen versuchte Cordovez, durch Konsul­
tationen i n Kabul, Islamabad und Teheran den Prozeß voranzu­
treiben. Der Iran war zu den Verhandlungen eingeladen wor­
den, wei l sich auf seinem Terr i tor ium übe r eine Mi l l ion Afgha­
nis tan-Flücht l inge befinden. Die Regierung i n Teheran macht 
aber ihre Teilnahme von zwei Vorbedingungen abhängig : dem 
Abzug der sowjetischen Truppen aus Afghanistan und der Be­
teiligung der Widerstandsbewegungen an den Diskussionen 
übe r die Zukunft des Landes. Trotz ihres Boykotts läßt sich die 
Islamische Republik I ran laufend von Cordovez übe r den Ver­
handlungsstand informieren. 
Über ein Jahr lang ruhten die Verhandlungen völlig; ihre Wie­
derbelebung schien vergebliche Mühe . I m Laufe der drei ersten 
Runden hatten sich die B e m ü h u n g e n erfolglos auf die Ausar­
beitung eines einzigen Dokuments konzentriert, welches alle 
vier vereinbarten Kapitel unter einen Hu t bringen sollte. Diese 
Kapitel sind: 
1. Nichteinmischung i n die inneren Angelegenheiten der be­

troffenen Staaten, 
2. internationale Garantie dieser Nichteinmischung, 
3. freiwillige Heimkehr der etwa sechs Mil l ionen Flüchtl inge, 
4. Abzug der fremden Truppen. 
Der Vermitt ler der UN hatte Teile eines Vertragsentwurfs vor­
gelegt, die jedoch in dieser Form weder der Regierung in Kabul 
noch Pakistan annehmbar erschienen. 
I m A p r i l 1984 unternahm Cordovez mi t einer Rundreise durch 
den Mit t leren Osten einen Anlauf zur Überwindung der Hinder­
nisse. Man einigte sich dabei auf eine neue Verhandlungsform, 
die >proximity talks<: Die afghanische und die pakistanische 
Delegation sitzen gleichzeitig i n getrennten R ä u m e n , w ä h r e n d 
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Cordovez als > Briefträger< die Vorschläge und Gegenvorschläge 
h in und her t rägt . Von diesem neuen Verfahren erhoffte man 
sich eine rationellere Abwicklung der Gespräche . Die Formel 
erlaubte Ende August 1984 eine weitere, nur eine Woche dau­
ernde Verhandlungsrunde. Die beiden Seiten einigten sich aber 
lediglich darauf, die Nichteinmischung und Nichtintervention 
vom übr igen Paket zu trennen und in bilateralen Abkommen zu 
regeln. I n den Schlüsselfragen wurde keinerlei A n n ä h e r u n g er­
zielt. 
Selbst UN-Genera l sekre tä r Javier Perez de Cuellar verlor dar­
aufhin die Geduld. Wie er i n einer Unterhaltung mi t dem Autor 
dieser Zeilen erk lär te , könne die Weltorganisation nicht länger 
das Al ib i für einen angeblichen Friedenswillen liefern, w ä h r e n d 
der Krieg an Heftigkeit zunimmt. Der G e n e r a l s e k r e t ä r würde 
einer neuen Verhandlungsrunde erst zustimmen, wenn sich in 
den Kulissen ein Kompromiß abzeichnet. Nach langer Funk­
stille signalisierten die Konfliktparteien wieder etwas Bewe­
gung. Cordovez ergriff i m Mai 1985 erneut den Wanderstab und 
klapperte die Staatskanzleien des Mit t leren Ostens ab. Zwi­
schendurch brachten hohe UN-Chargen den Fall Afghanistan 
auch in Moskau und Washington aufs Tapet. Dabei wurde eine 
Vers tändigung erzielt, wonach die politische Lösung des Kon­
flikts aus einer Reihe von Rechtsinstrumenten bestehen soll: 

• einem Abkommen zwischen Afghanistan und Pakistan über 
Nichteinmischung und Nichteingreifen in die Angelegenheiten 
des anderen Staates; 

• einer Erklärung oder mehreren Erklärungen über internationale 
Garantien (die Sowjetunion und die USA zeigten sich gewillt, 
nach Vertragsabschluß die Souveränität Afghanistans schriftlich 
zu gewährleisten); 

• einem pakistanisch-afghanischen Abkommen über die freiwil­
lige Heimkehr der Flüchtlinge (ein ähnliches Übereinkommen 
müßte später mit dem Iran abgeschlossen werden); 

• einem Instrument, welches die Zusammenhänge und die Paralle­
lität zwischen den drei vorher genannten Maßnahmen und dem 
Rückzug der ausländischen Truppen herstellt. 

Das letzte und schwierigste Kapitel erhielt den unverfängl ichen 
englischen Titel interrelat ionships^ Wesentlicher Bestandteil 
soll ein zwischen Moskau und Kabul vereinbarter, von der Ge­
genseite akzeptierter Kalender für den Abzug der Sowjetarmee 
sein. Dafür müß te Pakistan die Militärhilfe für die Mudscha­
heddin einstellen und die Grenze zu Afghanistan für die Frei­
schär le r dicht machen. Dahinter stehen na tür l ich die großen 
Fragezeichen, wie ein Waffenstillstand erreicht werden und wer 

ein wieder u n a b h ä n g i g und blockfrei gewordenes Afghanistan 
regieren soll. 
Der erzielten Absprache folgte eine intensive Serie von Ver­
handlungen in Genf (20.-25.Juni, 27.-30.August und 16.-19. De­
zember 1985). Bereits in der Juni-Runde gelang es, die Entwürfe 
der bilateralen Abkommen über die Nichteinmischung und 
übe r die Flücht l inge zu Papier zu bringen. Der Vermitt ler der 
Vereinten Nationen erarbeitete i m Konzert m i t den Verhand­
lungspartnern auch den Text einer Deklaration übe r internatio­
nale Garantien, welcher der Sowjetunion und den USA zur Be­
gutachtung übermit te l t wurde. Beide Supe rmäch te schlugen Ab­
ände rungen vor, taten aber ihre Bereitschaft kund, auf dieser 
Basis als Garanten eines Friedensabkommens aufzutreten. 
Das entscheidende Kapitel indessen, das der in ter re la t ion­
ships^ gelangte ü b e r h a u p t nicht zur Behandlung. Der afghani­
sche Außenmin i s t e r behauptete plötzlich, daß diese Fragen 
nicht in indirekten Verhandlungen bereinigt werden könnten . 
Zur Inangriffnahme der Schlüsse lprobleme m ü s s e sich der Ver­
treter Pakistans mi t ihm an einen Tisch setzen. Pakistan wit­
terte hinter diesem Ansinnen eine Falle und lehnte es strikt ab. 
Das isolierte Regime in Kabul könne es j a lediglich auf seine 
diplomatische Aufwertung abgesehen haben und nach Errei­
chung dieses Ziels ein Abkommen übe r den Kern der Sache 
hintertreiben. Die Verhandlungen waren wieder am toten 
Punkt angelangt. 

I m März dieses Jahres reiste Cordovez erneut zehn Tage lang 
zwischen Kabul und Islamabad h in und her, um die Gespräche 
zu retten. Dabei kam der Kompromiß zustande, die Verhandlun­
gen vorläufig als >proximity talks< wei terzuführen. Bei der Un­
terzeichnung des Vertrags jedoch w ü r d e n die Vertreter Afgha­
nistans und Pakistans am gleichen Tisch Platz nehmen. I n Vor­
bereitung einer für den 5. Mai anberaumten neuen Runde redi­
gierte der UN-Vermittler einen eigenen Entwurf des Kapitels 
>Interrelationships< und flog damit am 18. Apr i l nach Neu-
Delhi, um ihn den bei einem Treffen der Bewegung der Block­
freien anwesenden Außenmin i s t e rn Afghanistans und Paki­
stans vorzulegen. 
Zu Beginn der siebenten Verhandlungsrunde erk lär te Cordovez 
vor der Presse in Genf, daß diese die endgült ig letzte sei. Er 
wollte die Kontrahenten damit in die Pflicht nehmen und deut­
lich machen, daß die Möglichkei ten der Vereinten Nationen 
bald erschöpft sind. Erstmals beklagte der hohe UN-Diplomat 

Auf unbestimmte Zeit vertagt 
wurden kürzlich die unter der 
Schirmherrschaft der Weltor­
ganisation stattfindenden Af­
ghanistan-Gespräche. Unmit­
telbar an ihnen beteiligt sind 
nur die Regierungen in Islama­
bad und Kabul, und auch diese 
reden nicht miteinander, son­
dern bedienen sich der Verein­
ten Nationen als Zwischenträ­
ger. Unser Bild vom 29August 
des Vorjahres zeigt den afgha­
nischen Außenminister Shah 
Mohammad Dost (3.V.I.) mit sei­
ner Delegation; ihm gegenüber 
(2.v.r.) sitzt Diego Cordovez, 
UN-Untergeneralsekretär für 
besondere politische Fragen. 
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>Ja zum Leben, Nein zu Drogen< 
lautet das Motto der durch Resolution 40/122 der Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen einberufenen internationalen Konfe­
renz über Drogenmißbrauch und unerlaubten Suchtstoffverkehr< (In­
ternational Conference on Drug Abuse and Illicit Trafficking, ICDAIT). 
Sie wird vom 17. bis zum 26. Juni 1987 in Wien stattfinden. Die Besorg­
nis der internationalen Gemeinschaft angesichts dieses weltweiten 
Problems drückte sich beispielsweise auch in der >Erklärung über die 
Bekämpfung des Drogenhandels und Drogenmißbrauchs' vom 14. De­
zember 1984 aus (Text: VN 1/1986 S.39f.). 

auch öffentlich die mangelnde Eile der Unte rhänd le r . »Die Uh­
ren des Mit t leren Ostens gehen langsamer« , meinte er, »wenn 
ich das nächs t e Mal in die Gegend reise, werde ich anstelle des 
Flugzeugs ein Kamel benu tzen« . 
Einen Funken Hoffnung brachte die Meldung, daß die Sowjet­
union mi t ihren Schütz l ingen in Kabul einen Truppenrückzugs ­
kalender vereinbart hatte. M i t einiger Verzögerung gelangte 
dieser Kalender auf den Genfer Verhandlungstisch. Der Plan 
gibt den Sowjets nach der Unterzeichnung eines Abkommens 
aber vier Jahre Zeit, ihre Truppen etappenweise abzuziehen. 
Pakistan ver t r i t t die Ansicht, daß für diese Operation vier Mo­
nate ausreichen würden . »Jede Minute, die w i r der logistisch 
notwendigen Zeit für die Heimschaffung der Sowjetsoldaten 
hinzufügen, spielen w i r russisches Roulet te«, meinte ein paki­
stanischer Regierungsvertreter. Die Einstellung der Militärhilfe 
an die Mudschaheddin würde deren Kampf den gegenwär t igen 
Schwung nehmen, der sich nicht rasch wieder ankurbeln läßt, 
falls die Sowjets unter einem Vorwand eine neue Offensive 
starten. 
Bei den Verhandlungen geht es also darum, die einzelnen 
Schritte zeitlich abzustimmen und fest miteinander zu ve rknüp­
fen, damit sich keine Seite der Vert ragserfül lung entziehen 
kann. Seit dem Beginn der siebenten und e rk lä r te rweise letzten 
Runde hat sich aber nicht viel getan. Die Gespräche wurden 
bereits zweimal unterbrochen, immer mi t dem Hinweis, daß die 
gleiche Runde weitergeht. Laut Cordovez befinden sich die Ver­
handlungen indessen nicht wieder in der Sackgasse. Bei dem 
gegenseitigen Miß t rauen werde eben jedes Wort auf die Gold­
waage gelegt und jeder Satz auf eventuelle unterschiedliche 
Interpretationen geprüft. Die jüngs te Vertagung auf unbe­
stimmte Zeit gibt aber nicht gerade den Optimisten Auftrieb. 

>Afghanisierung< des Konflikts 

Worauf warten die Kontrahenten? Fü r die Sowjetunion liegen 
die Vorteile eines Zeitgewinns auf der Hand. Sie hofft, daß der 
neue afghanische Par te i führer Najibullah seine Sache besser 
macht als Karmal . Der 39jährige Paschtune aus der strategisch 
wichtigen Grenzprovinz Paktia war ursprüngl ich Arzt. Er ge­
hör t der Partscham-Linie und seit 1977 dem Zentralkomitee der 
Demokratischen Volkspartei an. Wie Karmal wurde er nach der 
April-Revolution, die eigentlich nur ein Putsch war, von der 
Chalq-Fraktion ins Exi l getrieben und kehrte 1979 wieder in die 
Heimat zurück. I m Revolutionsrat wurde er dann Verantwortli­
cher für den Staatssicherheitsdienst (Khad), den er nach dem 
Vorbild des sowjetischen KGB ausbaute. Er genießt den Ruf, 
die Widerstandsbewegungen mi t eigenen Leuten durchsetzen 
und spalten zu können . Einige Sonder-Waffenstillstandsverein-
barungen gehen auf seine Geschicklichkeit zurück, die Loyali­
t ä t von S tammes fü r s t en zu erkaufen. Als eine seiner Pr ior i tä ten 
hat Najibullah die S t ä r k u n g der arg geschrumpften Regie­
rungss t re i tk rä f te bekanntgegeben. 
I n genau dieses Muster paß t die Ankünd igung Gorbatschows, 
sechs sowjetische Regimenter bis Jahresende aus Afghanistan 
abzuziehen. Mili tärisch schwächt der Rückzug von etwa 7000 
Soldaten — darunter zwei sinnlose Luftabwehrregimenter — 
das Expeditionskorps kaum. Die wirksamsten Waffen der So­
wjets, ihre Flugzeuge und Kampfhubschrauber, starten ohnehin 
von Basen in der Sowjetunion. Die verlustreichen Gefechte auf 
dem Terrain möchte Moskau nach Möglichkeit den afghani­
schen Regierungstruppen über lassen . Augenzeugen berichten, 
daß zunehmend afghanische Soldaten an vorderster Linie ein­
gesetzt werden, un te r s tü t z t und angetrieben von sowjetischen 
>Speznas<-Einheiten. 
So wie die USA einmal den Vietnamkrieg >vietnamisieren< woll­
ten, versuchen die Sowjets jetzt i n Afghanistan den Regierungs­
soldaten die Hauptlast des Krieges aufzubürden. Auch die Stra­
tegie der verbrannten Erde, welche die Zivi lbevölkerung in die 
leichter zu kontrollierenden S täd te treiben und die Wider­
s t andskämpfe r jeglicher lokaler Un te r s tü t zung berauben soll, 
weckt Erinnerungen. Ob die Sowjets damit mehr Erfolg haben 
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als die Amerikaner, bleibt abzuwarten. Vorläufig setzt Moskau 
jedenfalls auf diese Karte. 
Unter Druck geraten ist die Gegenseite. Pakistan sieht sich 
zunehmend E inschüch te rungsve r suchen der Sowjetunion aus­
gesetzt. Die schon fast systematische Bombardierung pakistani­
scher Dörfer, i n denen sich afghanische Wider s t andskämpfe r 
aufhalten, ist gewiß kein Zufall. Angeblich hat Gorbatschow 
dem pakistanischen Staatschef Zia ul-Haq M a ß n a h m e n ange­
droht, falls er die Bildung einer afghanischen Exilregierung 
zuläßt. Der Vielvölkerstaat Pakistan m u ß auch ohne Zutun so­
wjetischer Agenten seine Destabilisierung befürchten. Die An­
wesenheit von fast vier Mil l ionen afghanischen Flüchtl ingen, 
die sich eine gewisse Autonomie geschaffen haben, führt zu 
Reibereien mi t der einheimischen Bevölkerung. Ein verschwie­
genes Kapitel ist der ausgedehnte Drogenhandel. Nach den Sta­
tistiken der Rauschgiftabteilung der Vereinten Nationen in 
Wien hat der >Goldene Halbmond< (das afghanisch-pakistani­
sche Grenzgebiet) das b e r ü h m t e >Goldene Dreieck< (Thailand-
Birma-Laos) als führender Heroinlieferant überflügelt . Das aus 
Afghanistan stammende Rohopium w i r d in geheimen Labors in 
Pakistan zu Heroin und anderen Derivaten weiterverarbeitet. 
Afghanische Widerstandsgruppen finanzieren auf diese Weise 
ihre Waffenkäufe. Der Großteil der Ware geht nach Europa und 
Nordamerika, doch auch in Pakistan selbst, vor allem i n Stu­
dentenkreisen, grassiert die Drogensucht. 
Die nunmehr auch innenpolitisch in Bedrängn i s geratene Re­
gierung Pakistans hat daher kein Interesse an einer Eskalation 
des Krieges in Afghanistan. Sie behindert den Transit moder­
ner amerikanischer Waffen für die Mudschaheddin. Nur wenige 
der von Washington gelieferten >Stinger<-Fliegerabwehrrake-
ten gelangten in die H ä n d e der Widers tandskämpfer . I m übri­
gen stellten sich die Raketen mi t infrarotempfindlichem Such­
kopf, die aus einem geschulterten Rohr abgefeuert werden, als 
unwirksam heraus. Es w i r d jetzt untersucht, ob die mangelnde 
technische Ausbildung der Fre ischär ler , der rüde Transport 
oder die starke Sonneneinwirkung daran die Schuld tragen. 
Sieben der wichtigsten Widerstandsbewegungen haben sich i m 
Herbst 1985 verbünde t . Sie trauen aber der Wahrnehmung ihrer 
Interessen durch Pakistan immer weniger. Wie ihr Sprecher 
Sayed Ahmad Gailani i m A p r i l i n Genf erklär te , w ü n s c h t die 
is lamische Allianz der Mudschaheddin Afghanistans< selbst an 
allen Verhandlungen teilzunehmen. Ein in Genf erzieltes Ab-
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kommen unter Ausschluß der Widerstandsbewegungen w ä r e 
wertlos, meinte Gailani. 
Das Zweckbündnis zwischen den verschiedenen Widerstands­
bewegungen verdeckt aber nur notdürft ig ihre innere Zerris­
senheit ideologischer und ethnischer Natur. Ihre Gönner wollen 
daher wissen, welchen Weg ein von ihnen geführ tes Afghani­
stan nehmen würde . Eine Theokratie nach iranischem Vorbild 
w ä r e für die gemäßig ten arabischen Staaten und den Westen 
ein schlimmeres Übel als ein kommunistisch angehauchtes Re­
gime. Die westlichen Mächte lassen sich daher alle Optionen 
offen. Sie unterhalten immer noch diplomatische Vertretungen 
in Kabul und akzeptieren bei UN-Konferenzen mi t rein forma­
len Vorbehalten die Beglaubigungsschreiben der afghanischen 
Regierungsvertreter. Der unbarmherzige Krieg in Afghanistan 

w i r d wohl noch viele Opfer kosten. Bevor die Zeit für eine trag­
fähige Lösung reift scheint, m ü s s e n alle Konfliktparteien erst 
ihre Hausaufgaben machen. 

Anmerkungen 

1 Siehe auch den Bericht zur 6. Notstandssondertagung der Generalversamm­
lung in VN 2/1980 S.58f£. und den Beitrag von Karl-Heinrich Rüdersdorf, Af­
ghanistan 1981. Faustpfand eines neuen Kalten Krieges oder lösungsfähiger 
Konflikt?, VN 4/1981 S.109ff. 

2 Gorbatschow vor dem XXVII. Parteitag der KPdSU. 
3 Text: S.143 dieser Ausgabe. 
4 Siehe VN 4/1985 S.128f. 
5 Robert A. Peck, stellvertretender Abteilungsleiter im US-Außenministerium, 

am l.Mai 1986 bei einem Hearing des Unterausschusses des Repräsentan­
tenhauses für auswärtige Angelegenheiten in Asien und im Pazifik. 

6 Gorbatschow am 28.Juli 1986 in Wladiwostok. 

Zypern und die Mutterländer 
i 

Es ist sattsam bekannt, daß in Zypern seit übe r zwei Jahrzehn­
ten kein Friede herrscht — trotz der steten B e m ü h u n g e n der 
Vereinten Nationen und verschiedener Mitgliedstaaten. Daß 
der Streit zwischen den beiden Volksgruppen die Beziehungen 
zwischen Ankara und Athen schwer belastet, ist ebenso allbe­
kannt. I n diesem Aufsatz möchte ich die Ansicht vertreten, daß 
ohne eine Versöhnung zwischen Griechenland und der Türke i 
eine dauerhafte Lösung nicht zu erreichen ist. I n diesem Zu­
sammenhang ist es zweckdienlich, den Ablauf der Ereignisse 
seit den fünfziger Jahren kurz in Erinnerung zu bringen. 
I n der Zypernfrage wurden die Weichen schon vor gut dreißig 
Jahren gestellt, nämlich 1954, als die griechische Regierung 
nach anfängl ichem Zögern dem D r ä n g e n von Erzbischof Maka­
rius und seiner Volksgruppe nachgab und sich an die General­
versammlung der Vereinten Nationen wandte mi t dem Ziel, die 
Vereinigung der Insel mi t Griechenland (Enosis) zu bewerkstel­
ligen, und zwar durch Ausübung des Selbstbestimmungsrechts 
(über den Ausgang einer solchen Abstimmung bestand ja kein 
Zweifel). Wichtiger als der Unmut, den Athen dadurch in Lon­
don erregte, war die grundlegende und folgenschwere Stellung­
nahme der Türkei : Nicht nur sei ihr das Schicksal der Türkisch-
Zyprer nicht gleichgültig, sondern die Insel sei auch für die Ver­
teidigung der südl ichen Türke i und des nördl ichen Mittelmee­
res wichtig. Trotz dieser Einwände , die na tür l ich von den Tür-
kisch-Zyprern begrüß t wurden, befaßte sich die Generalver­
sammlung auf Ersuchen Athens weiterhin jähr l ich mi t Zypern; 
die Griechisch-Zyprer ihrerseits griffen zu den Waffen. Durch 
diese Entwicklung gewann die Zypernfrage in der Türke i höch­
ste nationale Bedeutung — und dabei ist es geblieben. I n den 
nachfolgenden Jahren wurden Ankaras Entschlossenheit und 
Beharrlichkeit und das damit verbundene Durchha l t evermögen 
der Türkisch-Zyprer wiederholt un te rschä tz t . Der beinharte 
Stand der Türke i — in Istanbul und Izmir kam es zu schweren 
Auschreitungen gegen dort ansäss ige Griechen und deren Ei­
gentum — brachte 1960 ein für die tü rk i sche Seite vorteilhaftes 
Vertragswerk, das in hohem Maße ihrem Hauptanliegen Rech­
nung trug. 

Innerhalb weniger Jahre wurde die griechische Regierung von 
den Griechisch-Zyprern wiederum unter Druck gesetzt, welche 
die Vereinbarungen von 1960 als untragbar empfanden und 
deren schrittweisen Abbau anstrebten. Keine Regierung in 
Athen hä t t e sich diesem Vorhaben widersetzen und ihre Unter­
s tü tzung verweigern können : zu eng waren die Bande, die Grie­
chenland von jeher mi t der Insel verknüpf ten , zu groß der Ein­
fluß der Kirche und das Ansehen Makarios', des Hellenisten. 
Athen war sich natür l ich voll bewußt, daß dies ein schicksal­
schwerer Entschluß war, der neue, gefährl iche Spannungen mi t 
Ankara entfachen würde . 

REMY G O R G E 

Als die Türkei , i n ihrer Eigenschaft als Schutzmacht, i m Dezem­
ber 1963, noch vor den Türkisch-Zyprern , Makarios' Vorschläge 
zu einer Ver fassungsänderung verwarf und noch i m selben Mo­
nat die ersten Wirren ausbrachen, sandte Griechenland in ra­
scher Folge Tausende von Offizieren und Truppen auf die Insel; 

Nicht von Erfolg gekrönt waren bisher die zähen Bemühun­
gen der Weltorganisation um eine Lösung der Zypernfrage — 
ungeachtet langer Beschäftigung mit dem Thema (vgl Ans­
gar Skriver, Zyprische >Jubiläen<. Zwanzig Jahre UNFICYP, 
zehn Jahre Teilung, VN 2/1984 SAlff.). Der letzte Bericht des 
Generalsekretärs vom ll.Juni 1986 (UN-Doc.S/18102/Add.l) 
ist höchst lesenswert und verdeutlicht einmal mehr, warum 
die bestgemeinten Vorschläge — wie sein jüngster Entwurf 
eines Rahmenabkommens — nicht zum Ziele führen können. 
Äußerst aufschlußreich sind nämlich die Stellungnahmen 
beider Seiten zu diesem Entwurf; die ausführlichen Antwor­
ten, die dem Bericht beiliegen, machen es augenfällig, daß in 
den grundlegenden Fragen die Kluft ebenso tief ist wie vor 
zehn Jahren anläßlich der Wiener Gespräche unter der 
Schirmherrschaft von Kurt Waldheim. Die offenen Fragen 
betreffen nach wie vor: 
• den Zeitpunkt und das Ausmaß des Rückzugs der türki­

schen Truppen; 
• die sogenannten internationalen Garantien; 
• die Bewegungsfreiheit und Freizügigkeit sowie die freie 

Ausübung des Eigentumsrechts 
und schließlich 
• den Abzug der Festland-Türken, die sich seit 1974 ange­

siedelt haben. 
Angesichts des unvermindert gespannten Verhältnisses zwi­
schen den beiden Volksgruppen sowie zwischen Ankara und 
Athen — der kürzliche dreitägige Besuch des türkischen Mi­
nisterpräsidenten im Norden Zyperns sorgte für erneute Er­
regung — kommt es eigentlich nicht überraschend daß Prä­
sident Kyprianou darauf dringt, vorgängig, also vor Unter­
zeichnung eines Rahmenabkommens (das sich vor allem mit 
der Grundform, der Aufgabenverteilung, der gesetzgebenden 
und der vollstreckenden Gewalt eines künftigen Bundes­
staates und mit Verfahrensfragen befaßt} die obigen schwe­
benden Fragen anzupacken und einer Lösung zuzuführen. In 
den Augen Ankaras allerdings ist die griechische Seite nur 
darauf bedacht, eine vernünftige Lösung zu vereiteln, denn 
Zypern solle weiterhin dazu dienen, die Türkei an den Pran­
ger zu stellen, um ihr einerseits den Weg in die Europäische 
Gemeinschaft zu versperren und andererseits die amerikani­
sche Militär- und Wirtschaftshilfe an den >Erbfeind< trotz 
dessen geopolitisch bedeutsamer Lage in Schranken zu hal­
ten. 
Es ist deshalb nicht verwunderlich, daß nach dem letzten UN-
Bericht, in dem Perez de Cuellar seine Enttäuschung und 
Besorgnis nicht verbirgt, Stimmen laut werden, welche die 
Zypernfrage als unlösbar und die gegenwärtige De-facto-
Teilung als Dauerschicksal bezeichnen. Der Verfasser dieses 
Aufsatzes teilt diese Meinung — sofern keine Staatsmänner 
auftreten, um wie vor rund sechzig Jahren einen bahnbre­
chenden Wandel in den Beziehungen zwischen der griechi­
schen und der türkischen Nation herbeizuführen. 
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allein die griechisch-zyprische Nationalgarde benöt igte meh­
rere hundert Offiziere vom Festland. Obschon die zah lenmäßig 
stark unterlegenen Türkisch-Zyprer in arge Bedrängn i s gerie­
ten, hatte die Türke i nichts Gleichwertiges entgegenzusetzen, 
da sich die Küs t en der Insel i n gegnerischer Hand befanden. 
Sie setzte jedoch für kurze Zeit ihre Luftwaffe ein und drohte 
1964 zum ersten Mal mi t einer Landung. Aus tü rk i scher Sicht 
waren die folgenden drei Jahre besonders bitter und die Insel 
einer De-facto-Enosis nahe, insbesondere, da die Türkisch-Zy­
prer Regierung und Verwaltung verließen, eine größere Anzahl 
von Dörfern r ä u m t e n und sich in Enklaven verschanzten. Eine 
Entspannung trat erst 1967 ein als Folge eines unverhä l tn i smä­
ßig starken Vergeltungsschlages von General Grivas — einem 
in Zypern geborenen Griechen — gegen ein türkisch-zypr isches 
Dorf. Eine als Antwort gedachte tü rk i sche Landung wurde i m 
letzten Augenblick von den Vereinigten Staaten abgewendet, 
aber nur unter der Bedingung, daß Grivas selbst und etwa zehn­
tausend Offiziere und Soldaten samt Waffen unverzügl ich nach 
Griechenland zurückkehr ten ; dies geschah unter Aufsicht der 
Vereinten Nationen. Spä te s t ens zu diesem Zeitpunkt m u ß Ma­
karius endgül t ig eingesehen haben, daß er sein 1948 begonne­
nes Lebenswerk — die Insel mi t Griechenland zu vereinigen — 
nicht zu Ende führen könne : dazu war die Türke i zu wachsam 
und zu stark. Obschon der Weg jetzt offen war, unter der 
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen Gesp räche zwischen 
den beiden Volksgruppen aufzunehmen, kam es nicht zu einer 
eigentlichen Kehrtwendung, denn inzwischen hatte in Athen 
eine Mil i tär junta die Macht ü b e r n o m m e n . Ich war zufällig bei 
Makarios, als ihm diese Nachricht auf einem Zettel übe rb rach t 
wurde. Obschon er — zu Recht — für seine Beherrschtheit, 
Ruhe und Unerschüt te r l ichkei t bekannt war, schien er zutiefst 
beeindruckt, er schwieg für eine geraume Zeit und flüsterte 
schlußendlich, kaum hörba r und schwach lächelnd: »Wir wer­
den ja sehen!« Es war unschwer zu erraten, von welchen Ge­
danken er ergriffen war. Bis dahin war er in der Lage gewesen, 
in Athen be t rächt l ichen Einfluß auszuüben und gleichzeitig die 
Gegner innerhalb seiner eigenen Volksgruppe in Schach zu hal­
ten. I n der Tat begann nach wenigen Monaten seine Machtfülle 
zu zerbröckeln, er wurde für seine al lzugroße Behutsamkeit 
und Zurückha l tung getadelt und sogar des Verrats an der 
Enosis-Bewegung bezichtigt. 

Seine bet rächt l iche Abs tü tzung auf die Linke zu Hause und auf 
die Blockfreien und Oststaaten wurden ebenfalls mißbilligt; 
auch die Aufnahme von Gesprächen zwischen den Volksgrup­
pen erregte Miß t rauen in den rechtsgerichteten Pro-Enosis-
Kreisen. Als es zu jener Zeit galt, diese Gesp räche anzubahnen, 
muß te ich Rauf Denktasch, den scharfsinnigen und zielstrebi­
gen Füh re r der Türkisch-Zyprer auf die >andere Seite< bringen; 
besonders auf ihn waren diese Kreise nicht gut zu sprechen: 
Hatte nicht er seine Volksgruppe aufgehetzt und auch die Tür­
kei aufgewiegelt und hereingezogen? Ich muß te deshalb Denk­
tasch bei Nacht und Nebel und auf Irrwegen zu einem Treffen 
mi t Glafkos Klerides, dem damaligen Sprecher des Abgeordne­
tenhauses, und Spyros Kyprianou, dem jetzigen Präs iden ten , 
bringen, um den Hitzköpfen ein Schnippchen zu schlagen. 
Denktasch, der nie einen Hut trägt , m u ß t e meinen benutzen 
und sich auf mein Geheiß h in förmlich i m Wagen verkriechen. 
Er nahm alles gelassen hin. 
Bald danach verbreiteten sich Gerüch te über vereitelte An­
schläge gegen Makarios; diese wurden zur Gewißheit , als sein 
Hubschrauber, der ihn zum Gottesdienst bringen sollte, abge­
schossen wurde — er entkam unverletzt. Es wurde offenkundig, 
daß die Athener Junta die Hand i m Spiel hatte und eigentlicher 
Drahtzieher war. Der Erzbischof verhehlte es nicht und stellte 
sie offen an den Pranger. I m Jul i 1974 war es soweit: Makarios 
wurde gestürzt ; zunächs t als tot gemeldet, vermochte er dank 
seiner Kaltblüt igkei t zu flüchten. Die Junta — ein weiteres Zei­
chen ihrer Unbesonnenheit — setzte einen verachteten, unbere­
chenbaren und daher gefährl ichen Mann als P rä s iden ten ein: 
Nicos Sampson. 

I I 

Diesmal waren die T ü r k e n nicht mehr aufzuhalten. Um es 
gleich vorwegzunehmen: Kenner von A t a t ü r k s Türke i sind ein­
hellig der Meinung, daß jede Regierung eingeschritten w ä r e 
und den Befehl zur Landung gegeben hä t t e . Jahrelang hatten 
sie als Schutzmacht beinahe tatenlos zusehen müssen , wie die 
Griechisch-Zyprer auf der Insel das Zepter führten, zusammen 
mi t den Griechen alle Gewalt an sich rissen, und wie die Tür­
kisch-Zyprer am Hungertuch nagten. Zweimal — 1964 und 1967 
— hatten die Vereinigten Staaten mi t starker Hand Landungs­
p läne vereitelt. Diesmal war ihr P rä s iden t dank Watergate der 
Entmachtung nahe; auch Kissinger üb te Zurückha l tung . Der 
Zeitpunkt war auch insofern für einen solchen Schlag günstig, 
als die griechische Seite unter sich uneins war, die Junta seit 
1967 auf der Insel über keine schweren Waffen mehr verfügte 
und, noch wichtiger, unter Joannides i m westlichen Bündn i s 
(und na tür l ich auch i m Osten) auf verschärf te Ablehnung stieß; 
die Ernennung Sampsons, die weit und breit Unglauben und 
E n t r ü s t u n g erzeugte, wirkte als rotes Tuch und diente Ankara 
zur weiteren Rechtfertigung. 
Die obigen Ausführungen sollen erneut aufzeigen, daß Grie­
chenland und die Türke i i n gleichem Maß wie die beiden Volks­
gruppen am Streit um Zypern beteiligt sind. Diese Tatsache 
wurde auch in Genf e rhär te t , wo sich kurz nach der Landung, 
g e m ä ß einer Aufforderung des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen, die drei Schu tzmäch te trafen. I n der ersten Runde, 
die Ende Jul i 1974 stattfand, waren die Vertreter der Volksgrup­
pen ü b e r h a u p t nicht dabei, und in der zweiten (Mitte August 
1974) spielten sie eher eine untergeordnete Rolle, denn es ent­
ging niemandem, daß das weitere Schicksal der Insel von Athen 
und Ankara abhing. Die Begegnung war trotz der lobenswerten 
B e m ü h u n g e n des britischen Außenmin i s t e r s Callaghan von 
vornherein zum Scheitern verurteilt, und zwar vor allem aus 
folgenden Gründen : 

Erstens war Athen nicht bereit, unter dem Druck der türkischen 
Landung und Besetzung unter anderem von Kyrenia und umliegen­
den Ortschaften (Fait accompli) einer Neuregelung zuzustimmen. 
Zweitens beruhte die Neuregelung, auf der Ankara bestand, auf 
einer bundesstaatlichen Lösung mit umschriebenen Gebieten für 
jede Volksgruppe, also einschließlich eines Bevölkerungsaustauschs 
(unannehmbar für die Gegenseite). 
Drittens verschanzte sich die griechische Seite vornehmlich hinter 
rechtlichen Erwägungen und schlug unter anderem vor, zur Verfas­
sung von 1960 zurückzukehren und Gespräche zwischen den Volks­
gruppen — ohne Einmischung der Schutzmächte — zwecks deren 
Anpassung zu führen (unannehmbar für die Gegenseite). 
Viertens hatte der geachtete Staatsmann Karamanlis kurz vor dem 
Genfer Treffen die unrühmliche Junta abgelöst. Hätte er, nur we­
nige Tage nach seinem Amtsantritt, Schwächen und Blößen gegen­
über dem >Erbfeind< gezeigt, wäre er Gefahr gelaufen, von einer 
Junta abgesetzt zu werden; die von türkischer Seite verlangte Neu­
regelung, die einer eigentlichen Umwälzung gleichkam, wäre zwei­
felsohne als eine solche Schwäche ausgelegt worden. Das Gebaren 
von Außenminister Mavros, selbst ein Parteiführer, in Genf ließ dies 
klar durchblicken. 

I n Genf wurde also nie eine eigentliche Verhandlungsgrundlage 
erreicht, und die Türke i setzte b e k a n n t e r m a ß e n die angestrebte 
Neuordnung mi t Waffengewalt durch. Die Inselvertreter spiel­
ten, wie schon e rwähn t , i m Genfer Krä f t emessen eine Neben­
rolle und lehnten sich, wie nicht anders zu erwarten war, äu­
ße r s t eng an die Sprecher der Mut t e r l ände r an. Ihre Reden 
waren jedoch packend; es war besonders ergreifend für mich, 
wie Denktasch mehrmals Klerides — beide auf Duzfuß — ein­
dringlich zuredete und beschwor, einzulenken, den >urgent 
mood< der Türke i zu erkennen, u m weiteres Blutvergießen zu 
ve rhü ten . 
Karamanlis ermögl ichte 1975 die Rückkeh r von Makarios nach 
Zypern. Es war ein kluger Zug; sein Ansehen und seine Aus­
strahlung in der Dri t ten Welt waren unvermindert groß, und er 
ve r s t ä rk t e ohne Zweifel Athens Bemühungen , Ankara weltweit 
anzuprangern und zum Nachgeben zu zwingen. Der Druck kam 
besonders von den Blockfreien; der Erzbischof hatte zum Ver­
d r u ß der Türke i das s t a a t s m ä n n i s c h e Kuns t s tück fertig ge-
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bracht, diese vor allem in der UN-Generalversammlung einfluß­
reiche Gruppe stets hinter sich zu haben, obschon er, der bereits 
i n Bandung dabei war, sich jahrelang für die Vereinigung der 
Insel mi t einem NATO-Mitglied einsetzte. Ich war gebeten wor­
den, ihn bei seiner Rückkeh r zu empfangen. Er landete mi t 
einem UN-Hubschrauber auf einem von uns geheimgehaltenen 
und daher menschenleeren Flugplatz — nur Klerides und ei­
nige Angehör ige der Friedenstruppe waren zugegen. Diese Si­
c h e r h e i t s m a ß n a h m e n waren am Platze, denn Makarios' Feinde, 
die sein Über leben nicht verschmerzt hatten, waren wohl unter­
getaucht, aber noch rege. Er stieg sichtlich bewegt aus, etwas 
verunsichert; er war sich nur zu gut bewußt , daß er eine verän­
derte Insel vorfinden w ü r d e — ein erheblicher Teil von türki­
schen Truppen besetzt und nahezu 200 000 Flüchtl inge! Er 
küß te die Erde, dankte für die Vorkehrungen und bestieg den 
wartenden Wagen (mit seinem Bruder am Steuer, wie schon 
immer). Bald hatte er, umjubelt wie in f rüheren Jahren, die 
Zügel wieder fest i n der Hand; er s tütz te sich dabei vers tändl i ­
cherweise stark auf das Mutterland und pflegte bis zu seinem 
Ableben unge t rüb te und vertrauensvolle Beziehungen mi t Ka-
ramanlis und seiner Regierung. 
Eine kurze Abschweifung sei mir hier erlaubt. Es m u ß näml ich 
hervorgehoben werden, daß sowohl Ankara als auch Athen in 
der Zypernfrage ihre besten Köpfe einsetzen. Ihre fähigsten 
und tücht igs ten Leute bleiben jahrelang mi t diesem Streitfall 
verkettet (und manche verdanken diesem Umstand eine äu­
ße r s t erfolgreiche Laufbahn). Diese hochkarä t ige Bemannung 
ihrer zus tänd igen Abteilungen zu Hause und ihrer Botschaften 
i n Nikosia und ihrer Vertretungen in New York bietet Gewähr , 
d a ß ihnen keine Einzelheit entgeht, weder i m eigenen Lager 
noch auf der Gegenseite; Vorkommnisse k ö n n e n daher inner­
halb kürzes te r Zeit mi t Sachkenntnis beeinflußt werden. Zwi­
schenfäl le oder sonstige Entwicklungen werden oft von ihnen 
klarsichtiger und weitblickender als von den erregten Volks­
gruppen bewertet. Für die friedenserhaltende Tät igkei t der 
Friedenssicherungstruppe der Vereinten Nationen auf Zypern 
(UNFICYP) sind diese Botschaften schlechthin unersetzlich; 
seit 1964 m u ß t e n sie uns unzähl ige Male beistehen, erhitzte 
G e m ü t e r in ihrem eigenen Lager zu beschwichtigen, um weite­
res Unheil zu verhindern. Auch ein erfahrener, vorurteilsfreier 
>peace-keeper< kann mi t seinen Entscheiden den Unmut der 
einen oder anderen Seite auf sich ziehen und i m zyprischen 
Blä t te rwald an den Pranger gestellt werden; auch in solchen 
Fäl len springen die Botschaften rettend ein. Es i s t bezeichnend, 
daß in all den Jahren die engen Beziehungen der UNFICYP zu 
den Botschaften der Mut te r l änder und jeweilige >Hilferufe< von 
den Volksgruppen nie beanstandet worden sind; dies ist insbe­
sondere bemerkenswert bezüglich der Griechisch-Zyprer, wel­
che die Regierung stellen und darauf bedacht sind, ihre welt­
weite Anerkennung aufrecht zu erhalten und ja keine Unter­
höhlung zu dulden. 

I m A p r i l 1975 wurden Gesp räche zwischen den beiden Gemein­
schaften unter der Schirmherrschaft der UNO wieder aufge­
nommen, um eine bundesstaatliche Lösung zu erarbeiten; i m 
selben Jahr wurde auch der Bevölkerungsaus tausch , diesmal 
auf friedlichem Weg durch die UNFICYP, i m großen und ganzen 
abgeschlossen. Öfters waren Sachvers tänd ige vom Festland bei 
den Gesp rächen zugegen; auch sonst blieben Ankara und Athen 
durch ihre Botschaften stets in Hörwei te . 
A n B e m ü h u n g e n fehlte es nie, und namentlich die UN-General­
s e k r e t ä r e setzen sich ohnegleichen ein, u m eine A n n ä h e r u n g 
der Standpunkte zu erreichen. Rückbl ickend ist unschwer zu 
erkennen, daß die Junta schon bald nach ihrer Machtüber­
nahme 1967 mi t ihren rechtsgerichteten Pro-Enosis-Freunden 
auf der Insel andere P läne schmiedete. Spä te r pflegte Makarios, 
halb i m Ernst, halb i m Scherz, zu sagen, daß er damals zu 
Unrecht von Washington und London der Unnachgiebigkeit be­
schuldigt worden sei; w ä r e er näml ich großzügiger gewesen, 
hä t t e die Junta bedeutend früher versucht, ihn ins Jenseits zu 
befördern! Dies t r i f f t wohl zu, obschon der Erzbischof hart und 
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unerbittl ich sein konnte, wenn es 1964 und in den nachfolgen­
den Jahren galt, die Türkisch-Zyprer in die Knie zu zwingen. 
Die Gespräche blieben auch nach der Landung zähflüssig; dies­
mal war die griechische Seite i m Nachteil und unter Druck, 
denn fast vier Zehntel der Insel waren in der Hand des Geg­
ners. K u r t Waldheim und Javier Perez de Cuellar, letzterer auch 
als vormaliger Sonderbeauftragter, legten sich mi t größter Hin­
gabe und Aufopferung ins Zeug; viele Verhandlungen auf höch­
ster Ebene fanden statt, darunter mehrere denkwürd ige Tete-
ä-tetes zwischen Makarios und Denktasch (später zwischen 
Kyprianou und Denktasch). Besonders die zwei ersten waren 
stets zuvorkommend zueinander, ja sogar leutselig; einmal 
wünsch te , verbunden mi t einem festen Händedruck , der Erz­
bischof Denktasch einen schönen Geburtstag. Denktasch und 
wi r waren verblüfft — der Tag stimmte! Fortschritte wurden 
manchmal erzielt, so schien es wenigstens; allzu oft wurden 
jedoch Zuges tändn i s se gemacht, nur um »den Genera l sek re tä r , 
der es ja gut meint, nicht zu stark zu ve rä rge rn« . Daß Reserva-
tiones mentales i m Spiele waren, offenbarte sich meist schon 
am n ä c h s t e n Morgen. 
Jetzt, zwölf Jahre nach der Landung, verbleiben besonders 
harte Brocken, wie zum Beispiel der Zeitpunkt eines Rückzugs 
der t ü rk i schen Truppen: vor oder nach Teilung der (bis jetzt von 
den Griechisch-Zyprern ausgeübten) Staats- und Regierungsge­
walt? I n anderen Worten, wann und unter welchen Bedingun­
gen sind die Griechisch-Zyprer bereit, ihre wichtigste Trumpf­
karte, die sie seit 1964 mi t g roßem Erfolg benützen, aus der 
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Hand zu geben? Ferner, wenn auch die Umrisse eines bundes­
staatlichen Ü b e r e i n k o m m e n s seit geraumer Zeit bekannt sind, 
erheischt die Regelung der Frage der Bewegungsfreiheit und 
der Freizügigkei t »im Gebiet des ande ren« weiterhin größte 
Umsicht und Sorgfalt. 

I I I 

Die Geschichte hat es gewollt, daß die Zyprer zwei verschie­
denen Nationen angehören ; an dieser Tatsache gibt es nichts zu 
rüt te ln . Der Griechisch-Zyprer fühlt sich als Grieche durch 
Sprache, Kirchengemeinschaft und Bildung. Schon i m letzten 
Jahrhundert versuchte seine Volksgruppe, die Insel mi t Grie­
chenland zu vereinigen; ihre beharrlichen B e m ü h u n g e n ver­
s t ä rk t en sich vor und unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg 
und dann in den fünfziger Jahren und wurden, wie wi r wissen, 
auch nach erlangter Unabhäng igke i t fortgesetzt. Die Stamm­
verwandtschaft der Türkisch-Zyprer mi t der Türke i braucht 
auch keine langwierige Erk lä rung : sie sind die Nachkommen 
der Türken , die sich nach 1571 w ä h r e n d der tü rk i schen Herr­
schaft (die 1878 endete) auf der Insel ansiedelten. Deshalb ver­
langten die Türkisch-Zyprer anfänglich, daß die Insel wieder 
der Türke i einverleibt oder zumindest zwischen den beiden 
Mut te r l ände rn geteilt werde. Übr igens ist die Sachlage auch 
von den Verfassern des Vertragswerks von 1960 voll berücksich­
tigt worden, denn es en thä l t bedeu+end mehr trennende als eini­
gende Merkmale. Man kommt daher unweigerlich zum Schluß, 

daß in Zypern zwei Völker aufeinanderprallen. Außerha lb der 
Insel sind beide Nationen wei thin entflochten, denn der Friede 
von Lausanne (1923) brachte unter anderem einen Bevölke­
rungsaustausch gewaltigen A u s m a ß e s mi t sich — anderthalb 
Mil l ionen Griechen und eine Mi l l ion T ü r k e n wurden dabei 
buchs täbl ich verpflanzt. Obwohl in Zypern unter ungleichen 
U m s t ä n d e n und Bedingungen 1974/75 ein solcher Austausch 
ebenfalls stattfand, bleiben beide Volksgruppen dazu verurteilt, 
weiterhin miteinander als Nachbarn i n einem u n a b h ä n g i g e n 
Zypern zu leben. Die letzten dreißig schlimmen Jahre haben ja 
aufgezeigt, daß andere Lösungen undurchführba r sind — so 
auch eine Teilung der Insel, der sich nicht nur die Griechisch-
Zyprer mi t allen Mit te ln widersetzen würden , sondern auch die 
Türke i , die nicht gewillt ist, griechisches Hoheitsgebiet auf der 
Insel zu dulden. Als Venizelos 1930 mi t A ta tü rk in Ankara 
zusammenkam, wurde das Treffen als Ende des Streites zwi­
schen beiden Völkern, der »zehn Jahrhunderte gedauert hat te« , 
bewertet; die Zukunft Zyperns, das sich damals noch in Groß­
britanniens festen H ä n d e n befand, wurde nicht erör ter t , ge­
schweige denn geregelt. 
Wie eingangs betont, bedarf es einer Ver söhnung wie der von 
1930 zwischen Ankara und Athen, u m den Weg zu einer bleiben­
den Lösung in Zypern zu ebnen und auch die Gegensä tze i m 
Ägäischen Meer zu übe rb rücken . Solange Griechenland und die 
Türke i mi t ihren Volksgruppen wie erbitterte Schachspieler 
darauf bedacht sind, sich keine Blöße zu geben, ihre eigene Stel­
lung auf Kosten des andern zu s tä rken , werden Argwohn und 
alte Vorurteile den nöt igen Vergleich verunmögl ichen . Zur Zeit 
A t a t ü r k s und Venizelos' und als Folge mörder i sche r Kriege war 
die Kluf t zwischen beiden Nationen une rmeß l i ch tiefer als heu­
te. Wie schon angedeutet, ist es sinnlos, daß sich beide Seiten 
gegenseitig die Schuld für die verfahrene Lage in Zypern i n die 
Schuhe schieben, denn keine Regierung, weder i n Athen noch 
in Ankara, hä t t e die Volkswut überlebt , wenn sie ihre A n h ä n g e r 
in Zypern i m Stich gelassen und sich ihren Anliegen widersetzt 
hä t te . Könn te diese V e r s ö h n u n g zwischen beiden Nationen, ein­
geleitet durch unerschrockene und weitblickende S t a a t s m ä n ­
ner, erzielt werden, w ü r d e n zweifelsohne die noch frischen 
Wunden in Zypern in kurzer Zeit vernarben, denn auch hier 
gibt es eine gewi s se rmaßen schmerzstillende E rk l ä rung für die 
bitteren Ereignisse. Jahrhundertelang — bis 1923 — hatten sich 
Griechen und T ü r k e n schonungslos bekämpft ; die Zyprer blie­
ben damals verschont, aber ihre spä te re Auseinandersetzung 
war i n mancher Hinsicht unvermeidbar. Von höhe re r Warte aus 
gesehen, gibt es — und dies sollte auch lindernd wi rken — 
weder klare Sieger noch Besiegte. Sicherlich haben die Grie­
chisch-Zyprer ihre u r sp rüng l i chen Ziele nicht erreicht, aber der 
außerordent l i che wirtschaftliche Aufschwung und der gegen­
wär t ige hohe Wohlstand i m Süden helfen die erlittenen Rück­
schläge zu ertragen. F ü r die Türkisch-Zyprer ist ihre heutige 
Lage mi t den äuße r s t widrigen Umständen , die von 1964 bis 
1974 herrschten, nicht vergleichbar, und doch hinken sie ihren 
Inselnachbarn bet rächt l ich hinterher. Die Präs iden tschaf t und 
Verwaltung Denktaschs werden außer von der Türke i von nie­
mandem anerkannt; dadurch erwachsen bedeutende wirtschaft­
liche Nachteile, werden der Außenhande l , der Flug-, Schiffs­
und Fremdenverkehr sehr erschwert. Um sich aus dieser Rand­
lage zu befreien, ist eine Zusammenarbeit mi t den Griechisch-
Zyprern uner läßl ich. 

Die Grundlagen für eine dauernde Vers tänd igung zwischen der 
griechischen und der tü rk i schen Nation fehlen 1986 wahrl ich 
nicht; die Hindernisse sind nicht turmhoch, wie behauptet wird , 
und sind von willensstarken Staatslenkern, die sich einen Platz 
in der Geschichte sichern wollen, zu meistern. Die j üngs t e Ge­
schichte offenbart, daß insbesondere S t a a t s m ä n n e r , die als hart 
und unnachgiebig gelten, befähigt sind, gegenüber einem >Erb-
feind< eine Kehrtwendung zu vollziehen. Es sei i n diesem Zu­
sammenhang an General de Gaulle erinnert; er, der schon früh 
für seine Unbeugsamkeit und übers te ige r te Vaterlandsliebe be­
kannt war, ü b e r r a s c h t e und ve rä rge r t e zugleich seine Freunde 
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zutiefst, als er die algerischen Departements zur Unabhängig­
keit führte . P räs iden t Nixon diene als weiteres Beispiel. Er ver­
dankte seine ursprüngl iche Laufbahn seiner unab läss igen 
Wühlarbei t gegen die äußers te Linke und der Entlarvung von 
> Mit läufern^ Dank diesem für rechtsgerichtete Kreise makello­
sen Leumund konnte gerade er es wagen, die Ver söhnung mi t 
der Volksrepublik China anzubahnen, trotz der tiefen Wunden 
des Korea- und des Vietnamkriegs; für diesen mutigen Schritt 
wurde er nie des Treuebuchs bezichtigt. Venizelos konnte we­
der Weichheit noch Verrat vorgeworfen werden, als er nach blu­

tigen und unbarmherzigen Auseinandersetzungen Ata tü rk die 
Hand reichte. 
Auch heute gibt es in der griechischen und in der tü rk ischen 
Nation Staatslenker, die in der Lage wären , einen Umschwung 
herbeizuführen, ohne von ihren Mi tbürgern verdammt zu wer­
den. Daß eine Wende zu einer grundlegenden Ver söhnung über­
fällig ist, bezeugen die erneut-nutzlos-gegenseitigen Anschuldi­
gungen und die weiterhin ergebnislosen B e m ü h u n g e n des Ge­
ne ra l sek re t ä r s , i n der Zypernfrage einen Durchbruch zu er­
zielen. 

Geschäftsordnung und Gestaltungsfreiheit 
Führungsrolle und Einfluß des Präsidenten der Generalversammlung der Vereinten Nationen 

Am 16. September— dem dritten Dienstag im September, wie es 
Regel 1 ihrer Geschäftsordnung1 vorschreibt — tritt die Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen am Sitz der Organisa­
tion in New York zur 41. ordentlichen Tagung zusammen. Sie 
wird nicht die Höhepunkte der Jubiläumssession des letzten 
Jahres aufweisen, und ob sie bei den politischen Schlüsselfra­
gen der Gegenwart — Abrüstung, Beseitigung des Apartheid­
systems, Friedenslösungen für Nahost, Afghanistan und die 
Golfregion — neue Akzente setzen kann, ist vorerst ungewiß. 
Mehr Routine denn Glanz steht zu erwarten. Das Erscheinungs­
bild einer Tagung in der Öffentlichkeit hängt freilich nicht 
allein von den behandelten Gegenständen oder spektakulären 
Ereignissen ab, es wird auch mitbestimmt von ihrem Präsiden­
ten und dessen Amtsführung2. Einer langjährigen Praxis fol­
gend, wechseln sich die Regionalgruppen im Vorsitz der Gene­
ralversammlung ab. Dieses Jahr steht das Amt den asiatischen 
Staaten zu. 

Er n immt den mittleren Sitzplatz am g r ü n e n Marmorpodium 
ein: der P rä s iden t der Generalversammlung der Vereinten Na­
tionen. M i t Ar t ike l 21 der UN-Charta eingerichtet, wurde das 
A m t des P rä s iden t en ausgestaltet und definiert durch die Ge­
schäf t sordnung der Generalversammlung, von der Praxis, ge­
m ä ß den Erfordernissen und seitens der einzelnen Amtsinha­
ber. Diese Faktoren spiegeln die V e r ä n d e r u n g e n wider, die i m 
Laufe der Zeit auf die Generalversammlung selbst einwirkten. 
Was nun haben die letzten vierzig Jahre für die Präs identschaf t 
der Generalversammlung als eine mi t Einfluß- und Führungs ­
chancen ausgestatteten Position bedeutet? 
Ein Rückblick zeigt, daß sich Einfluß und Führungspos i t ion des 
P rä s iden ten aus drei Quellen speisen: 
• der zentralen Stellung des Organs, dem er vorsteht; 
• dem Wahlverfahren, das auf der Basis schon festliegender 
Vereinbarungen garantiert, daß alle Regionalgruppen mi t dem 
Vorsitz in der Generalversammlung an die Reihe kommen; 
• der Glaubwürdigkei t und der Erfahrung des jeweiligen Prä­
sidenten selbst. 
Eine Position mi t Einfluß- und F ü h r u n g s c h a n c e n innezuhaben 
bedeutet freilich noch lange nicht, Einfluß und Führungskra f t 
auch auszuüben. Die Fäh igke i ten des einzelnen, die Weltpolitik, 
die äußeren U m s t ä n d e und die Gegebenheiten innerhalb der 
Weltorganisation selbst bestimmen die Chancen des Präs iden­
ten, sich das Potential dieses Amtes zu erschl ießen. Vierzig 
Jahre Vereinte Nationen bieten Beispiele zuhauf, wie das A m t 
ausgeübt wurde und wie es genutzt werden kann. 

Die zentrale Stellung der Generalversammlung 
und die formale Rolle ihres Präsidenten 

Grundlegend für die Einschä tzung der Präs iden tenro l le ist das 
Vers tändn i s für die zentrale Stellung innerhalb der Organisa-
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t ion der Vereinten Nationen, die die Charta der Generalver­
sammlung sowohl nach außen als auch nach innen zumißt. 
Unter externen Gesichtspunkten ist die Generalversammlung 
das einzige UN-Organ, in dem sich der universelle und auf eine 
Vielzahl von Zielen h in ausgerichtete Charakter der Organisa­
t ion manifestiert. I m Innenverhä l tn i s steht sie i m Kontakt mi t 
allen anderen Organen, wenn sie ihre Wahl- und Aufsichtsfunk­
tionen ausübt , was auch die Verabschiedung des Haushalts der 
Organisation beinhaltet. Eine effektive und o rdnungsgemäße 
Arbeit der Generalversammlung ist daher Dreh- und Angel­
punkt auch i m Hinblick auf den Erfolg der anderen UN-Organe 
bei der Erfüllung ihrer spezifischen Pflichten. Wenn die Arbei t 
der Generalversammlung zum Erliegen kommt, wi rd dies als­
bald auch die übr igen Organe der Vereinten Nationen läh­
men. 
Dies und der Wunsch nach einem für alle zugängl ichen Forum 
e rk l ä r en das anhaltende Interesse sämt l icher UN-Mitgliedstaa­
ten an einem reibungslosen und wirksamen Arbeiten dieses 
Hauptorgans. Für den P rä s iden ten hat dieses Interesse der Mi t ­
glieder die a l lmähl iche förmliche Umgrenzung seiner Rolle mi t 
sich gebracht — und damit die Einengung seines individuellen 
Ermessensspielraums als Vorsitzender. Seit den Tagen der er­
sten Session, als P räs iden t Paul-Henri Spaak (Belgien) seine 
Entscheidungen auf seine eigene Einschä tzung der jeweiligen 
Situation gründete , ist die Generalversammlung dazu überge­
gangen, den P rä s iden ten mi t einer Handreichung für die Füh­
rung der Geschäfte auszustatten. Die Regeln und Verfahrens­
vorschläge spiegeln die Empfehlungen von Ausschüssen wider, 
die seit 1948 von der Generalversammlung von Zeit zu Zeit ein­
gerichtet wurden, um Vorgehen und Prozeduren des Organs zu 
untersuchen. Die stetige Institutionalisierung der Verfahrens­
weisen der Generalversammlung und die wachsende Komplexi­
t ä t ihrer Aufgaben aufgrund der Zunahme der Mitgliederzahl 
wie der Tagesordnungspunkte haben die meisten P rä s iden t en 
— u n a b h ä n g i g davon, wie gut sie sich persönl ich in den Proze­
duren der Generalversammlung auskannten — dazu veranlaßt , 
diesen Vorschriften in aller Regel zu folgen. 
Trotzdem k ö n n e n Regelwerke und Analysen der Geschäftsord­
nung, so umfassend sie auch sein mögen, nicht sämt l iche Even­
tua l i t ä ten abdecken, und der einzelne kann noch immer in die 
Lage geraten, jenseits der Routine nach seinem Ermessen ur­
teilen zu müssen . Solcherart Situationen geben Gelegenheit, 
F ü h r u n g s s t ä r k e zu zeigen; die Effektivität der F ü h r u n g aber 
h ä n g t von der Fähigkei t des Vorsitzenden ab, einen Kurs einzu­
schlagen, der die Interessen aller Mitglieder angemessen wider­
spiegelt. 

Die 19.Tagung der Generalversammlung i m Jahre 1964 liefert 
ein Beispiel für diese Herausforderung an den Präs identen , und 
zwar i m Falle der sowjetischen und französischen Weigerung, 
sich an den Kosten für die in Nahost eingesetzten Notstands­
s t re i tkräf te der Vereinten Nationen (UNEF I) und für die Ope-
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Die Präsidenten der Generalversammlung 

Ordentliche Tagungen 
1. (1946) Paul-Henri Spaak Belgien 
2. (1947) Oswaldo Aranha Brasilien 
3. (1948/49) Herbert V. Evatt Australien 
4. (1949) Carlos P. Romulo Philippinen 
5. (1950/51) Nasrollah Entezam Iran 
6. (1951/52) Luis Padilla Nervo Mexiko 
7. (1952/53) Lester B. Pearson Kanada 
8. (1953/54) Frau Vijaya Lakshmi Pandit Indien 
9. (1954) Eelco N. van Kleffens Niederlande 

10. (1955) Jose Maza Chile 
11. (1956/57) Prinz Wan Waithayakon Thailand 
12. (1957) Sir Leslie Munro Neuseeland 
13. (1958/59) Charles Malik Libanon 
14. (1959) Victor Andres Belaünde Peru 
15. (1960/61) Frederick H. Boland Irland 
16. (1961/62) Mongi Slim Tunesien 
17. (1962) Sir Muhammad Zafrulla Khan Pakistan 
18. (1963) Carlos Sosa Rodriguez Venezuela 
19. (1964/65) Alex Quaison-Sackey Ghana 
20. (1965) Amintore Fanfani Italien 
21. (1966) Abdul Rahman Pazhwak Afghanistan 
22. (1967/68) Corneliu Manescu Rumänien 
23. (1968) Emilio Arenales Catalan Guatemala 
24. (1969) Frau Angie E . Brooks Liberia 
25. (1970) Edvard Hambro Norwegen 
26. (1971) Adam Malik Indonesien 
27. (1972) Stanislaw Trepczynski Polen 
28. (1973/74) Leopoldo Benites Ecuador 
29. (1974/75) Abdelaziz Bouteflika Algerien 
30. (1975) Gaston Thorn Luxemburg 
31. (1976/77) Hamilton S. Amerasinghe Sri Lanka 
32. (1977) Lazar Mojsov Jugoslawien 
33. (1978/79) Indalecio Lievano Kolumbien 
34. (1979/80) Salim A. Salim Tansania 
35. (1980/81) Rüdiger Freiherr von Wechmar Deutschland, 

Bundesrepublik 
36. (1981/82) Ismat T. Kittani Irak 
37. (1982/83) Imre Hollai Ungarn 
38. (1983/84) Jorge E . Illueca Panama 
39. (1984/85) Paul J . F . Lusaka Sambia 
40. (1985/86) Jaime de Pinies Spanien 

Sondertagungen 
1. (1947) Oswaldo Aranha Brasilien 
2. (1948) Jose Arce Argentinien 
3. (1961) Frederick H. Boland Irland 
4. (1963) Sir Muhammad Zafrulla Khan Pakistan 
5. (1967) Abdul Rahman Pazhwak Afghanistan 
6. (1974) Leopoldo Benites Ecuador 
7. (1975) Abdelaziz Bouteflika Algerien 
8. (1978) Lazar Mojsov Jugoslawien 
9. (1978) Lazar Mojsov Jugoslawien 

10. (1978) Lazar Mojsov Jugoslawien 
11. (1980) Salim A. Salim Tansania 
12. (1982) Ismat T. Kittani Irak 
13. (1986) Jaime de Pinies Spanien 

Notstandssondertagungen 
1. (1956) Rudecindo Ortega Chile 
2. (1956) Rudecindo Ortega Chile 
3. (1958) Sir Leslie Munro Neuseeland 
4. (1960) Victor Andres Belaünde Peru 
5. (1967) Abdul Rahman Pazhwak Afghanistan 
6. (1980) Salim A. Salim Tansania 
7. (1980) Salim A. Salim Tansania 

(1982) Ismat T. Kittani Irak 
8. (1981) Rüdiger Freiherr von Wechmar Deutschland, 

Bundesrepublik 
9. (1982) Ismat T. Kittani Irak 

ration der Vereinten Nationen i m Kongo (ONUC) zu beteiligen. 
Als Antwor t auf die Drohung der Vereinigten Staaten, auf die 
Anwendung des A r t l 9 der Charta zu dringen — der ein Mit ­
glied, das mi t seinen Beitragszahlungen u m mehr als zwei 
Jahre i m Rücks tand ist, seines Stimmrechts verlustig gehen 
läßt —, vertagte die Generalversammlung ihre 19. Session, u m 
nach einer Lösung zu suchen, durch die eine solche Konfronta­
t ion vermieden werden könnte . Die 19.Tagung trat schließlich 
i m Dezember 1964 zusammen; man hatte jedoch keine Lösung 
für das Problem. Um die Inanspruchnahme von A r t l 9 zu ver­
hindern, beschloß die Generalversammlung, ohne förmliche Ab­
stimmungen vorzugehen und wandte so ein Verfahren des Vor­
gehens >ohne Widerspruch an 3 , das dem Prä s iden t en Alex 
Quaison-Sackey (Ghana) die Macht gab, bestimmte Maßnah­
men für gebilligt zu e rk lä ren , wenn er keinen Einwand ver­
nahm. Dieser Ansatz betraute den P rä s iden t en auch mi t der 
Verantwortung dafür, ein Meinungsbild der Mitgliedschaft zu 
gewinnen, u m sicher zu gehen, daß keine E inwände erhoben 
würden . Seine Konsultationen schlossen vertrauliche Treffen 
mi t den Delegierten ein, u m die freien Sitze i m Wirtschafts- und 
Sozialrat und i m Sicherheitsrat besetzen zu können . 
Die 20.Tagung der Generalversammlung kehrte zum regu lä ren 
Verfahren auf der Basis eines Kompromisses zurück, der unter 
der Schirmherrschaft eines von der Generalversammlung ein­
gesetzten Sonderausschusses für friedenssichernde Maßnah­
men — dem auch der P rä s iden t angehör t e — ausgehandelt wur­
de. Der Kompromiß, den Quaison-Sackey der Generalversamm­
lung am Tag vor Beginn der 20. Session präsen t ie r te , trug die 
Spuren der 19.Tagung. Diese hatte mehrere Dinge deutlich wer­
den lassen: daß Frankreich und die Sowjetunion nicht nachge­
ben würden; daß die Mitgliedstaaten die Lösung des Vorgehens 
>ohne Widerspruch auf Dauer nicht tolerieren würden ; und daß 
die Vereinigten Staaten nicht genügend Unte r s tü tzung fanden, 
u m A r t l 9 gegen Frankreich und die Sowjetunion anwenden zu 
können . Quaison-Sackey künd ig te zunächs t an, daß »die Gene­
ralversammlung ihrer Arbeit i n übl icher Weise und gemäß ih­
rer Geschäf t sordnung nachgehen« werde. Dann umr iß er die 
beiden Hauptfaktoren des Kompromisses, die die Rückkeh r zu 
regu lä ren Ordnung erleichterten: A r t l 9 werde i m Zusammen­
hang mi t UNEF und ONUC nicht in Anspruch genommen; und 
die finanziellen Schwierigkeiten der Organsation, die durch die 
zusätz l ichen Ausgaben für F r i e d e n s s i c h e r u n g s m a ß n a h m e n ent­
standen waren, seien durch freiwillige Bei t räge aufzufangen 4. 
Dem Prä s iden t en kam es i n dieser Krise zu, sowohl zu reagie­
ren als auch zu init i ieren. Als Diener der Generalversammlung 
hatte der P rä s iden t keine andere Wahl, als nach dem Geheiß 
des Organs zu verfahren, das ihn wähl te . Aber die unstruktu­
rierten und noch nie dagewesenen Ansprüche an den Präs iden­
ten w ä h r e n d der 19.Tagung forderten seine individuelle Urteils­
fähigkeit, damit er den Auftrag, die Generalversammlung ohne 
Abstimmung funkt ionsfähig zu erhalten, ausführen konnte. In ­
dem er dergestalt vorging, trug der P räs iden t dazu bei, die ern­
ste Natur der Krise ins Bewußtse in zu rufen, und schließlich bot 
er den Rahmen an, innerhalb dessen eine Lösung gefunden 
werden konnte — sobald sich die Hauptbeteiligten dazu ent­
schlossen hatten, nach einer solchen zu suchen. Der P rä s iden t 
unterwirf t sich der Versammlung, aber durch seine Geschick­
lichkeit, seine Vorhand und durch seine Glaubwürdigkei t bei 
der Mitgliedschaft p r äg t er das politische Umfeld, i n dem die 
Staaten ihre Verhandlungen führen. 

Was immer sie letztlich zu entscheiden haben werden, die ins 
P r ä s i d e n t e n a m t berufenen Individuen erkennen den Primat 
des formalen Aspekts ihrer Vorsitzendenrolle innerhalb ihres 
Pflichtenkatalogs an. Denn die Geschäf t sordnung definiert die 
Aufgabe des P rä s iden t en eindeutig als die eines Diskussionslei­
ters. Es sind jedoch die Tradition und die Anerkennung der her­
ausragenden sa t zungsmäß igen Aufgaben der Generalversamm­
lung sowie die Hochschä tzung ihrer Bedeutung als allgemeines 
Diskussionsforum, die den hohen Grad an Ernsthaftigkeit er­
k lären , mi t dem die Vorsitzenden ihre Pflicht tun. 

Das Wahlverfahren und der Charakter des Amtes 

Anders als der G e n e r a l s e k r e t ä r der Vereinten Nationen, der 
durch ArtlOO der Charta eigens angewiesen wird , »von einer 
Regierung oder von einer Autor i tä t auße rha lb der Organisation 
Weisungen weder (zu) erbitten noch en tgegen(zu)nehmen« , hat 
sich der P rä s iden t der Generalversammlung w ä h r e n d seiner 
Amtszeit mitunter eine aktive Rolle innerhalb seiner nationa-
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len Delegation bewahrt. Die Anforderungen an den Vorsitz, die 
Praxis und die Tradition haben stetig dazu beigetragen, den 
P rä s iden t en von seiner nationalen Abordnung zu trennen. Da 
jedoch der P rä s iden t oft von Mitarbeitern, die er aus seiner Ver­
tretung oder seiner Hauptstadt rekrutiert, un te r s tü t z t wi rd , und 
da er letztlich wieder zu seiner diplomatischen oder politischen 
Laufbahn zu rückkeh ren wird , kann die Grenze zwischen natio­
naler und internationaler Verantwortlichkeit verschwimmen. 
Die einzelnen P rä s iden t en haben die beiden Rollen auf unter­
schiedliche Weise getrennt gehalten; fast alle haben jedoch die 
Funktionen des Staatenvertreters und des P rä s iden ten der Ge­
neralversammlung separiert. Ein typisches Beispiel liefert der 
P rä s iden t der 7.Tagung, Lester B. Pearson (Kanada), der wäh­
rend seiner B e m ü h u n g e n u m einen Waffenstillstand in Korea 
sorgfältig unterschied, ob er als Außenmin i s t e r seines Landes 
oder als P rä s iden t der Generalversammlung der Vereinten Na­
tionen sprach. 
Die Geschäf t sordnung der Generalversammlung t r äg t dieser 
Doppelgesichtigkeit der Präs iden tschaf t i n Regel 37 Rechnung, 
in der sie vorschreibt: 

»Der Präsident oder der als Präsident amtierende Vizepräsident stimmt 
nicht mit ab, sondern beauftragt ein anderes Mitglied seiner Delegation, 
an seiner Stelle abzustimmen.« 

So hat die Generalversammlung ihren P rä s iden t en dahinge­
hend festgelegt, daß er als Individuum, das aus den Reihen der 
nationalen Delegationen stammt und auch in ihnen verbleibt, 
dennoch w ä h r e n d seiner Amtsperiode dem gesamten Organ 
dienen soll. Dieser dualistische Ansatz ist i n den Vereinten 
Nationen nicht auf den P rä s iden ten der Generalversammlung 
beschränk t . Auch der P rä s iden t des Sicherheitsrats m u ß zwei 
Funktionen in sich vereinen, aber anders als der P rä s iden t der 
Generalversammlung stimmt er auch w ä h r e n d seines Vorsitzes 
für seine Delegation ab. 
Die doppelte Ident i tä t versetzt den P rä s iden t en in die einzigar­
tige Lage, Interessen sowohl aus der Perspektive der Weltorga­
nisation als auch aus der der Mitgliedstaaten zu sehen. Diese 
Janusköpf igke i t erwies sich w ä h r e n d der i m A p r i l und Mai 1986 
wiederaufgenommenen 40.Tagung der Generalversammlung 
als nützlich, als es u m die E insparungsvorsch läge des General­
s e k r e t ä r s angesichts erwarteter Defizite aufgrund der Vorent­
haltung von Mitgl iedsbei t rägen ging 5 . Der Gene ra l s ek re t ä r 
legte seine Vorschläge Mit te A p r i l vor. Die 40. Generalversamm­
lung trat am 28. A p r i l erneut zusammen, nahm den Plan jedoch 
als Gesamtpaket nicht an. Der P räs iden t der Tagung, Jaime de 
Pinies (Spanien), trat nun in Beratungen mi t Staaten ein, die 
regional oder anderweitig über Einfluß auf Gruppen von Mi t ­
gliedstaaten verfügen. Auf der Grundlage dieser Konsultatio­
nen erreichte die Generalversammlung einen Konsensent­
scheid, i n dem sie das Paket annahm, aber bestimmte Modifika­
tionen anbrachte. Der P räs iden t v e r k ü n d e t e das Ergebnis sei­
ner Beratungen in Form einer E rk l ä rung vor dem Plenum der 
Generalversammlung am 9. Mai 1986. I n diesem Konf l ik t zwi­
schen der Notwendigkeit für den Genera l sek re tä r , die Mit te l für 
die For t führung der Akt ivi tä ten der Organisation aufzutreiben, 
und den speziellen Interessen verschiedener Mitgliedstaaten 
war es der Präs ident , der als Makler die Kluf t übe rb rücken 
konnte. 
Die Wahl des P räs iden ten der 1.Tagung der Generalversamm­
lung gewähr t e einen Einblick in das Wahlverfahren noch bevor 
das System der Vereinten Nationen richtig etabliert war. So­
wohl durch informelle Vereinbarung als auch in Anknüpfung 
an den Völkerbund wurde klargestellt, daß der P rä s iden t nicht 
von einem der fünf S tänd igen Mitglieder des Sicherheitsrats 
gestellt werden sollte. Dennoch gab es wenig Zeifel daran, daß 
die fünf S tänd igen Mitglieder ein aktives Interesse an der Prä­
sidentenwahl hegen würden . Die beiden A n w ä r t e r i n dieser 
ersten Runde waren der belgische Außenmin i s t e r Paul-Henri 
Spaak und sein norwegischer Amtskollege Trygve Lie. Jeder 
war beim Eintreffen i m Tagungsort London überzeugt , daß er 
das P r ä s i d e n t e n a m t einnehmen werde. Wie sich jedoch heraus­

stellte, opponierte die Sowjetunion gegen Spaak, nominierte bei 
der Eröffnungssi tzung Lie offiziell für das A m t des P rä s iden ten 
und beantragte weiterhin, Lie durch Akklamat ion zu wählen . 
Der zeitweilige P räs iden t Zuleta Angel (Kolumbien) entschied 
jedoch, daß die Wahl geheim zu erfolgen habe. Trotz der Tatsa­
che, daß Lie als einziger ausdrückl ich nominiert war, wäh l t e die 
Generalversammlung Spaak mi t 28 gegen 23 Stimmen. 
Ein Ergebnis dieser Episode war die Annahme der spä t e ren 
Regel 92, die besagt: »Alle Wahlen sind geheim. Wahlvorschläge 
werden nicht gemacht.« Dieser Schritt, der die Präs iden tschaf t 
vor einem öffentlichen und Uneinigkeit schaffenden Wettstreit 
schützen sollte, hat den Prozeß der Nominierungen nicht been­
det, sondern in die Wande lgänge verlagert. Aber w ä h r e n d der 
Nominie rungsprozeß an förmlicher Strukturierung verlor, wur­
den die Nominierungskriterien schließlich durch die geographi­
sche Rotation der P rä s iden t enwürde s t ä r k e r formalisiert. 
Die sowjetische Unzufriedenheit mi t dem vom Westen domi­
nierten Wahlverfahren führ te 1959 zu dem Vorschlag der Tsche­
choslowakei, eine förmliche geographische Rotation einzufüh­
ren, was aber von der Generalversammlung zurückgewiesen 
wurde. Die steigende Mitgliederzahl der Vereinten Nationen 
brachte jedoch einen Meinungsumschwung in der Generalver­
sammlung mi t sich, und als i m Jahre 1963 die Rotationsfrage 
erneut von der Tschechoslowakei und Polen zur Debatte ge­
stellt wurde, gab es kaum noch Diskussionen. Diesmal ging der 
Vorschlag dahin, die Präs iden tschaf t zwischen vier Regionen 
rotieren zu lassen: Afrika/Asien, Osteuropa, Lateinamerika und 
Westeuropa. Auf ihrer 33.Tagung teilte die Generalversamm­
lung die Gruppe Afrika/Asien auf, und eine Übers icht über die 
Nat ional i tä t derer, die seit 1963 den Vorsitz innehatten, läßt 
diese Abfolge der Regionalgruppen erkennen: Lateinamerika, 
Afr ika, Westeuropa, Asien, Osteuropa. 

Praktisch alle P räs iden ten erkannten die Ehre an, die die Wahl 
nicht nur ihnen persönlich, sondern auch ihrem Staat und sogar 
ihrer Region zuteil werden ließ. Welche Rolle die nationale und 
die regionale Herkunft dabei spielen, wie der P räs iden t die Pro­
bleme angeht, ist verschieden. Die folgenden zwei Fälle zeigen 
einen interessanten Gegensatz auf. 
Das erste Beispiel liefert die Ar t , wie der P rä s iden t der 29. Ta­
gung, Abdelaziz Bouteflika (Algerien), 1974 hinsichtlich der Be­
glaubigungsschreiben der Vertreter Südafr ikas verfuhr. Das 
Problem tauchte erstmals auf der 25.Tagung auf, als der Dele­
gierte Somalias die Vollmachten der südafr ikanischen Reprä­
sentanten i m Plenum in Frage stellte. Daraufhin holte der Prä­
sident der 25.Tagung, Edvard Hambro (Norwegen), ein Gutach­
ten des Rechtsberaters der Vereinten Nationen ein; dieser kam 
zu dem Schluß, daß die Zurückweisung der Beglaubigungs­
schreiben der südaf r ikanischen Delegation Südafr ika effektiv 
von seiner Mitgliedschaft i n der Organisation suspendieren 
würde . Auf dieser Grundlage bemerkte Hambro, daß die An­
fechtung der Beglaubigungsschreiben »eine sehr strenge Verur­
teilung der Politiken, die von der Regierung Südafr ikas verfolgt 
werden« darstelle, jedoch nach seinem Dafürha l ten nicht dazu 
führe, daß die Delegation ihres Sitzes verlustig gehe 6. Da die 
Charta den Ausschluß eines Mitglieds von einer entsprechen­
den Empfehlung des Sicherheitsrats abhäng ig macht (Art. 6), 
schien dies der weiteste Punkt zu sein, bis zu dem die General­
versammlung von sich aus gehen konnte. Diese Position blieb 
für mehrere Jahre bestehen, wobei die Generalversammlung 
die Berichte ihres Vol lmachtenprüfungsausschusses akzep­
tierte »außer in bezug auf das Beglaubigungsschreiben Süd­
afrikas«. Algerien wurde unterdessen mehr und mehr zum Vor­
reiter bei dem Versuch, Südafr ika aus den Vereinten Nationen 
zu ve rd rängen . So stand denn P rä s iden t Bouteflikas Interpreta­
t ion der bisherigen M a ß n a h m e n , nunmehr den Delegierten der 
südaf r ikanischen Regierung den Platz i n der Generalversamm­
lung zu verweigern, i m Einklang mi t f rüheren algerischen und 
afrikanischen Initiativen. Bouteflika antwortete auf eine an ihn 
vom Botschafter Tansanias, Salim Ahmed Salim, namens der 
afrikanischen Gruppe gerichtete Frage fo lgendermaßen: 

136 Vereinte Nationen 4/86 



»Auf der Grundlage der Konsequenz, mit der die Generalversammlung 
regelmäßig die Annahme der Beglaubigungsschreiben der südafrikani­
schen Delegation verweigert hat, kann man rechtmäßig schließen, daß 
die Generalversammlung in derselben Weise die Beglaubigungsschrei­
ben jeder anderen Delegation zurückweisen würde, die von der Regie­
rung der Republik Südafrika zu ihrer Vertretung autorisiert wurde, was 
gleichbedeutend damit ist, ausdrücklich zu erklären, daß die Generalver­
sammlung der Delegation Südafrikas die Teilnahme an ihrer Arbeit 
untersagt.« 7 

Die Mehrheit der Generalversammlung stand hinter dem ein­
seitigen Vorgehen des Präs iden ten ; sie trug seine Initiative 
trotz der angestrengten B e m ü h u n g e n der USA, die Unrech tmä­
ßigkeit der Ak t ion aufzuzeigen, mit . Bouteflika e rk l ä r t e immer­
hin, daß die Frage des Status der Republik Südafr ika als Mi t ­
glied der Vereinten Nationen offen bleibe, da für jede diesbe­
zügliche Entscheidung eine Empfehlung des Sicherheitsrats er­
forderlich sei. 
Ein Gegenbeispiel, bei dem die Nat ional i tä t des P rä s iden ten 
kein Kr i t e r ium zu sein schien, bot der Vorsitzende der 
35.Tagung, Rüdiger Freiherr von Wechmar (Bundesrepublik 
Deutschland), als er versuchte, einen funkt ionstücht igen Rah­
men für die von der Dri t ten Welt erstrebten globalen Verhand­
lungen über internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit i m 
Dienste der Entwicklung zu finden. Von den Vereinigten Staa­
ten, der Bundesrepublik Deutschland und Großbr i t ann ien erho­
bene Einwände gegen die vorgeschlagene Vorgehensweise und 
gegen den zeitlichen Rahmen für die globalen Verhandlungen 
durchkreuzten die Pläne , sie auf der 11.Sondergeneralver­
sammlung i m September 1980 einzuleiten. Botschafter von 
Wechmar hatte diese E inwände i n seiner Eigenschaft als Bot­
schafter der Bundesrepublik Deutschland zum Ausdruck ge­
bracht. Da die Sondergeneralversammlung nicht in der Lage 
war, das Problem zu lösen, verschob sie die Angelegenheit auf 
die Tagesordnung der 35. ordentlichen Tagung — deren Vorsitz 
von Wechmar innehaben sollte. Dies setzte von Wechmar dem 
Zwang aus, i n seiner internationalen Funktion einen Kompro­
miß mi t den L ä n d e r n zu finden, deren eines er i n seiner natio­
nalen Rolle vertrat. A m 22.Oktober 1980 ve rkünde te P rä s iden t 
von Wechmar, daß er auf der Grundlage von Beratungen eine 
informelle Gruppe der >Freunde des P r ä s i d e n t e n einberufen 
werde, die unter seinem Vorsitz eine akzeptable Lösung zwecks 
Vorlage in der Generalversammlung ausarbeiten sollte. Trotz 
der Feststellung des Präs iden ten , daß die »Probleme nicht un-
überwindbar« seien, und trotz seiner ta tkräf t igen B e m ü h u n g e n 
— die wahrscheinlich die Begeisterung der Bundesregierung 
für diese Verhandlungen übers t i egen — blieb der Erfolg aus. 
Von den Regionalgruppen unter Beachtung des Faktors der 
persönl ichen Kompetenz nominiert, werden die P rä s iden ten 
normalerweise mi t bet rächt l icher , wenn nicht sogar e inmüt ige r 
Unte r s tü tzung der Mitglieder gewählt . Obwohl die Geschäfts­
ordnung geheime Wahl vorsieht, hat die Generalversammlung 
ihre P räs iden ten seit der 32.Tagung durch Akklamation ge­
wähl t . Ausnahmen hierzu ergeben sich, wenn die betreffende 
Regionalgruppe nicht i n der Lage ist, einen von der ganzen 
Gruppe getragenen Kandidaten aufzustellen, wie es auf der 36. 
und 38.Tagung der Fall war. Auf der 36.Tagung ü b e r n a h m der 
P r ä s i d e n t Ismat T. Ki t t an i (Irak) sein Amt, nachdem Vorgänger 
von Wechmar g e m ä ß Regel 93, die dieses Vorgehen bei Stim­
mengleichheit vorschreibt, das Los gezogen hatte. Die Stim­
mengleichheit hatte sich zwischen Ki t t an i und Khwaja Kaiser 
(Bangladesch) ergeben. Weniger spannend verlief die Präs iden­
tenwahl der 38. Generalversammlung; hier setzte sich Jorge E. 
Illueca (Panama) i m ersten Wahlgang geger Mitbewerber Da­
vidson Hepburn (Bahamas) durch. I n der Regel erfolgt der 
gruppeninterne Wettbewerb aber schon i m Vorstadium; inner­
halb der westlichen Gruppe wich 1980 der Spanier de Pinies 
dem Deutschen von Wechmar, kam dann aber 1985 bei der pre­
s t ige t rächt igen 40.Jahrestagung zum Zuge. 
Wie auch immer das Ergebnis ist, das Wahlverfahren zielt dar­
auf ab, eine Persönl ichkei t hervorzubringen, deren allgemeine 
Akzeptanz bei den Mitgliedern sich i m Respekt vor dem Präsi-

»Mit ihrem Eintreten für das Recht auf Vereinigungsfreiheit hat die Interna­
tionale Arbeitsorganisation Maßstäbe für die Verwirklichung der Freiheit der 
Menschen gesetzt. Ihr weltweiter Kampf zugunsten unabhängiger Gewerk­
schaften begründet auch immer von neuem ihre eigene Glaubwürdigkeit.« So 
Bundespräsident von Weizsäcker am l l j u n i 1986 in Genf vor dem >Weltparla-
ment der Arbeit<, der 72.Internationalen Arbeitskonferenz der ILO. Im Hinter­
grund v.l.n.r.: Frau Molkovä (Tschechoslowakei), Vizepräsidentin der Konfe­
renz, Frau Benazeraf, Schriftführerin, Fernandez Faingold (Uruguay), Präsi­
dent der Konferenz, und Francis Blanchard, ILO-Generaldirektor. 

denten und in der Bereitschaft zur Zusammenarbeit mi t ihm 
niederschlagen soll. Somit d rück t sich in dem einzelnen, der in 
diese Position berufen wird , schon zu Tagungsbeginn der kol­
lektive Willen des Gremiums aus, was zugleich ein Hinweis auf 
die S t r ö m u n g e n in der Generalversammlung ist. 

Werden und Wirken des Präsidenten 

Ebenso wie die Effektivität der Staaten in der multilateralen 
Diplomatie ist auch das Führungsgesch ick Ergebnis eines län­
geren Lernprozesses, der zum Werden eines P rä s iden t en bei­
t rägt . Die P rä s iden ten und die, die mi t ihnen zusammenarbei­
ten, haben alle die persönl iche Diplomatie als eine Vorausset­
zung für eine wirksame Führungsro l le erkannt. Die persönl iche 
Glaubwürdigkei t hat zwei Aspekte: zum einen das Vertrauen i n 
die Fa i rneß und die Unparteilichkeit des einzelnen sowie in 
seine Fähigkei t , den Vorsitz zu führen, und zum anderen den 
Respekt vor seiner UN-Erfahrung. 
Die meisten P rä s iden ten wi rk ten vor Amtsantr i t t mindestens 
fünf Jahre in ihren nationalen Delegationen und haben vorher 
Erfahrungen i m Vorsitz entweder übe r ein UN-Organ (üblicher­
weise den Sicherheitsrat) oder eine verwandte UN-Veranstal­
tung (Vorbereitungskonferenzen, Sonderorganisationen etc.) 
gesammelt. P rä s iden ten der f rühen Jahre wie Paul-Henri 
Spaak konnten nicht nur auf Erfahrungen bei der UN-Grün­
dung vorangegangenen Vorbereitungskonferenzen zurückgrei­
fen, sondern sogar noch auf ihren Dienst beim Völkerbund. 
W ä h r e n d die Bedeutung der persönl ichen Beziehungen beim 
Interessenausgleich nicht übe r t r i eben werden sollte, so k ö n n e n 
sie doch in der informellen Diplomatie, die notwendig ist, um 
den oftmals dem förmlichen Tä t igwerden der Vereinten Natio­
nen vorausgehenden Konsens zu erreichen, von Vortei l sein. 
Der persönl iche Faktor kann insbesondere dann übe r die Präs i ­
dentschaft hinauswirken, wenn der einzelne in der Generalver­
sammlung verbleibt; f rühere P rä s iden t en k ö n n e n dann die 
Rolle von Äl tes ten ausfüllen. Als der P r ä s i d e n t der 4. Tagung, 
Carlos P. Romulo (Philippinen), den Vorsitz abgab, kündig te er 
an, daß er »in engem Kontakt mi t dem G e n e r a l s e k r e t ä r bezüg-
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lieh der Ausführung der von der Generalversammlung eingelei­
teten Arbeiten bleiben w e r d e « 8 . Eine solche Anschlußrol le er­
gab sich ta tsächl ich, als Lester Pearson seine beiden unmittel­
baren Vorgänger , Nasrollah Entezam (Iran) und Luis Padilla 
Nervo (Mexiko), i n seine Verhandlungen übe r Korea einbe­
zog. 
Besonders bei Fragen der Leitung der Generalversammlung 
sucht man den Rat f rüherer P räs iden ten . I m Juni 1985 versam­
melten sich unter Vorsitz des damaligen P rä s iden t en der Gene­
ralversammlung, Paul J. F. Lusaka (Sambia), zehn ehemalige 
Präs iden ten . Das Treffen fand unter der Schirmherrschaft des 
Ausbildungs- und Forschungsinstituts der Vereinten Nationen 
(UNITAR) i m Vorfeld der Feierlichkeiten zum 40.Jahrestag der 
Vereinten Nationen statt, u m Angelegenheiten der Generalver­
sammlung zu diskutieren. Solche Ansichten und Kommentare 
gelten als sehr wertvoll, kommen sie doch — um die Worte des 
P rä s iden t en der 33.Tagung, Indalecio Lievano (Kolumbien), zu 
gebrauchen — aus der »einzigar t igen Perspektive, die der Vor­
sitz der Generalversammlung b ie te t« 9 . Die Kommentare eines 
P rä s iden t en k ö n n e n ferner die Ansichten von Staaten wider­
spiegeln, auf die man ansonsten weniger hört . Der P räs iden t 
der 23. Tagung, Emilio Arenales Catalan (Guatemala), stellte 
fest, daß »die Worte eines P rä s iden ten der Generalversamm­
lung zweifellos weit größere Beachtung finden als die des Ver­
treters eines kleinen L a n d e s « 1 0 . 
Wie schä tzen nun die, die das A m t des P rä s iden t en der General­
versammlung bekleidet haben, die Gestaltungsfreiheit ihrer Po­
sition zwecks Förde rung der Ziele der Vereinten Nationen ein? 
Präs iden t Arenales faßte die Funktion des Präs iden ten , wie sie 
sich heute darstellt, akkurat zusammen: 
»Das hehre Amt, mit dem Sie mich betraut haben, bringt Verpflichtun­
gen, Möglichkeiten und Verantwortlichkeiten mit sich, die von größter 
Bedeutung für die internationalen Probleme sind — die aber auch von 
bescheidenem Umfang sein können, wie zum Beispiel die Aufgabe, über 
Debatten den Vorsitz zu führen, wie die Verwaltung dieses erhabenen 
Parlaments und wie die Diplomatie, die hinter den Kulissen von einem 
Präsidenten der Generalversammlung mit Hilfe des Sekretariats und 
des guten Willens der Delegationen ausgeübt werden kann. Diese tradi­
tionellen Funktionen werden den Präsidenten der Generalversammlung 
stets stark in Anspruch nehmen. Aber außerdem wird der Präsident der 
Generalversammlung gleichzeitig und zusätzlich immer zur Verfügung 
stehen, um mit dem Generalsekretär in höchst prekären Angelegenhei­
ten der Weltdiplomatie zusammenzuarbeiten, die seine Aufmerksamkeit 
oder Mitwirkung erforderlich machen .« 1 1 

Der P räs iden t ver t r i t t sowohl das Organ als auch die Organisa­
tion. Der P rä s iden t beruft Mitglieder in die Ausschüsse der 
Generalversammlung. Keine dieser Aufgaben kommt jedoch i m 
Zeitaufwand dem gleich, was die Generalversammlung — und 

damit ihr P rä s iden t — für Debatten und Abstimmungen auf­
wendet. Und in diesem Zusammenhang haben die P rä s iden ten 
die Mitglieder der Generalversammlung immer wieder gelobt, 
zurechtgewiesen, getadelt, über rede t , ermutigt und krit isiert . 

Die Strukturen, die Prozeduren und die Persönl ichke i ten haben 
i n vier Jahrzehnten darin zusammengewirkt, i n der Präs ident ­
schaft der Generalversammlung ein A m t zu schaffen, das übe r 
ein großes Maß an Vertrauen seitens aller Mitgliedstaaten ge­
bietet. Die Zeitspanne von vierzig Jahren hat ebenfalls gezeigt, 
daß die Staaten auch dann, wenn sie übe r sonst nichts Einver­
nehmen erzielen konnten, es bislang immer geschafft haben, 
sich auf einen P rä s iden t en zu einigen. Dies w i r d durch das von 
den Regionalgruppen getragene Verfahren der geographischen 
Rotation ermöglicht . Solange dieses Arrangement für die Mi t ­
glieder akzeptabel bleibt, kann ein P r ä s i d e n t gewähl t werden. 
Die Präs identschaf t , eine nützl iche und mitunter bedeutsame 
Quelle der Führungsk ra f t und des Einflusses für die Organisa­
tion, kann aber nicht dem Wesen der Organisation entrinnen, 
der sie zugeordnet ist. Der Erfolg i n diesem Amt h ä n g t von dem 
Einfühlungsvermögen gegenüber den Interessen und Wün­
schen der Mitglieder ab. Trotzdem zeigt der Verlauf dieser vier­
zig Jahre, daß die Mitgliedstaaten die Präs iden tschaf t als eine 
wichtige Sprosse auf der Leiter der Vereinten Nationen zu Füh­
rung und Einfluß anerkennen und daß sie daher sowohl nach 
ihr streben als sie auch einzusetzen wissen. 

Anmerkungen 

1 UN-DocA/520/Rev.l5 vom Mai 1985. — Erstmals in deutscher Sprache 
wurde die Geschäftsordnung der Generalversammlung in den Heften 1-
6/1962 und 1/1963 dieser Zeitschrift veröffentlicht. Die damalige, vom Spra­
chendienst des Auswärtigen Amts erstellte Übersetzung sowie eine spätere 
im Staatsverlag der DDR erschienene Übertragung wurden vom Deut­
schen Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen mit herangezogen; sei­
ne, die Änderungen und Ergänzungen der Geschäftsordnung bis Ende 1984 
einbeziehende Fassung kann bei der Deutschen Gesellschaft für die Ver­
einten Nationen bezogen werden. 

2 Siehe auch Sir Muhammad Zafrulla Khan, Der Präsident der Generalver­
sammlung, VN 2/1966 S.44ff. 

3 Details zum damaligen abstimmungslosen Verfahren bei Otto Leichter, 
Keine Lösung der Krise der Vereinten Nationen, VN 1/1965 S.lff., und ders., 
19.Vollversammlung vertagt — Krise dauert an, VN 2/1965 S.37ff. 

4 A/PV.1331 v.1.9.1965. 
5 Siehe auch S.141f. dieser Ausgabe. 
6 A/PV.1901 v.11.11.1970. 
7 A/PV.2281 v.12.11.1974. 
8 A/PV.216 v.10.12.1949. 
9 A/34/PV.1 v.18.9.1979. 

10 A/PV.1674 v.24.9.1968. 
11 ebd. 

Die Karriere nach der Karrie­
re: Erstmals erreichte ein Ge­
neralsekretär der Vereinten 
Nationen nach seinem Aus­
scheiden aus dem Dienste der 
Weltorganisation das höchste 
Staatsamt seines Heimatlan­
des. Dr. Kurt Waldheim, von 
Januar 1972 bis Dezember 1981 
an der Spitze des UN-Sekreta­
riats, wurde, selbst parteilos, 
am 8. Juni 1986 in einer Direkt­
wahl im zweiten Wahlgang als 
Kandidat der konservativen 
Österreichischen Volkspartei 
zum Bundespräsidenten der 
Republik Österreich gewählt; 
unser Bild zeigt ihn bei der An­
gelobung am 8. Juli im Parla­
ment. Der Wahlkampf legte in 
unserem Nachbarland unver­
sehens unaufgearbeitete Ver­
gangenheit bloß; mancher aus 
dem Ausland vorgetragene An­
griff auf den Kandidaten zielte 
aber nicht nur auf tatsächliche 
Verdrängung oder mögliche 
Verstrickung, sondern schien 
eher das Nahost-Engagement 
der Weltorganisation diskredi­
tieren zu wollen. 
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Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Tätigkeiten • Nachrichten • Meinungen 

Politik und Sicherheit 

Vertrauensbildende Maßnahmen: Erfolg einer 
deutschen Initiative — Richtlinienkatalog durch 
Abrüstungskommission verabschiedet — Nicht 
alle Divergenzen beseitigt (29) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1980 S.93 fort. Vgl. auch Alois Mertes, Die 
Welt soll sicherer werden. Vertrauensbil­
dende Maßnahmen und Verbot chemischer 
Waffen — Initiativen der Bundesrepublik 
Deutschland in den Vereinten Nationen und 
in der Genfer Abrüstungskonferenz, VN 5/ 
1984 S.149ff.) 

In ihren langjährigen Bemühungen um die 
Entwicklung eines weltweit wie regional an­
wendbaren Konzepts Vertrauensbildender 
Maßnahmen (VBM) im Rahmen der Vereinten 
Nationen hat die Bundesrepublik Deutsch­
land nunmehr ein wichtiges Ergebnis er­
reicht: Die Abrüstungskommission hat auf ih­
rer letzten Tagung vom 5. bis 23.Mai 1986 in 
New York — die unter deutschem Vorsitz 
stattfand — einen Katalog von Richtlinien 
für VBM (UN-Doc.A/41/42 (Annex II) v. 
23.6.1986) verabschiedet. 

I. Mit dieser Initiative hat die Bundesregie­
rung das Konzept in eine weltweite Diskus­
sion eingeführt, das in der 1975 unterzeich­
neten Schlußakte von Helsinki seinen ersten 
Niederschlag gefunden hat. Das >Dokument 
über vertrauensbildende Maßnahmen und 
bestimmte Aspekte der Sicherheit und Abrü-
stung< ist Teil des ersten der drei >Körbe< 
der Konferenz über Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa (KSZE). In diesem Do­
kument vereinbarten die 35 Teilnehmerstaa­
ten zur Stärkung des gegenseitigen Vertrau­
ens insbesondere die vorherige Ankündi­
gung größerer militärischer Manöver und — 
auf freiwilliger Basis — den Austausch von 
Manöverbeobachtern. Der gesamteuropäi­
schen Zielsetzung der Schlußakte entspre­
chend, wurde als Anwendungsbereich dieser 
VBM das europäische Territorium der Teil­
nehmerstaaten vereinbart. Lediglich für Staa­
ten, deren Territorium sich über Europa hin­
aus erstreckt, wurde eine Sonderregelung 
getroffen: Diese Staaten sind zur Ankündi­
gung von größeren Manövern nur verpflich­
tet, soweit sie in einem Gebietsstreifen von 
250 km Breite entlang ihrer Grenze zu ande­
ren KSZE-Teilnehmern stattfinden. 
In der seit dem 17.Januar 1984 laufenden 
Stockholmer Konferenz über Vertrauens­
und Sicherheitsbildende Maßnahmen und 
Abrüstung in Europa (KVAE) strebt der We­
sten die Verwirklichung einer neuen Stufe 
des Prozesses der Vertrauensbildung in Eu­
ropa an. Es geht darum, »neue, wirksame 
und konkrete Schritte« zur Festigung des 
Vertrauens und der Sicherheit in Europa zu 
vereinbaren, die inhaltlich über das in Hel­
sinki Vereinbarte hinausgehen und in ganz 
Europa vom Atlantik bis zum Ural anzuwen­
den sind. Dieses Mandat soll die KVAE bis 
zum 19.September 1986 erfüllen. 
II. Die Bundesrepublik Deutschland hat dem 

Konzept der Vertrauensbildenden Maßnah­
men und den Möglichkeiten seiner Nutzung 
für den Abbau von zwischenstaatlichen 
Spannungen von Anfang an große Bedeu­
tung beigemessen. Sie hat daher das Ergeb­
nis von Helsinki zum Anlaß genommen, auch 
für die Anwendung dieses Konzepts in ande­
ren Regionen der Welt zu werben. 
Zusammen mit einer Reihe westlicher Staa­
ten erreichte sie zunächst, daß die Empfeh­
lung von »Maßnahmen . . . zur Schaffung von 
Vertrauen zwischen den Staaten« in das 
Schlußdokument der ersten UN-Sonderge­
neralversammlung über Abrüstung (Text: VN 
5/1978 S.171ff.) aufgenommen wurde. Durch 
die von der Bundesrepublik Deutschland in­
itiierte und nahezu einstimmig angenom­
mene Resolution 91B der nachfolgenden 
33. Generalversammlung (Text: VN 1/1979 
S.34) wurde das Thema auf die Tagesord­
nung des Weltforums gesetzt. 
In den Jahren 1980 und 1981 folgte die Erar­
beitung einer breit angelegten Studie der 
Vereinten Nationen zum Thema VBM durch 
eine Gruppe von 16 Regierungssachverstän­
digen, in der alle drei großen Gruppierungen 
— West, Ost und Ungebundene — vertreten 
waren. Den Vorsitz führte der Experte der 
Bundesregierung. Die Studie wurde im Kon­
sens angenommen (UN-Doc. A/36/474 bzw. 
UNPubl. E.82.IX.3, deutsch als UN-Text 29 
der DGVN erschienen). Die Zielsetzung des 
VBM-Konzepts wurde darin wie folgt formu­
liert: 
». .. den Weltfrieden und die internationale Sicher­
heit zu stärken und zur Entwicklung von Vertrauen, 
besserem Verständnis und beständigeren Bezie­
hungen zwischen den Völkern beizutragen und da­
durch die Voraussetzungen für eine fruchtbare in­
ternationale Zusammenarbeit zu schaffen oder zu 
verbessern. Das Ziel Vertrauensbildender Maßnah­
men liegt mit anderen Worten darin, zur Verringe­
rung oder, in einigen Fällen, sogar zur Beseitigung 
der Ursachen von Mißtrauen, Furcht, Spannungen 
und Feindseligkeiten beizutragen, die sämtlich be­
deutsame Faktoren der Fortsetzung der internatio­
nalen Aufrüstung in verschiedenen Regionen und 
letzten Endes im weltweiten Maßstab darstellen. 
Ein zweites Ziel besteht darin, Vertrauen dort zu 
stärken, wo es bereits besteht.« 
Ferner wird ausgeführt, VBM sollten — ohne 
selbst schon Abrüstungsmaßnahmen darzu­
stellen — Verhandlungen über Rüstungskon­
trolle und Abrüstung (einschließlich der Veri­
fikation) sowie die Beilegung internationaler 
Streitigkeiten und Konflikte erleichtern und 
dadurch die Sicherheit benachbarter und 
nicht-benachbarter Staaten stärken. 
III. Als nächstes befaßte die Bundesregie­
rung die Abrüstungskommission der Verein­
ten Nationen (UNDC), ein allen Mitgliedstaa-
t i n offenstehendes Gremium, das den Auf­
trag hat, durch vorbereitende Erörterung ihr 
zugewiesener Themen im Konsensverfahren 
der abschließenden Diskussion im 1. Haupt­
ausschuß der Generalversammlung vorzuar­
beiten. Hier war es Ziel der Bundesregierung, 
den mit der Studie von 1981 erreichten welt­
weiten Konsens über Ziele, Merkmale und 
Anwendungsmöglichkeiten von VBM für die 
Praxis nutzbar zu machen. Im Mai 1983 

führte die Bundesregierung ein von ihr erar­
beitetes Konzept für VBM-Richtlinien in die 
UNDC ein. 
Dieser deutsche Vorschlag für ein weltweit 
und regional anwendbares Konzept von VBM 
wurde 1983 und 1984 von der UNDC einge­
hend erörtert. Dabei plädierten die Ungebun­
denen dafür, außer militärischen VBM auch 
Maßnahmen zur Vertrauensbildung im politi­
schen, wirtschaftlichen, rechtlichen und so­
zialen Bereich einzubeziehen. Der Osten ver­
langte, daß auch die spezifische vertrauens­
bildende Funktion deklaratorischer Maßnah­
men (beispielsweise Verzicht auf Ersteinsatz 
von Kernwaffen) anerkannt werden solle; 
ferner weigerte er sich, die vom Westen be­
sonders betonte Bedeutung von Offenheit 
und Transparenz im militärischen Bereich für 
die Vertrauensbildung anzuerkennen. Wäh­
rend bei der UNDC-Jahrestagung 1984 eine 
Verständigung mit den Ungebundenen er­
reicht werden konnte, blieben die Meinungs­
verschiedenheiten mit dem Osten — die 
auch für die KVAE Bedeutung besaßen — 
bestehen. Konsens wurde deshalb nur über 
Teile des deutschen Richtlinienentwurfs er­
reicht. 
Nach einer (insbesondere im Hinblick auf die 
Entwicklung bei der KVAE eingelegten) 
Pause wurde die Behandlung des Themas 
bei der UNDC-Jahrestagung im Mai 1986 
wieder aufgenommen. Den Vorsitz führte der 
Leiter der Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland, Botschafter Henning Wegener. 
Diesmal konnte über eine große Zahl offen­
gebliebener Punkte des Entwurfs Einigung 
erzielt und der Text schließlich in einer Fas­
sung verabschiedet werden, die auch die Bil­
ligung der östlichen Staaten fand. Dies wurde 
dadurch ermöglicht, daß die verbleibenden 
Divergenzen im Text zum Ausdruck gebracht 
wurden. 
IV. Der erste Teil des von der UNDC verab­
schiedeten Textes enthält grundsätzliche 
Feststellungen zu Ursprung und Definition 
des VBM-Konzepts, der zweite die eigentli­
chen Richtlinien für geeignete Formen von 
vertrauensbildenden Maßnahmen und ihre 
Anwendung<, untergliedert nach Grundsät­
zen, Zielen, Charakteristika, Durchführung 
sowie Möglichkeiten der Weiterentwicklung. 
Zu den Fragen, zu denen die UNDC-Debatte 
im Konsens abgeschlossen werden konnte, 
gehören vor allem 
— die Abgrenzung zwischen VBM und Ab­

rüstung: »VBM dürfen weder Ersatz noch 
Vorbedingung für Abrüstungsmaßnah­
men sein, noch dürfen sie die Aufmerk­
samkeit von ihnen ablenken.« 

— die Einbeziehung nicht-militärischer 
VBM: »Vertrauen reflektiert eine ganze 
Gruppe von miteinander verbundenen 
Faktoren sowohl militärischen als auch 
nicht-militärischen Charakters, und eine 
Vielzahl von Ansätzen ist notwendig, um 
Furcht, Besorgnis und Mißtrauen zwi­
schen Staaten zu überwinden und sie 
durch Vertrauen zu ersetzen.« 

— der Zusammenhang von regionalen und 
globalen VBM: »Regionale und globale 
Ansätze sind nicht kontradiktorisch, son­
dern eher komplementär und miteinander 
verbunden. Angesichts der Wechselwir­
kung zwischen globalen und regionalen 
Vorgängen trägt Fortschritt in einem Be­
reich zu Fortschritten auch im anderen 
Bereich bei.« 

— der Zusammenhang und die Abgrenzung 
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von VBM und Verifikation: Vertrauensbil­
dende Maßnahmen können die Verifizie­
rung von Rüstungskontrollvereinbarun­
gen erleichtern; sie können aber Verifika­
tionsmaßnahmen nicht ersetzen. 

V. Die beiden zentralen Differenzpunkte zwi­
schen West und Ost sind im Abschnitt >Cha-
rakteristika< in Gestalt einer synoptischen 
Gegenüberstellung der beiderseitigen Auf­
fassungen festgehalten. 
Zu der Frage, ob auch Maßnahmen deklara­
torischen Charakters als VBM angesehen 
werden können oder nicht, heißt es in dem 
der westlichen Auffassung Ausdruck geben­
den Entwurf des Vorsitzenden, daß Absichts­
erklärungen und Versprechungen für die Zu­
kunft konkrete und nachprüfbare Schritte der 
Vertrauensbildung nicht ersetzen können. 
Nach dem östlichen Textvorschlag sind da­
gegen politische Verpflichtungserklärungen 
und einseitig erklärte Maßnahmen zur Förde­
rung von Abrüstung und Vertrauensbildung 
als wichtige weiterführende Hilfen anzuse­
hen. 

Zur ebenfalls kontroversen Frage der Trans­
parenz ist vom Vorsitzenden festgehalten, 
daß Vertrauensbildung die Vermittlung ver­
läßlicher Informationen umfassen muß, insbe­
sondere im Hinblick auf konkrete Abrü­
stungsverhandlungen. Dagegen betont der 
östliche Text lediglich den möglichen Nutzen 
eines Austauschs von Informationen. Dieser 
dürfe jedoch nur in organischem Zusammen­
hang mit spezifischen Maßnahmen der Abrü­
stung und Vertrauensbildung stattfinden und 
dürfe keine Voraussetzung dafür darstellen. 
Im Konsensteil des Textes wird jedoch hin­
sichtlich deklaratorischer Schritte Überein­
stimmung insoweit vermerkt, als sich Ernst­
haftigkeit und Glaubwürdigkeit von VBM erst 
durch konsequente Anwendung über einen 
längeren Zeitraum erweisen könnten. In be­
zug auf Absichtserklärungen ohne Verpflich­
tungscharakter, die eine vertrauensvolle At­
mosphäre zu schaffen geeignet sind, wird 
ihre Fortentwicklung zu konkreteren Verein­
barungen über spezifische Maßnahmen vor­
geschlagen. 

Der Begriff der Transparenz ist im Konsens­
teil des Textes nicht enthalten. Es wird je­
doch festgestellt, daß es das Ziel der VBM 
sei, die Ursachen von Mißtrauen, Furcht, Miß­
verständnissen und Fehlkalkulationen im mili­
tärischen Bereich auszuschalten und damit 
Ursachen des Rüstungswettlaufs zu beseiti­
gen. 
VI. In der einleitenden Erklärung äußert sich 
die Abrüstungskommission zuversichtlich, 
daß die in zwei Punkten verbliebenen Diver­
genzen zu einem späteren Zeitpunkt besei­
tigt werden können. Sie stellt fest, daß diese 
Divergenzen die Zielsetzung (thrust) der 
Richtlinien nicht beeinträchtigten, und drückt 
die Erwartung aus, daß sie im Gegenteil zur 
Konzentration der Debatte in den Vereinten 
Nationen auf die zentralen Fragen beitragen 
werden. 

Die Abrüstungskommission hebt ferner die 
in den Richtlinien enthaltene Feststellung 
hervor, wonach diese Teil eines dynamischen 
Prozesses sind. Künftige Erfahrungen mit 
der praktischen Anwendung von VBM könn­
ten eine spätere konzeptionelle Fortentwick­
lung der Richtlinien notwendig machen. 
Die bevorstehende 41. Generalversammlung 
wird nach üblichem Verfahren den diesjähri­
gen UNDC-Bericht und damit auch den 
Richtlinienkatalog zu den VBM durch Kon­

sensbeschluß annehmen. Für die im Text 
selbst vorgesehene Weiterentwicklung der 
Richtlinien muß ein Überprüfungsverfahren 
beschlossen, also die UNDC mit einem ent­
sprechenden neuen Auftrag versehen wer­
den. Hier bleibt jedoch zunächst das Ergeb­
nis der KVAE in Stockholm abzuwarten. 

Friedrich Ruth • 

Wirtschaft und Entwicklung 

IFAD: Langwierige Auseinandersetzung um die 
Lastenverteilung — Bescheidener Umfang der 
Wiederauffüllung des Fonds — Frühzeitige Vorbe­
reitung der nächsten Runde (30) 

(Vgl. auch den Beitrag des Verfassers: Streit 
um die zweite Auffüllung des IFAD. Behalten 
die Vereinigten Staaten ihre führende Rolle?, 
VN 1/1985 S.11ff.) 

Der Fortbestand des vor zehn Jahren ge­
gründeten, speziell auf die Förderung der 
ländlichen Armen ausgerichteten Internatio­
nalen Fonds für landwirtschaftliche Entwick­
lung (IFAD) ist erst einmal gesichert. Auf­
grund des Beharrens der USA, die Staaten 
der Organisation der erdölexportierenden 
Länder (OPEC) als Geber stärker in die 
Pflicht zu nehmen, als diese verkraften zu 
können glaubten, war zeitweise sogar mit 
dem Kollaps dieser auf einer Gruppenverfas­
sung beruhenden Sonderorganisation der 
Vereinten Nationen gerechnet worden. Der 
nach mehreren Verhandlungsrunden gefun­
dene Kompromiß, demzufolge die Staaten 
der Kategorie I (westliche Industrieländer) 
60 vH und die der Kategorie II (OPEC-Län­
der) 40 vH der gemeinsam aufzubringenden 
Mittel tragen sollen, geht nicht zuletzt auf 
einen Vermittlungsvorschlag der Staaten der 
Kategorie III (die jetzt 109 Entwicklungslän­
der umfaßt) zurück. 

I. Ende Juli 1986 sollte die Resolution zur 
zweiten Auffüllung (1985-1987) des IFAD in 
Kraft treten. »Vorzugsweise« bis zu diesem 
Zeitpunkt sollten die in der Mitgliedsgruppe I 
zusammengeschlossenen 20 OECD-Staaten 
wie die 12 OPEC-Staaten (Gruppe II) Bei­
tragserklärungen in Höhe von mindestens 
50 vH der Beitragsverpflichtung der jeweili­
gen Gruppe hinterlegen. Während es die 
OECD-Staaten zu diesem Zeitpunkt auf rund 
62 vH — kurz darauf sogar etwa 70 vH — 
brachten, hatte sich bei ihren Partnern ledig­
lich Indonesien (3,75 vH) verpflichtet. Damit 
steht die Wirksamkeit der Resolution weiter­
hin aus. 
Schon die — im Konsens angenommene — 
abschließende Resolution der 9. Tagung des 
Gouverneursrats im Januar 1986 zur Auffül­
lung des Fonds war mit erheblicher Verspä­
tung zustandegekommen. Sie war zudem mit 
einem Volumen von 484 Mill Dollar (Gruppe I: 
276 Mill Dollar; Gruppe II: 184 Mill; Grup­
pe III: 24 Mill) weit unter den Erwartungen 
geblieben. 
Die vorangegangene erste Auffüllung (1981-
1983) hatte noch ein Volumen von rund 
1,1 Mrd Dollar aufzuweisen, das dann aller­
dings um ein weiteres Jahr gestreckt werden 
mußte. Von einer etwa gleich hohen Auffül­
lung, wiederum für drei Jahre, gingen beide 
Hauptgebergruppen zu Beginn der Verhand­
lungen zur zweiten Auffüllung aus. Von An­
fang an stritt man sich jedoch um das Ver­
hältnis der Beiträge der beiden Gruppen zu­
einander. Der schließlich im Verhältnis 60 zu 

40 (gegen 58 zu 42 der ersten Auffüllung) 
aufgeteilte Auffüllungsbeitrag der Gruppen I 
und II von 460 Mill Dollar spiegelt die über 
den zweieinhalbjährigen Verhandlungszeit­
raum drastisch sinkenden Erdöleinnahmen 
der OPEC-Staaten wider sowie die wenig fle­
xible Haltung der USA, nach der die OECD-
Gruppe jeweils anteilig der Absenkung des 
OPEC-Beitrages zu folgen hatte. 
II. Unter den zehn größten Beitragszahlern 
befinden sich sechs OECD-Staaten: 1. USA 
(79 Mill Dollar); 4. Japan (26 Mill Dollar); 
5. Bundesrepublik Deutschland (25,6 Mill 
Dollar); 7. Frankreich (21 Mill Dollar); 8. Ita­
lien (17 Mill Dollar) und 10. Kanada (15 Mill 
Dollar). Von der in der Auffüllungsresolution 
eröffneten Möglichkeit, sich in Sonderzie­
hungsrechten des Internationalen Währungs­
fonds (SZR) zu verpflichten, hat nur die Bun­
desrepublik Gebrauch gemacht. Dem Fonds, 
der seine Darlehen in SZR vergibt, kommt 
diese Form der Werterhaltung der Beiträge 
zugute. Alle anderen Mitglieder der Gruppe I 
haben sich in ihrer Landeswährung verpflich­
tet (Gruppe II sämtlich in US-Dollar), wobei 
als Referenzzeitraum für die Berechnung des 
Wertes in US-Dollar der durchschnittliche 
monatliche Kurs der Monate Juli bis Dezem­
ber 1985 vereinbart wurde. 
Die Hauptlast der OPEC-Gruppe trägt mit 
72 Mill Dollar nach wie vor Saudi-Arabien als 
zweitgrößter Geber. Wohl mit Rücksicht auf 
die lateinamerikanische Klientel des Fonds 
hat sich Venezuela mit 28 Mill Dollar auf den 
3. Platz geschoben, gefolgt von Kuwait 
(Nr. 6), das mit 25 Mill Dollar fast so viel wie 
die Bundesrepublik beiträgt. Der Iran — nach 
den Vereinigten Staaten größtes und wichtig­
stes Gründungsmitglied des Fonds — betei­
ligt sich nicht; jedoch wird ihm und anderen 
potentiellen Gebern (gedacht ist etwa an die 
EG) eine Beteiligungsmöglichkeit offengehal­
ten. Zur ersten Auffüllung hatte der Iran zwar 
einen Betrag zugesagt, dann jedoch keine 
Beitragsurkunde hinterlegt. Von Libyen, das 
sich entsprechend verhielt, liegen Zusagen 
vor, diesmal seinen Verpflichtungen nachzu­
kommen. Der mit dem Iran im Krieg befindli­
che Irak machte bisher lediglich bei den Zie­
hungen auf seine hinterlegten Schuldscheine 
Schwierigkeiten, so daß der Exekutivrat des 
Fonds die irakischen Beiträge zur Zeit als 
nicht realisierbar bewertet. 
Die Auffüllungsresolution eröffnet die Mög­
lichkeit, eigene Leistungen bei Nichteinhal­
tung der Verpflichtungen anderer Mitglied­
staaten einzuschränken. Eintreten könnte, 
daß die USA bei ausbleibender libyscher Bei­
tragsurkunde oder Schuldscheinen entspre­
chend reagieren beziehungsweise daß 
OECD-Staaten bei verzögerter Leistung der 
USA eigene Leistungen einbehalten. 
An Beiträgen aus Kategorie III sind die 10 Mill 
Dollar Brasiliens hervorzuheben (davon 6 Mill 
in Hartwährung), die 1,75 Mill Dollar Mexikos 
(zuzüglich 95 Mill Pesos), die 1,8 Mill Dollar 
Chinas, die 1,5 Mill Dollar Pakistans (davon 
0,6 Mill in Hartwährung) sowie die je 1 Mill 
Dollar Argentiniens und Sri Lankas. 
Das von 323 Mill SZR (1981) über 206 Mill 
SZR (1984) auf 137 Mill SZR (1985) gefallene 
Arbeitsprogramm des Fonds wird sich 1986 
aufgrund vorzeitiger Auffüllungsleistungen 
von OECD-Staaten sowie sonstigen Einkünf­
ten zumindest auf dieser Höhe halten kön­
nen, jedoch in den Folgejahren — im Rah­
men der ordentlichen Auffüllung — voraus­
sichtlich nicht übermäßig steigen. Ein gewis-
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ser Ausgleich kann über das für vier Jahre 
ausgelegte Sonderprogramm des Fonds für 
Afrika südlich der Sahara stattfinden (Ziel: 
300 Mill Dollar). Trotz ihrer beharrlichen An­
sicht zur Frage der Lastenverteilung hatten 
die USA diesem Programm zugestimmt, ob­
wohl sich hieran voraussichtlich lediglich 
OECD-Staaten beteiligen werden. 
III. Die Schwierigkeiten insbesondere der 
zweiten Auffüllung und ihr enttäuschendes 
Ergebnis bestätigten den Gouverneursrat in 
der Ansicht, daß eine dritte Runde rechtzeitig 
unter bessere Vorzeichen gestellt werden 
müsse. Der IFAD-Präsident erfüllt einen ent­
sprechenden Auftrag an ihn, indem er derzeit 
durch eine Gruppe hochrangiger Experten 
Möglichkeiten untersuchen läßt, wie man die 
langfristige (finanzielle) Struktur des IFAD 
sowie seine Ausleihbedingungen neu faßt. 
Überlegungen gehen in Richtung einer Er­
weiterung der Gruppe II durch Beitritt wohl­
habender Nicht-OPEC-Entwicklungsländer; 
auch über eine Erhöhung der internen Mittel­
schöpfung des Fonds mittels Verkürzung der 
Darlehenslaufzeiten und Freijahre wird nach­
gedacht. Erörtert wird ferner eine noch stär­
kere Bevorzugung ärmerer Entwicklungslän­
der; zudem sollen die Möglichkeiten von 
Treuhandfonds-Vereinbarungen sowie die 
Mittelaufbringung auf dem Kapitalmarkt über­
dacht werden. 

Ob und wann hier eine Einigung angesichts 
verschiedener widerstreitender Interessen 
möglich sein wird, ist eine offene Frage. Wird 
es gelingen, den IFAD von seiner >Erblast< 
zu befreien, ein gemeinsamer — paritäti­
scher — Fonds von OECD- und OPEC-Staa­
ten zu sein? Wird es ausreichen, daß er her­
ausragende Erfolge bei der Bekämpfung der 
Massenarmut aufzuweisen hat, daß er — im 
Gegensatz zu fast allen anderen Institutionen 
— insbesondere die Landlosen wirkungsvoll 
erreicht? Lösungen müssen schnell gefun­
den werden. Immerhin beginnt das letzte 
Jahr der zweiten Auffüllungsperiode in weni­
gen Monaten. Horst Wetzel • 

Verwaltung und Haushalt 

40. UN-Generalversammlung: Wiederaufnahme 
zwecks Erörterung der Finanzkrise — Erhebliche 
Beitragsrückstände — Einschneidende Sparmaß­
nahmen (31) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 1/ 
1986 S. 38 f. fort. Siehe auch den Beitrags­
schlüssel für den UN-Haushalt, VN 1/1986 
S.32.) 

I. Bereits im Dezember 1985 warnte der Ge­
neralsekretär die 40. Generalversammlung 
vor, daß wegen akuter Finanzprobleme mit 
einer Wiederaufnahme der Tagung gerechnet 
werden müsse. Einen Monat später nahm er 
unter anderem eine 20prozentige Kürzung 
der Ausgaben für Dienstreisen, Beraterver­
träge, Aushilfslöhne und Überstundenent­
gelte vor; eine Reihe von Bauvorhaben 
wurde verschoben, und auch im Dokumenta­
tionsbereich wurden Einschränkungen vor­
genommen. 
Zwei Monate danach traten weitere Maßnah­
men in Kraft, darunter ein vorläufiger Stellen­
stopp, die NichtVerlängerung der Verträge 
von über 60 Jahre alten Mitarbeitern, ein Be­
förderungsstopp für die nächsten sechs Mo­
nate sowie eine weitere zehnprozentige Kür­
zung der Überstundenentgelte. 

Es handelte sich um Maßnahmen des Krisen­
managements, um die gegenwärtige >Kas-
senkrise< in Höhe von etwa 80 bis 100 Mill 
US-Dollar zu überwinden. Da sich der Gene­
ralsekretär im klaren darüber war, daß seine 
Maßnahmen keine Problemlösungen mittel-
oder gar langfristiger Art darstellen, wandte 
er sich an die Generalversammlung, die am 
28.April 1986 ihre 40.Tagung wieder aufnahm. 
Denn nach den Worten des Generalsekretärs 
beinhaltet das gegenwärtige Finanzproblem 
der UNO »tiefgreifende Auswirkungen auf 
die Lebensfähigkeit der Organisation sowie 
auf ihre gegenwärtige und zukünftige Effi­
zienz«. 

Der ordentliche UN-Haushalt beträgt für 1986 
rund 830 Mill US-Dollar. Im Verhältnis zu den 
Aufgabenbereichen der Weltorganisation ist 
das Budget recht bescheiden. Die jährlichen 
weltweiten Militärausgaben liegen — worauf 
der Informationsdienst der Vereinten Natio­
nen in Wien hingewiesen hat — derzeit etwa 
1200mal höher. Der ordentliche UN-Haushalt 
macht jedoch nur einen Teil dessen aus, was 
das UN-System insgesamt, also mit seinen 
Hilfswerken und Sonderorganisationen, aus­
gibt. Hier handelt es sich für 1986 um insge­
samt etwa 3,9 Mrd Dollar, wobei ein sehr 
hoher Anteil über freiwillige Beitragsleistun­
gen der Mitgliedstaaten finanziert wird. 
Was die Pflichtbeiträge für die Hauptorgani­
sation angeht, so wurde im letzten Bericht 
schon vermerkt, »daß ausdrücklich für das 
Budget 1986/87 nur Länder gestimmt haben, 
die zusammen gerade ein Fünftel des Bei­
tragsaufkommens abdecken«; unter den 
zehn größten Beitragszahlern stimmte ledig­
lich Kanada (3,06 vH) für den Haushalt. Der 
Generalsekretär hat mit Recht die prekäre 
Situation erkannt, in der sich die Vereinten 
Nationen befinden, und daher die Aufmerk­
samkeit der Generalversammlung — analog 
zum Artikel 99 der Charta, der es ihm ermög­
licht, Krisensituationen dem Sicherheitsrat zu 
melden — auf den Trend einer zunehmenden 
Polarisierung unter den Mitgliedern gelenkt, 
der, falls er weiterhin anhält, durchaus die 
weitere Existenz der Organisation in Frage 
stellen kann. 

II. Die Finanzsorgen der Vereinten Nationen 
sind nicht neu. Auch in der Vergangenheit 
haben manche Mitglieder ihre Beitragsanteile 
für bestimmte UN-Aktivitäten nicht gezahlt. 
Bereits in der ersten Hälfte der sechziger 
Jahre hielten etwa die Sowjetunion und 
Frankreich ihre Beiträge für friedenserhal­
tende Maßnahmen zurück. Gegenwärtig be­
teiligen sich insgesamt 18 Staaten an einer 
derart selektiven Haushaltspolitik, darunter 
China, Frankreich, die Deutsche Demokrati­
sche Republik, die Sowjetunion und die Ver­
einigten Staaten. 

Die Finanzkrise der Vereinten Nationen 
(siehe UN-Doc. A/40/1102 mit Add. 1-5), die 
jetzt als eine akute >Kassenkrise< sichtbar ist 
und die politische Misere der Organisation 
ausdrückt, besteht also aus mehreren Kom­
ponenten. Da ist zunächst die Beitragsdiszip-
hn, eine der wichtigsten Mitgliedspflichten, 
die sehr zu wünschen übrig läßt. So hatten 
am 1.Januar 1986 weniger als 70 der 159 Mit­
gliedstaaten ihre Pflichtbeiträge aus den Vor­
jahren vollständig entrichtet; insgesamt wa­
ren noch rund 240 Mill Dollar zu zahlen. 
Hinzu kamen zu diesem Zeitpunkt weitere 
200 Mill Dollar, die — außerhalb des ordentli­
chen UN-Haushalts — 23 Staaten für frühere 
und/oder gegenwärtige friedenserhaltende 

Maßnahmen den Vereinten Nationen und den 
kleineren truppenentsendenden Mitglied­
staaten schuldeten. 
Lediglich 25 Mitglieder, darunter von den 
zehn größten Beitragszahlern Japan, die 
Bundesrepublik Deutschland, Großbritannien 
und Kanada, haben — wie der Generalsekre­
tär am 28.April vor der Generalversammlung 
positiv vermerkte — ihre Pflichtbeiträge für 
1986 und vorangegangene Jahre pünktlich 
und vollständig gezahlt. 
Am 30.Juni 1986 fehlten den Vereinten Natio­
nen rund 463 Mill Dollar an Pflichtbeiträgen 
für 1986 und vorangegangene Jahre in der 
Kasse. Die USA schuldeten davon 247 Mill 
und die Sowjetunion rund 77 Mill Dollar. 
III. Als Ende April die Generalversammlung 
ihre 40.Tagung wieder aufnahm, betonte der 
Generalsekretär noch einmal: »Es geht hier 
zwar auch um ein Problem unzureichender 
Finanzmittel, in erster Linie handelt es sich 
bei dieser Krise aber um ein politisches Pro­
blem. Diese Krise ist im wesentlichen, wenn 
auch nicht ausschließlich, durch die Mißach­
tung von Verpflichtungen entstanden, die 
sich aus der Charta ergeben, sowie durch die 
mangelnde Übereinstimmung der Mitglied­
staaten darüber, welchen Aufgaben die Ver­
einten Nationen dienen und in welchem Aus­
maß sie von jedem ihrer Mitgliedstaaten zur 
Gewährleistung ihrer Effektivität unterstützt 
werden sollen.« 

58 Redner sprachen zum Tagesordnungs­
punkt 150 Gegenwärtige Finanzkrise der 
Vereinten Nationen<, darunter 13 Vertreter 
Lateinamerikas sowie je acht aus Afrika, 
Asien und Osteuropa. Von den westlichen 
Gruppen nahmen die Niederlande (für die 
EG), Großbritannien, Japan, Kanada, Austra­
lien, Neuseeland, die USA, ferner Österreich 
und die nordeuropäischen Staaten Finnland, 
Norwegen und Schweden an der Debatte 
teil. 
Die meisten Redner teilten die Ansicht des 
Generalsekretärs, daß es sich nicht um eine 
Finanzkrise im engeren Sinne, sondern um 
eine politische Krise der Vereinten Nationen 
handelt, die es zu überwinden gilt. Ein sehr 
großer Teil der Beiträge akzeptierte die >Pa-
ketlösung< des Generalsekretärs, etwa 60 
Mill Dollar einzusparen, wozu die Verschie­
bung größerer Investitionsvorhaben — so 
der geplante Bau neuer Konferenzzentren für 
die Wirtschaftskommission für Afrika (ECA) 
in Addis Ababa und die Wirtschafts- und So­
zialkommission für Asien und den Pazifik 
(ESCAP) in Bangkok — ebenso gehört wie 
Einschränkungen im Konferenz- und Ta­
gungskalender, Kürzungen bei den geplan­
ten Veröffentlichungen für 1986 und der Auf­
schub bestimmter Programmaktivitäten. 
Für viele westliche, aber auch östliche Indu­
striestaaten gingen die Einsparungsmaßnah­
men des Generalsekretärs nicht weit genug; 
lediglich Kanada kündigte eine Liste mit kon­
kreten Vorschlägen an, die es zur Diskussion 
stellen will. 

Während sich einzelne afrikanische und asi­
atische Staaten gegen die Verschiebung des 
Baus der geplanten Konferenzzentren wand­
ten, forderten vor allem die osteuropäischen 
Staaten, aber auch die Entwicklungsländer, 
daß der Einstellungsstopp sich nicht auf die­
jenigen Mitgliedstaaten beziehen dürfe, die 
unterrepräsentiert sind beziehungsweise die 
von ihnen entsandten Bediensteten der Per­
sonalrotation unterwerfen. 
Schweden und Kenia sprachen sich dafür 
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aus, den Höchstsatz des Beitragsschlüssels 
zu senken, um einseitige Abhängigkeiten in 
Zukunft zu verhindern. Einige Delegierte aus 
den Entwicklungsländern forderten Umver­
teilungen zwischen den regionalen Wirt­
schaftskommissionen zuungunsten der Wirt­
schaftskommission für Europa (ECE). Ledig­
lich Barbados schlug einen generellen Schul­
denerlaß und einen neuen Anfang vor. 
Die Kritik an den beiden großen Schuldnern 
USA und UdSSR, die mit ihrer Politik eindeu­
tig — zwar nicht allein, aber mit den größten 
Konsequenzen — gegen die in der Charta 
niedergelegten Pflichten verstoßen, war nicht 
zu überhören. Sie kam von vielen Entwick­
lungsländern und vor allem — unüberhörbar 
für die Vereinigten Staaten — von den westli­
chen Mitgliedern. 

Ob die auf Initiative Japans eingerichtete 
Gruppe der 18 hochrangigen Sachverständi­
gen (Zusammensetzung: VN 2/1986 S.84) 
zum Herbst 1986 die von zahlreichen Dele­
gierten geäußerten Hoffnungen erfüllen wird, 
bleibt abzuwarten. Ihr Mandat ist deutlich ab­
gegrenzt: »Überprüfung der Effizienz der ad­
ministrativen und finanziellen Funktionen der 
Vereinten Nationen«. Der britische Dele­
gierte wies darauf noch einmal ausdrücklich 
hin; lediglich Bolivien äußerte sich besonders 
pessimistisch, da die >Gruppe der 18< sich 
aus Vertretern von Regierungen zusammen­
setze, die zu mehr als der Hälfte bereits im 
Beratenden Ausschuß für Verwaltungs- und 
Haushaltsfragen (ACABQ) vertreten sind, der 
bisher selbst nicht besonders erfolgreich ge­
arbeitet habe. 

Am 9.Mai 1986 entschied die Generalver­
sammlung einvernehmlich, daß der General­
sekretär die meisten Vorschläge seines >Pa-
kets< durchführen soll, um die gegenwärtige 
Finanzkrise zu überwinden. Der Konsens 
wurde nicht durch eine Resolution, sondern 
durch eine ausführliche Erklärung des Präsi­
denten der Generalversammlung zum Aus­
druck gebracht. Alle waren sich darüber im 
klaren, daß es sich nur um eine kurzfristige 
Lösung handeln könne. 
Mittel- und langfristige Lösungen sind kei­
nesfalls in Sicht; die 41.Generalversammlung 
wird sich mit diesem Existenzproblem der 
Vereinten Nationen wiederum befassen müs­
sen. Dabei erwartet die Bundesrepublik 
Deutschland — wie der Bundesminister des 
Auswärtigen beim Besuch des UN-General­
sekretärs am 9.Juli deutlich machte — von 
ihm qua Amtsautorität etwas, zu dem die Mit­
glieder bisher wenig Konkretes geleistet ha­
ben: »Herr Generalsekretär, Sie haben eine 
schwierige Aufgabe vor sich. Sie müssen mit 
richtungsweisenden Vorschlägen die Zukunft 
der Vereinten Nationen sichern. Es geht 
nicht nur um Budget-Prozeduren. Es geht 
um ein ganzes Paket struktureller Reformen. 
Es geht um die Steigerung der Effizienz des 
UN-Systems.« 

Klaus Hüfner • 

Rechtsfragen 

IGH: Urteil im Falle Nicaragua-USA — Verletzung 
des Interventionsverbots durch die Vereinigten 
Staaten festgestellt — Problematische Ausfüh­
rungen zur Bildung von Völkergewohnheitsrecht 
(32) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 1/ 
1985 S.29f. fort. Vgl. auch den Bericht in VN 

2/1986 S.79 und >Die persönliche Meinung< 
in VN 3/1986 S.93.) 

Im Fall betreffend militärische und paramilitä­
rische Aktivitäten in und gegen Nicaragua 
(Nicaragua gegen die Vereinigten Staaten 
von Amerika) hat der Internationale Gerichts­
hof (IGH) am 27.Juni 1986 ein vielbeachtetes 
Urteil verkündet (Urteilstext: UN-Doc. S/ 
18221, Sondervoten: UN-Doc. S/18227). Der 
Fall war seit mehr als zwei Jahren anhängig; 
am 10. Mai 1984 hatte der Gerichtshof in 
Form einer einstweiligen Anordnung den 
USA untersagt, den Zugang zu den Häfen 
Nicaraguas zu behindern, und zur Achtung 
der nicaraguanischen Souveränität aufgeru­
fen (VN 3/1984 S.108f.). 

I. Im einzelnen befand das Gericht in der 
Sache selbst, daß 
— die USA durch Ausbildung, Bewaffnung, 

Ausrüstung, Finanzierung und Versor­
gung der gegen die Regierung in Mana­
gua kämpfenden Contras beziehungs­
weise durch die sonstige Unterstützung 
von militärischen und paramilitärischen 
Aktivitäten in und gegen Nicaragua das 
völkergewohnheitsrechtliche Interven­
tionsverbot verletzt haben; 

— die USA durch militärische Angriffe 
(1983/84) auf das Territorium Nicaraguas 
(Angriff auf den Hafen Sandino, die Mari­
nebasis Potosi, auf San Juan de Sur, auf 
San Juan de Norte und auf Patrouillen­
boote) sowie durch weitere Akte in Nica­
ragua das völkergewohnheitsrechtliche 
Gewaltverbot verletzt haben; 

— die USA durch die genannten militä­
rischen Angriffe sowie das Überfliegen 
von Nicaragua (beziehungsweise durch 
Genehmigung entsprechender Flüge) die 
Souveränität von Nicaragua verletzt ha­
ben; 

— die USA durch das Verlegen von Seemi­
nen in den Küsten- oder maritimen Eigen­
gewässern von Nicaragua das Interven­
tions-, das Gewaltverbot sowie die Sou­
veränität Nicaraguas verletzt haben. 

Diese Entscheidungen ergingen mit 12 zu 
3 Stimmen. Des weiteren entschied der IGH, 
daß Washington durch die genannten Akte 
seine Verpflichtungen aus dem Freund­
schaftsvertrag mit Nicaragua verletzt habe 
(gegen die Stimme des aus den USA kom­
menden Richters Schwebel) und daß die un­
terlassene Notifizierung der Minenverlegung 
eine Verletzung von Völkergewohnheitsrecht 
darstelle (gegen die Stimme des japanischen 
Richters Oda). Weitere Verletzungen des 
Freundschaftsvertrags sah das Gericht in der 
Verhängung des Handelsembargos (12 zu 3). 
Das Gericht verpflichtete die USA, alle 
rechtswidrigen Angriffe einzustellen (12 zu 3) 
sowie Schadensersatz wegen der Verletzung 
gewohnheitsrechtlicher Pflichten (12 zu 3) 
und vertraglicher Pflichten (14 zu 1) zu lei­
sten. Einstimmig erging lediglich der Aufruf 
an die Parteien, ihre Streitigkeit friedlich bei­
zulegen. 
Die Richter Oda, Jennings und Schwebel ha­
ben Sondervoten abgegeben, wobei das des 
letzteren fast den Umfang des Urteils er­
reicht. 
II. Das Hauptsacheverfahren vor dem IGH 
fand ohne Beteiligung der USA statt, die in­
zwischen auch ihre Unterwerfung unter die 
Jurisdiktion des Gerichts zurückgenommen 
haben. An dem Zuständigkeitsverfahren hat­
ten sich die USA noch beteiligt. Das Nichter­

scheinen einer Partei vor Gericht verhindert 
gemäß Artikel 53 des IGH-Statuts nicht eine 
Entscheidung in der Sache selbst. Die Praxis 
des IGH belegt, daß in den Fällen, in denen 
der Gerichtshof nicht auf Grund eines 
Schiedsvertrages angerufen wird, die gegne­
rische Partei in der Regel nicht vor Gericht 
auftritt. 
III. Bevor das Gericht in der Sache selbst 
entscheiden konnte, hatte es über zwei Vor­
fragen zu befinden: die Bedeutung des von 
den USA mit der Unterwerfungserklärung 
eingelegten Vorbehalts und den Vortrag der 
USA, dieser Fall sei nicht justiziabel. Letztere 
Ansicht stützten die USA auf zwei Gründe. 
Die Behandlung von Gewaltanwendung zwi­
schen Staaten falle in die ausschließliche 
Kompetenz des Sicherheitsrats; zudem han­
dele es sich hierbei nicht um eine Rechts­
streitigkeit im Sinne von Art.36 des IGH-Sta­
tuts. Letzteres wird von dem Gericht unter 
Hinweis auf seine Entscheidungsgründe ab­
gelehnt. 

Zum Vorbehalt gilt folgendes: danach hatten 
die USA eine Entscheidung über Rechts­
streitigkeiten ausgeschlossen, die aus multi­
lateralen Verträgen erwachsen, soweit nicht 
alle betroffenen Vertragsparteien auch Par­
teien des Rechtsstreits seien. Der IGH stellt 
fest, daß El Salvador als Partei der Charta der 
Vereinten Nationen und der Satzung der Or­
ganisation Amerikanischer Staaten (OAS) 
von der Entscheidung des IGH betroffen sein 
könnte und, da nicht Streitpartei, demzufolge 
der Rechtsstreit auch nicht auf der Basis die­
ser beiden Verträge entschieden werden 
könne (Ziff.56). 

Angesichts dieser Entscheidung wird unver­
ständlich, warum das Gericht vorher eine Ne­
benintervention von El Salvador abgelehnt 
hatte. 
Anwendbar blieb aber Völkergewohnheits­
recht, wobei sich das Gericht mit dem Ein­
wand auseinanderzusetzen hatte, dies könne 
nicht unter Rückgriff auf die UN-Charta 
(insbesondere auf Art.2 Abs.4) beziehungs­
weise die OAS-Satzung formuliert werden 
(Ziff.172ff.). Demgegenüber wiederholte das 
Gericht, daß es die Klage von Nicaragua 
nicht deshalb zurückweisen könne, weil Ge­
wohnheitsrecht und Vertragsrecht im we­
sentlichen identisch seien. Auch wenn Ge­
wohnheitsrecht kodifiziert werde, bezie­
hungsweise wenn sich Gewohnheitsrecht 
neben dem Vertragsrecht, unter Umständen 
sogar von letzterem beeinflußt, entwickele, 
so handele es sich doch um zwei unabhän­
gige Rechtsquellen. 

In einem weiteren Schritt (Ziff.183ff.) hatte 
dann der Gerichtshof Umfang und Inhalt des 
Gewohnheitsrechts zu bestimmen. Zum 
Nachweis der Rechtsmeinung in bezug auf 
das Gewaltverbot hat der IGH auf die Vor­
träge der beiden Streitparteien zurückgegrif­
fen, die beide das Gewaltverbot als zwingen­
des Gewohnheitsrecht (ius cogens) einge­
stuft hatten (Ziff.187). Außerdem stützte er 
sich auf die Resolution 2625(XXV) der UN-
Generalversammlung über freundschaftliche 
Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen 
den Staaten, wobei er in der Zustimmung zu 
dieser Deklaration eine Annahme der darin 
enthaltenen Prinzipien sah (Ziff. 188 ff.). 
Ebenso war die Argumentation in bezug auf 
das Recht auf Selbstverteidigung und das 
Verbot der Intervention. Den Nachweis der 
entsprechenden Praxis sieht das Gericht da­
mit als erbracht an, daß die Staaten bei-
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spielsweise Interventionen zu rechtfertigen 
versucht und somit dargetan haben, daß ein 
entsprechendes Prinzip als Bestandteil des 
Gewohnheitsrechts existiert. 
In dieser Argumentation liegt die völkerrecht­
liche Bedeutung der Gerichtsentscheidung. 
Denn die hier vorgenommene Verklamme­
rung des Abstimmungsverhaltens in den Ver­
einten Nationen mit der Entstehung von Ge­
wohnheitsrecht ist bislang von dem IGH in 
dieser dezidierten Form nicht vertreten wor­
den. Es werden damit Strömungen in der 
Völkerrechtswissenschaft aufgegriffen, wo­
nach die Qualifizierung des Abstimmungs­
verhaltens zu UN-Resolutionen als unver­
bindliche politische Willensäußerung dem 
Sachverhalt nicht mehr gerecht wird. 
IV. Die Würdigung des Faktenmaterials auf 

der so entwickelten Rechtsgrundlage warf 
keine vergleichbaren Probleme auf. Als Aus­
gangspunkt nahm der IGH die Resolution 
2625(XXV) und stellte auf dieser Basis die 
Rechtsverletzungen der USA fest. Er hatte 
sich allerdings mit dem Einwand auseinan­
derzusetzen, die Aktionen der USA seien un­
ter dem Gesichtspunkt der kollektiven 
Selbstverteidigung zugunsten von El Salva­
dor gerechtfertigt (Ziff.229 ff.). Dies lehnt der 
IGH mit einer Reihe von Gründen ab: Die 
Waffenlieferung Nicaraguas an die Opposi­
tion in El Salvador sei kein bewaffneter An­
griff (Ziff.230) und El Salvador habe selbst 
nicht vorgetragen, angegriffen worden zu 
sein. Im übrigen wird zusätzlich darauf hinge­
wiesen, daß, selbst wenn ein Selbstverteidi­
gungsfall vorgelegen habe, die Aktionen der 

USA den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
verletzt hätten. 
V. Richter Schwebel greift in seiner abwei­
chenden Meinung das Urteil sowohl von der 
tatsächlichen als auch der rechtlichen Seite 
an. Ein zentraler Punkt ist die Aussage, daß 
nicht der IGH, sondern allein der Sicherheits­
rat dazu berufen und in der Lage sei, einen 
bewaffneten Konflikt zu beenden. Des weite­
ren argumentiert Schwebel, die Aktionen der 
USA stellten einen rechtmäßigen Akt der 
Selbstverteidigung dar. Schließlich wird dem 
IGH Parteilichkeit vorgeworfen; so seien die 
Waffenlieferungen Nicaraguas an die Opposi­
tion in El Salvador nicht als völkerrechtswid­
rig, jedoch die amerikanische Unterstützung 
der Contras als Völkerrechtsverstoß gewer­
tet worden. Rüdiger Wolfrum • 

Dokumente der Vereinten Nationen 
Afghanistan, Zypern, Nahost, Entwicklungshelfertag, Jubiläum, Entkolonisierung, Gewalt in der 
Familie, Verbrechensopfer, Verbraucherschutz 

Afghanistan 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Die Lage in Afghanistan und ihre 
Auswirkungen auf den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit. — Resolu­
tion 40/12 vom 13. November 1985 

Die Generalversammlung, 
— nach Behandlung des Punkts >Die Lage 

in Afghanistan und ihre Auswirkungen 
auf den Weltfrieden und die internatio­
nale Sicherheit, 

— unter Hinweis auf ihre Resolutionen ES-
6/2 vom 14. Januar 1980, 35/37 vom 20. No­
vember 1980, 36/34 vom 18. November 
1981, 37/37 vom 29. November 1982, 38/29 
vom 23. November 1983 und 39/13 vom 
15. November 1984, 

— in Bekräftigung der Ziele und Grund­
sätze der Charta der Vereinten Nationen 
und der Verpflichtung aller Staaten, in 
ihren internationalen Beziehungen jede 
gegen die Souveränität, territoriale Inte­
grität und politische Unabhängigkeit ei­
nes Staates gerichtete Androhung oder 
Anwendung von Gewalt zu unterlassen, 

— ferner in Bekräftigung des unveräußerli­
chen Rechts aller Völker, ihre Regie­
rungsform selbst zu bestimmen und ihr 
wirtschaftliches, politisches und gesell­
schaftliches System ohne jede Interven­
tion, Subversion, Nötigung oder Be­
schränkung von außen selbst zu wählen, 

— zutiefst besorgt über die anhaltende be­
waffnete ausländische Intervention in 
Afghanistan, die gegen die genannten 
Grundsätze verstößt, und über deren 
schwerwiegende Folgen für den Weltfrie­
den und die internationale Sicherheit, 

— angesichts der wachsenden Besorgnis 
der internationalen Gemeinschaft über 
das Fortdauern und die Schwere der Lei­
den des afghanischen Volkes sowie über 
das Ausmaß der sozialen und wirtschaft­
lichen Probleme, die Pakistan und Iran 
durch die Anwesenheit von Millionen 
afghanischer Flüchtlinge auf ihrem Bo­
den und durch das ständige Ansteigen 
der Zahl dieser Flüchtlinge erwachsen, 

— sich voll dessen bewußt, daß dringend 
eine politische Lösung der besorgniser­
regenden Lage hinsichtlich Afghani­
stans gefunden werden muß, 

— Kenntnis nehmend vom Bericht des Ge­
neralsekretärs und vom Stand des von 

ihm eingeleiteten diplomatischen Pro­
zesses, 

— in Anerkennung der Bedeutung, die den 
Initiativen der Organisation der Islami­
schen Konferenz und den Bemühungen 
der Bewegung der blockfreien Länder 
um eine politische Lösung der Lage hin­
sichtlich Afghanistans zukommt, 

1. erklärt erneut, daß die Bewahrung der 
Souveränität, territorialen Integrität, po­
litischen Unabhängigkeit und Blockfrei­
heit Afghanistans Grundvoraussetzung 
für eine friedliche Lösung des Problems 
ist; 

2. bekräftigt das Recht des afghanischen 
Volkes, seine Regierungsform selbst zu 
bestimmen und sein wirtschaftliches, po­
litisches und gesellschaftliches System 
ohne jede fremde Intervention, Subver­
sion, Nötigung oder Beschränkung selbst 
zu wählen; 

3. fordert den unverzüglichen Abzug der 
fremden Truppen aus Afghanistan; 

4. fordert alle Beteiligten auf, darauf hinzu­
arbeiten, daß schnellstens eine politische 
Lösung in Übereinstimmung mit dieser 
Resolution herbeigeführt und die erfor­
derlichen Voraussetzungen dafür ge­
schaffen werden, daß die afghanischen 
Flüchtlinge in Sicherheit und in Ehren 
freiwillig in ihre Heimat zurückkehren 
können; 

5. appelliert erneut an alle Staaten sowie 
nationalen und internationalen Organi­
sationen, weiterhin humanitäre Hilfe zu 
gewähren, um in Abstimmung mit dem 
Hohen Kommissar der Vereinten Natio­
nen für Flüchtlinge die Leiden der afgha­
nischen Flüchtlinge zu lindern; 

6. bringt dem Generalsekretär ihren Dank 
und ihre Unterstützung für seine Bemü­
hungen und die konstruktiven Schritte 
zum Ausdruck, die er bei der Suche nach 
einer Lösung des Problems unternom­
men hat, insbesondere für den von ihm 
eingeleiteten diplomatischen Prozeß; 

7. ersucht den Generalsekretär, diese Be­
mühungen mit dem Ziel fortzusetzen, 
auf eine politische Lösung im Einklang 
mit dieser Resolution hinzuarbeiten und 
zu untersuchen, wie auf der Grundlage 
gegenseitiger Garantien und strikter 
Nichteinmischung in die inneren Angele­
genheiten des anderen und unter unein­
geschränkter Einhaltung der Grund­
sätze der Charta der Vereinten Nationen 

geeignete Garantien für die Nichtanwen­
dung bzw. Nichtandrohung von Gewalt 
gegen die politische Unabhängigkeit, 
Souveränität, territoriale Integrität und 
Sicherheit aller Nachbarstaaten gefun­
den werden können; 

8. ersucht den Generalsekretär, die Mit­
gliedstaaten und den Sicherheitsrat 
gleichzeitig über den Stand der Durch­
führung dieser Resolution auf dem lau­
fenden zu halten und den Mitgliedstaa­
ten bei frühester Gelegenheit über die 
Lage zu berichten; 

9. beschließt die Aufnahme des Punktes 
>Die Lage in Afghanistan und ihre Aus­
wirkungen auf den Weltfrieden und die 
internationale Sicherheit in die vorläu­
fige Tagesordnung ihrer einundvierzig­
sten Tagung. 

Abstimmungsergebnis: +122; —19: Äthio­
pien, Afghanistan, Angola, Bjelorußland, 
Bulgarien, Deutsche Demokratische Re­
publik, Jemen (Demokratischer), Kuba, 
Laos, Libyen, Madagaskar, Mongolei, Po­
len, Sowjetunion, Syrien, Tschechoslowa­
kei, Ukraine, Ungarn, Vietnam; = 12. 

Zypern 

SICHERHEITSRAT — Erklärung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats am 20. Septem­
ber 1985 (UN-Doc.S/17486) 
Auf der 2607. Sitzung des Sicherheitsrats 
vom 20. September 1985 gab der Präsident 
des Sicherheitsrats im Namen der Rats­
mitglieder folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat ist seit dem Jahre 1964 
mit der Zypernfrage befaßt. Die Ratsmit­
glieder wurden über die Bemühungen auf 
dem laufenden gehalten, die der Generalse­
kretär seit August 1984 im Rahmen der ihm 
vom Rat übertragenen Mission der Guten 
Dienste unternommen hat. 
Die Ratsmitglieder hörten am 20. September 
1985 einen mündlichen Bericht des General­
sekretärs, in dessen Verlauf dieser die Auf­
fassung vertrat, daß die Standpunkte beider 
Seiten sich aufgrund seiner Initiative stär­
ker angenähert hätten als je zuvor, und er 
die Überzeugung äußerte, daß das bisher Er­
reichte zu einer baldigen Einigung über den 
Rahmen für eine gerechte und dauerhafte 
Beilegung der Zypernfrage im Sinne der 

Vereinte Nationen 4/86 143 



Grundsätze der Charta führen müßte. Dar­
auf hinweisend, daß sie die Souveränität, 
Unabhängigkeit, territoriale Integrität, Ein­
heit und Blockfreiheit der Republik Zypern 
unterstützen, erklärten die Ratsmitglieder 
ihre nachdrückliche Unterstützung für die 
vom Generalsekretär im Rahmen des Rats­
mandats unternommene Mission. 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats riefen 
daher alle Parteien auf, sich gemeinsam mit 
dem Generalsekretär in besonderem Maße 
um eine baldige Einigung zu bemühen.« 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Weitere 
Stationierung der Friedenstruppe auf 
Zypern. — Resolution 578(1985) vom 
12. Dezember 1985 

Der Sicherheitsrat, 
— angesichts des Berichts des Generalse­

kretärs vom 30. November 1985 (S/17657 
mit Add. 2) und 9. Dezember 1985 
(S/17657/Add.l) über die Operationen 
der Vereinten Nationen auf Zypern, 

— ferner angesichts der Empfehlung des 
Generalsekretärs, der Sicherheitsrat 
möge die Stationierung der Friedenssi­
cherungstruppe der Vereinten Nationen 
auf Zypern um weitere sechs Monate 
verlängern, 

— weiterhin angesichts der Zustimmung 
der Regierung Zyperns zu der Auffas­
sung, daß es angesichts der Verhältnisse 
auf der Insel notwendig ist, die Truppe 
auch über den 15. Dezember 1985 hinaus 
auf Zypern zu belassen, 

— in Bekräftigung der Bestimmungen von 
Resolution 186(1964) vom 4. März 1964 
und anderer diesbezüglicher Resolutio­
nen, 

1. verlängert die Stationierung der gemäß 
Resolution 186(1964) aufgestellten Frie­
denssicherungstruppe der Vereinten Na­
tionen auf Zypern erneut um einen wei­
teren, mit dem lö.Juni 1986 endenden 
Zeitraum; 

2. ersucht den Generalsekretär, seinen 
Auftrag der Guten Dienste fortzuführen, 
den Sicherheitsrat über die erzielten 
Fortschritte auf dem laufenden zu halten 
und bis 31.Mai 1986 einen Bericht über 
die Durchführung dieser Resolution vor­
zulegen; 

3. fordert alle beteiligten Parteien auf, die 
Truppe auch weiterhin auf der Grund­
lage des gegenwärtigen Mandats zu un­
terstützen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Weitere 
Stationierung der Friedenstruppe auf 
Zypern. — Resolution 585(1986) vom 
13. Juni 1986 

Der Sicherheitsrat, 
— angesichts des Berichts des Generalse­

kretärs vom 31.Mai 1986 (S/18102 mit 
Add.2) und l l . Jun i 1986 (S/18102/Add.l) 
über die Operationen der Vereinten Na­
tionen auf Zypern, 

— ferner angesichts der Empfehlung des 
Generalsekretärs, der Sicherheitsrat 
möge die Stationierung der Friedenssi­
cherungstruppe der Vereinten Nationen 
auf Zypern um weitere sechs Monate 
verlängern, 

— weiterhin angesichts der Zustimmung 
der Regierung Zyperns zu der Auffas­
sung, daß es in Anbetracht der Verhält­
nisse auf der Insel notwendig ist, die 
Truppe auch über den lö.Juni 1986 hin­
aus auf Zypern zu belassen, 

— in Bekräftigung der Bestimmungen von 
Resolution 186(1964) vom 4. März 1964 
und der anderen einschlägigen Resolu­
tionen, 

1. verlängert die Stationierung der gemäß 
Resolution 186(1964) aufgestellten Frie­
denssicherungstruppe der Vereinten Na­
tionen auf Zypern erneut um einen wei­
teren, mit dem 15. Dezember 1986 enden­
den Zeitraum; 

2. ersucht den Generalsekretär, seinen 
Auftrag der Guten Dienste fortzuführen, 
den Sicherheitsrat über die erzielten 
Fortschritte auf dem laufenden zu halten 
und bis 30. November 1986 einen Bericht 
über die Durchführung dieser Resolu­
tion vorzulegen; 

3. fordert alle beteiligten Parteien auf, die 
Truppe auch weiterhin auf der Grund­
lage des gegenwärtigen Mandats zu un­
terstützen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige An­
nahme. 

Nahost 

SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Die 
Lage in den von Israel besetzten arabi­
schen Gebieten. — Resolutionsantrag 
S/17459 vom 12.September 1985 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolutionen 

468(1980), 469(1980) und 484(1980), 
— Kenntnis nehmend von der Resolu­

tion 35/122 der Generalversammlung 
vom 11. Dezember 1980, 

— nach Anhörung der Erklärung des Stän­
digen Vertreters Katars und anderer vor 
dem Rat abgegebener Erklärungen, 

— betonend, daß dringend ein umfassen­
der, gerechter und dauerhafter Frieden 
im Nahen Osten hergestellt werden 
muß, 

— abermals erklärend, daß das Genfer Ab­
kommen vom 12.August 1949 zum 
Schutze von Zivilpersonen in Kriegszei­
ten auf die von Israel seit 1967 besetzten 
Gebiete einschließlich Jerusalems an­
wendbar ist, 

1. beklagt die Unterdrückungsmaßnahmen, 
die Israel seit dem 4.August 1985 gegen 
die palästinensische Zivilbevölkerung in 
den israelisch besetzten Gebieten, insbe­
sondere auf dem Westufer und in Gaza, 
ergriffen hat, und äußert seine ernste 
Besorgnis darüber, daß ein Beharren der 
israelischen Behörden auf derlei Maß­
nahmen zu einer weiteren Verschlechte­
rung der Lage in den besetzten Gebieten 
führen würde; 

2. fordert die Besatzungsmacht Israel auf, 
alle Unterdrückungsmaßnahmen, darun­
ter Sperrstunden, Verwaltungshaft und 
Zwangsdeportationen, unverzüglich ein­
zustellen, alle Inhaftierten sofort freizu­
lassen und weitere Deportationen zu un­
terlassen; 

3. fordert Israel ferner auf, die Bestimmun­
gen des Genfer Abkommens vom ^ . A u ­
gust 1949 zum Schutze von Zivilpersonen 
in Kriegszeiten peinlich genau einzuhal­
ten. 

Abstimmungsergebnis vom 13. September 
1985: +10; - 1 : Vereinigte Staaten; =4: 
Australien, Dänemark, Frankreich, 
Großbritannien. Wegen der ablehnenden 
Stimme eines Ständigen Mitglieds des 
Sicherheitsrats wurde der Antrag nicht 
angenommen (Veto). 

Entwicklungshelfertag 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Internationaler Entwicklungshel­
fertag für die wirtschaftliche und so­
ziale Entwicklung. — Resolution 40/212 
vom 17. Dezember 1985 

Die Generalversammlung, 
— in Kenntnisnahme des Berichts des 

Administrators des Entwicklungspro­
gramms der Vereinten Nationen über 
das Entwicklungshelferprogramm der 
Vereinten Nationen sowie des diesbezüg­
lichen Beschlusses des Verwaltungsrats, 

— in der Auffassung, daß freiwillige Ent­
wicklungshelfer, insbesondere auch die 
Entwicklungshelfer der Vereinten Natio­
nen, durch ihre Dienste einen wichtigen 
Beitrag zur sozio-ökonomischen Ent­
wicklungsarbeit leisten, 

— in Anerkennung dessen, daß die Ent­
wicklungshelfer, die ihren Dienst in vie­
len Fällen unter erheblichen persönli­
chen Opfern erfüllen, in ihrer Arbeit und 
ihrem Engagement bestärkt werden 
müssen, ob sie nun vor Ort oder in den — 
multilateralen, bilateralen oder nationa­
len, nichtstaatlichen oder staatlich unter­
stützen — Organisationen tätig sind, 

1. bittet die Regierungen, jährlich am 5.De­
zember einen Internationalen Entwick­
lungshelfertag für die wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung zu begehen, 
und ersucht sie eindringlich, Maßnah­
men zu ergreifen, um den wichtigen Bei­
trag des freiwilligen Entwicklungshelfer­
dienstes stärker ins Bewußtsein der Öf­
fentlichkeit zu rücken, damit mehr Men­
schen aus allen Lebensbereichen dazu 
angeregt werden, im eigenen Land wie 
auch im Ausland Dienste als Entwick­
lungshelfer anzubieten; 

2. bittet ferner die Sonderoganisationen, 
die anderen Organisationen des Systems 
der Vereinten Nationen und die nicht­
staatlichen Organisationen, welche die 
Dienste von Entwicklungshelfern anbie­
ten, mit Entwicklungshelferdiensten in 
Verbindung stehen oder Nutzen aus ih­
nen ziehen, Aktivitäten durchzuführen 
und zu fördern, um der Öffentlichkeit 
besser bewußt zu machen, welchen Bei­
trag freiwillige Entwicklungshelfer zu 
ihrer Tätigkeit leisten; 

3. ersucht den Generalsekretär, auch wei­
terhin weltweite Publizität für die wich­
tige Rolle des Entwicklungshelferdien­
stes zu fördern. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

Jubiläum 

SICHERHEITSRAT — Erklärung des Präsi­
denten des Sicherheitsrats am 17Januar 
1986 (UN-Doc. S/17745) 
Auf der 2642.Sitzung des Sicherheitsrats 
vom 17.Januar 1986 gab der Präsident des 
Sicherheitsrats im Namen der Ratsmitglie­
der folgende Erklärung ab: 

»Anläßlich des 40Jahrestages der ersten 
Sitzung des Sicherheitsrats und des feierli­
chen Beginns des Internationalen Friedens­
jahres am 1. Januar möchten die Mitglieder 
des Sicherheitsrats ihr Bekenntnis zur 
Charta der Vereinten Nationen bekräftigen, 
die dem Rat die Hauptverantwortung für 
die Wahrung des Weltfriedens und der in­
ternationalen Sicherheit übertragen hat. Als 
der Rat vor vierzig Jahren zum erstenmal 
zusammentrat, nahmen seine Mitglieder 
diese besondere Verantwortung in der 
Überzeugung auf sich, daß der unablässigen 
Suche nach dauerhaftem Frieden und 
bständiger Sicherheit damit ein Neuanfang 
gesetzt werde. 
Zwar ist auf globaler Ebene der Friede seit 
vierzig Jahren erhalten geblieben, doch be­
stehen Konflikte und Spannungen fort. In 
seinen 2 600 Sitzungen hat der Sicherheits­
rat über die drängendsten Fragen des Frie-
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dens und der Sicherheit debattiert. Den 
Ratsmitgliedern bedeutet der feierliche Be­
ginn des Internationalen Friedensjahres ei­
nen weiteren Anstoß, die Wirksamkeit des 
Sicherheitsrats bei der Wahrnehmung sei­
ner Hauptaufgabe, der Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicherheit, 
zu steigern. Sie rufen alle Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen erneut auf, ihren 
Verpflichtungen gemäß der Charta nachzu­
kommen und die Beschlüsse des Sicher­
heitsrats anzunehmen und durchzuführen. 
Hoffen wir gemeinsam, daß 1986 und die 
kommenden Jahre den Fortschritt bringen 
werden, der so dringend erforderlich ist, um 
den Frieden für die künftigen Generationen 
zu sichern.« 

Entkolonisierung 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Fünfundzwanzigster Jahrestag 
der Erklärung über die Gewährung der 
Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker. — Resolution 40/56 vom 
2. Dezember 1985 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf die Erklärung über 

die Gewährung der Unabhängigkeit an 
koloniale Länder und Völker in ihrer Re­
solution 1514(XV) vom 14. Dezember 
1960, 

— nach Veranstaltung einer außerordentli­
chen Gedenkplenarsitzung zur Bege­
hung des fünfundzwanzigsten Jahres­
tags der Erklärung über die Gewährung 
der Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker in dem Jahr, in dem auch das 
vierzigjährige Bestehen der Vereinten 
Nationen gefeiert wird, 

— unter Hinweis auf die Bestimmungen 
der Charta der Vereinten Nationen, in 
denen die Völker der Welt ihre feste Ent­
schlossenheit verkündeten, ihren Glau­
ben an die Grundrechte des Menschen, 
an Würde und Wert der menschlichen 
Person, an die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau sowie von großen und 
kleinen Nationen erneut zu bekräftigen 
und sozialen Fortschritt und einen bes­
seren Lebensstandard in größerer Frei­
heit zu fördern, 

— ferner unter Hinweis auf die einschlägi­
gen Bestimmungen der Erklärung über 
völkerrechtliche Grundsätze für freund­
schaftliche Beziehungen und Zusam­
menarbeit zwischen den Staaten im 
Sinne der Charta der Vereinten Natio­
nen, 

— unter Hinweis auf ihre Resolution 
2621(XXV) vom 12,Oktober 1970 mit dem 
Aktionsprogramm für die uneinge­
schränkte Verwirklichung der Erklärung 
über die Gewährung der Unabhängigkeit 
an koloniale Länder und Völker sowie 
auf ihre Resolution 35/118 vom 11. De­
zember 1980, deren Anhang den Aktions­
plan für die uneingeschränkte Verwirkli­
chung der Erklärung enthält, 

— der Auffassung, daß der Prozeß der na­
tionalen Befreiung unaufhaltsam und ir­
reversibel ist, und unter Hinweis darauf, 
daß in der Erklärung feierlich die Not­
wendigkeit verkündet wurde, dem Kolo­
nialismus in allen seinen Erscheinungs­
formen sofort und bedingungslos ein 
Ende zu setzen, 

— in Anerkennung der bedeutsamen und 
lobenswerten Rolle, die die Vereinten 
Nationen bereits seit ihrer Gründung auf 
dem Gebiet der Entkolonisierung spie­
len, wie auch mit der Feststellung, daß 
seither etwa 100 Staaten ihre Sou­
veränität erlangt haben, 

— insbesondere mit Genugtuung feststel­

lend, daß in den letzten 25 Jahren zahl­
reiche ehemalige Kolonialgebiete haupt­
sächlich aufgrund des mutigen Befrei­
ungskampfes ihrer Völker unter der 
Führung ihrer nationalen Befreiungsbe­
wegungen ihre Unabhängigkeit erlangt 
haben und daß viele ehemalige Treu­
handgebiete und Gebiete ohne Selbstre­
gierung ihr Recht auf Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit im Sinne der Erklä­
rung wahrgenommen haben, 

— ferner erfreut über den wichtigen Bei­
trag, den der Sonderausschuß für den 
Stand der Verwirklichung der Erklärung 
über die Gewährung der Unabhängigkeit 
an koloniale Länder und Völker dank 
der Befreiung der Völker von der Koloni­
alherrschaft zur Förderung der Gesamt-
und Einzelziele der Erklärung geleistet 
hat, 

— weiterhin erfreut über die aktive und 
wichtige Rolle, die die ehemaligen Kolo­
nialgebiete als Mitgliedstaaten der Ver­
einten Nationen und ihres Systems von 
Organisationen bei der Verwirklichung 
der Ziele und Grundsätze der Charta, der 
Wahrung des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit, der Entkolonisie­
rung und der Förderung des Fortschritts 
der Menschheit spielen, wie auch über 
die tiefgreifende Wirkung, die dies auf 
die internationalen Beziehungen in un­
serer Zeit gehabt hat, 

— im Bewußtsein der Tatsache, daß die Er­
klärung bei der Unterstützung der unter 
Kolonialherrschaft stehenden Völker 
eine bedeutende Rolle gespielt hat und 
auch in Zukunft in ihren Bemühungen 
um die Erlangung der Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit im Sinne der 
Charta und bei der Mobilisierung der 
Weltöffentlichkeit zugunsten einer voll­
ständigen Beseitigung des Kolonialis­
mus in allen seinen Erscheinungsformen 
eine Quelle der Inspiration sein wird, 

— tief besorgt darüber, daß 25 Jahre nach 
Verabschiedung der Erklärung der Kolo­
nialismus in der Welt — insbesondere in 
Namibia — noch immer nicht vollständig 
ausgemerzt worden ist, 

— unter nachdrücklicher Verurteilung der 
fortgesetzten illegalen Besetzung Nami­
bias und der kolonialen Unterdrückung 
seines Volkes durch das rassistische Re­
gime von Pretoria, das sich über das un­
veräußerliche Recht des Volkes von Na­
mibia auf Selbstbestimmung und Unab­
hängigkeit vollständig hinwegsetzt, 

— erneut erklärend, daß alle Völker das 
Recht auf Selbstbestimmung und Unab­
hängigkeit haben und daß die Unterwer­
fung von Völkern unter Kolonialherr­
schaft eine Negierung der Grundrechte 
des Menschen und ein schwerwiegendes 
Hindernis für die Wahrung des Weltfrie­
dens und der internationalen Sicherheit 
und die Entwicklung friedlicher Bezie­
hungen zwischen den Nationen dar­
stellt, 

— sich immer deutlicher dessen bewußt, 
wie wichtig die wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Entwicklung und die Ei­
genständigkeit der kolonialen Länder 
und Völker für die Erlangung und Kon­
solidierung echter Unabhängigkeit sind, 

— in der Überzeugung, daß die vollständige 
Ausmerzung der Rassendiskriminie­
rung, der Apartheid und der Verletzung 
grundlegender Menschenrechte der Völ­
ker in den noch verbleibenden Kolonial­
gebieten, insbesondere in Namibia, auf 
friedlichem Wege und am ehesten durch 
die gewissenhafte und vollständige Ver­
wirklichung der Erklärung erreicht 
wird, 

— entschlossen, unverzüglich wirksame 
Maßnahmen zu ergreifen, die zur voll­
ständigen und bedingungslosen Beseiti­

gung des Kolonialismus in allen seinen 
Erscheinungsformen führen, 

1. bekräftigt das unveräußerliche Recht al­
ler unter Kolonialherrschaft stehenden 
Völker auf Selbstbestimmung und Unab­
hängigkeit gemäß der in Resolution 
1514(XV) der Generalversammlung ent­
haltenen Erklärung über die Gewährung 
der Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker; 

2. erklärt, daß das Fortbestehen des Kolo­
nialismus in allen seinen Erscheinungs­
formen, darunter auch des Rassismus 
und der Apartheid, mit der Charta der 
Vereinten Nationen, der Erklärung und 
den Grundsätzen des Völkerrechts un­
vereinbar ist; 

3. äußert ihre Überzeugung, daß der fünf­
undzwanzigste Jahrestag der Erklärung 
für die Mitgliedstaaten eine Gelegenheit 
sein sollte, sich erneut auf die in diesem 
Dokument verkündeten Grundsätze und 
Ziele zu verpflichten und konzertierte 
Anstrengungen zu unternehmen, um die 
Überreste des Kolonialismus in sämtli­
chen Regionen der Welt zu beseitigen; 

4. verurteilt mit Nachdruck Südafrikas 
fortgesetzte illegale Besetzung Nami­
bias, seine Mißachtung der Resolutionen 
der Vereinten Nationen, seine brutale 
Unterdrückung des namibischen Volkes, 
seine gegen unabhängige afrikanische 
Nachbarstaaten verübten Aggressions­
handlungen und Akte der Destabilisie-
rung und seine Apartheidpolitik sowie 
den Erwerb einer Kernwaffenkapazität, 
die eine Bedrohung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit dar­
stellen; 

5. fordert die Mitgliedstaaten, insbeson­
dere die Kolonialmächte, auf, wirksame 
Maßnahmen zu ergreifen, die die voll­
ständige, bedingungslose und zügige Be­
seitigung des Kolonialismus in allen sei­
nen Erscheinungsformen und die gewis­
senhafte und strikte Einhaltung der ein­
schlägigen Bestimmungen der Charta, 
der Erklärung über die Gewährung der 
Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker und der Allgemeinen Erklä­
rung der Menschenrechte wie auch an­
derer einschlägiger Resolutionen und 
Beschlüsse der Generalversammlung 
und des Sicherheitsrats gewährleisten; 

6. bittet die Mitgliedstaaten eindringlich, 
alles in ihren Kräften Stehende zu tun, 
um in den Vereinten Nationen und den 
Sonderorganisationen und anderen Or­
ganisationen des Systems der Vereinten 
Nationen wirksame Maßnahmen zur 
vollständigen und zügigen Verwirkli­
chung der Erklärung in allen Kolonialge­
bieten, auf die die Erklärung anwendbar 
ist, zu fördern; 

7. fordert die Mitgliedstaaten auf, den un­
ter Kolonialherrschaft stehenden Völ­
kern in ihrem Kampf um die Durchset­
zung ihres Rechts auf Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit im Einklang mit 
der Charta und der Erklärung dringend 
jede moralische und materielle Unter­
stützung zu leisten; 

8. bittet die Verwaltungsmächte und ande­
ren Mitgliedstaaten eindringlich, dafür 
zu sorgen, daß die Aktivitäten fremder 
wirtschaftlicher und sonstiger Interes­
sen in den Kolonialgebieten den Interes­
sen der Bewohner dieser Gebiete nicht 
zuwiderlaufen und die Verwirklichung 
der Erklärung nicht behindern; 

9. ersucht die Mitgliedstaaten, im Hinblick 
auf ihre Staatsangehörigen und die ihrer 
Gerichtsbarkeit unterstehenden juristi­
schen Personen, die im internationalen 
Territorium Namibia illegal Unterneh­
men besitzen bzw. betreiben, darunter 
auch transnationale Unternehmen, ge­
setzgeberische, administrative oder an-
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dere Maßnahmen zu ergreifen, um der 
Tätigkeit dieser Unternehmen ein Ende 
zu setzen; 

10. bittet die Mitgliedstaaten eindringlich, 
sämtliche Namibia betreffenden Wirt­
schafts-, Finanz- und Handelsbeziehun­
gen sowie sonstigen Beziehungen zu 
dem rassistischen Minderheitsregime 
Südafrikas abzubrechen und keinerlei 
Beziehungen zu Südafrika aufzuneh­
men, die seiner fortgesetzten illegalen 
Besetzung des Gebiets Legitimität und 
Unterstützung verschaffen könnten; 

11. ersucht die Mitgliedstaaten wie auch die 
Organisationen des Systems der Verein­
ten Nationen, dafür zu sorgen, daß die 
ständige Souveränität der Kolonialge­
biete über ihre natürlichen Ressourcen 
in jeder Weise geachtet und gewährlei­
stet wird; 

12. erklärt erneut, daß alle Verwaltungs­
mächte nach der Charta und im Ein­
klang mit der Erklärung verpflichtet 
sind, in den ihrer Verwaltung unterste­
henden Gebieten wirtschaftliche, soziale 
und sonstige Bedingungen zu schaffen, 
die es diesen ermöglichen, echte Unab­
hängigkeit und wirtschaftliche Eigen­
ständigkeit zu erlangen; 

13. ersucht die betreffenden Verwaltungs­
mächte, die erforderlichen Maßnahmen 
zu ergreifen, um einen systematischen 
Zustrom von Einwanderern und Siedlern 
in die ihrer Verwaltung unterstehenden 
Gebiete zu verhindern bzw. zu unterbin­
den, der zu einer Veränderung der demo­
graphischen Zusammensetzung dieser 
Gebiete führen und ihre Völker an der 
echten Ausübung des Rechts auf Selbst­
bestimmung und Unabhängigkeit hin­
dern könnte, und ersucht sie, jede — 
vollständige oder teilweise — Zwangs­
umsiedlung der Bevölkerung von Koloni­
algebieten zu vermeiden; 

14. ersucht die Verwaltungsmächte ferner, 
die kulturelle Identität wie auch die na­
tionale Einheit der ihrer Verwaltung un­
terstehenden Gebiete zu bewahren und 
die volle Entfaltung der bodenständigen 
Kultur zu unterstützen, um den Völkern 
dieser Gebiete die ungehinderte Aus­
übung des Rechts auf Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit zu erleichtern; 

15. bekräftigt ihre feste Überzeugung, daß 
das Vorhandensein von Militärstütz­
punkten und militärischen Einrichtun­
gen jeder Art in den Kolonialgebieten 
ein bedeutendes Hindernis für die Ver­
wirklichung der Erklärung darstellen 
könnte und daß die betreffenden Verwal­
tungsmächte dafür zu sorgen haben, daß 
das Vorhandensein derartiger Stütz­
punkte und Einrichtungen die Bevölke­
rung dieser Gebiete nicht an der Aus­
übung ihres Rechts auf Selbstbestim­
mung und Unabhängigkeit in Überein­
stimmung mit den Zielen und Grundsät­
zen der Charta der Vereinten Nationen 
hindert; 

16. fordert die in Frage kommenden Verwal­
tungsmächte auf, auch weiterhin alle er­
forderlichen Maßnahmen zu treffen, da­
mit diese Gebiete in keine gegen andere 
Staaten gerichteten Offensivhandlungen 
oder Akte der Einmischung hineingezo­
gen werden, und fordert sie auf, die Ziele 
und Grundsätze der Charta, der Erklä­
rung sowie der Resolutionen und Be­
schlüsse der Vereinten Nationen über 
militärische Aktivitäten und Vorkehrun­
gen von Kolonialmächten in unter ihrer 
Verwaltung stehenden Gebieten unein­
geschränkt zu befolgen; 

17. ersucht die Mitgliedstaaten, insbeson­
dere die Verwaltungsmächte, geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Anwer­
bung, die Finanzierung, die Ausbildung 
und den Durchzug von Söldnern in ihren 

Gebieten zu verhindern, die für den Ein­
satz gegen die um Freiheit und Unab­
hängigkeit vom Joch des Kolonialismus, 
des Rassismus und der Apartheid kämp­
fenden nationalen Befreiungsbewegun­
gen bestimmt sind; 

18. ist der Auffassung, daß es den Vereinten 
Nationen obliegt, im Entkolonisierungs-
prozeß auch weiterhin eine aktive Rolle 
zu spielen und ihre Bemühungen um 
eine möglichst weite Verbreitung von In­
formationen über die Entkolonisierung 
zu intensivieren, mit dem Ziel, die Welt­
öffentlichkeit noch stärker für die Sache 
der vollständigen Entkolonisierung zu 
mobilisieren; 

19. bittet die Mitgliedstaaten eindringlich, 
die vollständige und zügige Verwirkli­
chung der Erklärung und anderer ein­
schlägiger Resolutionen der Vereinten 
Nationen zu gewährleisten; 

20. bittet den Sicherheitsrat, der Lage in 
und um Namibia weiterhin besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen und die 
Verhängung bindender Sanktionen ge­
gen Südafrika gemäß KapitelVII der 
Charta in Erwägung zu ziehen; 

21. ersucht die Sonderorganisationen und 
anderen Organisationen des Systems 
der Vereinten Nationen, im Rahmen ih­
res Zuständigkeitsbereichs den Völkern 
in den Kolonialgebieten und ihren natio­
nalen Befreiungsbewegungen jede er­
denkliche moralische und materielle 
Hilfe zu leisten bzw. weiterhin zu leisten, 
ersucht sie, Maßnahmen zu ergreifen, 
um dem Apartheidregime Südafrikas 
jede Form der Zusammenarbeit bzw. der 
Hilfe auf finanziellem, wirtschaftlichem 
und technischem Gebiet zu verweigern 
und jede Unterstützung dieses Regimes 
so lange einzustellen, bis das Volk Nami­
bias sein Recht auf Selbstbestimmung 
und Unabhängigkeit in einem geeinten 
Namibia ausgeübt hat und bis die Apart­
heid vollständig ausgemerzt ist und im 
Einklang mit den einschlägigen Resolu­
tionen und Beschlüssen der Generalver­
sammlung und des Sicherheitsrats ein 
auf dem Willen des gesamten südafrika­
nischen Volkes beruhender geeinter und 
demokratischer Staat ohne rassische 
Unterschiede geschaffen worden ist; 

22. bittet die nichtstaatlichen Organisatio­
nen, die sich besonders für das Gebiet 
der Entkolonisierung interessieren, ihre 
Aktivitäten in Zusammenarbeit mit den 
Vereinten Nationen zu verstärken; 

23. ersucht den Sonderausschuß, auch wei­
terhin darüber zu wachen, daß alle Staa­
ten die Erklärung und andere einschlä­
gige Resolutionen zur Frage der Entko­
lonisierung genauestens einhalten, wei­
terhin nach den geeignetsten Mitteln 
und Wegen für eine zügige und vollstän­
dige Anwendung der Erklärung auf alle 
Gebiete zu suchen, für die sie Gültigkeit 
besitzt, und der Generalversammlung 
konkrete Maßnahmen für die vollstän­
dige Verwirklichung der Erklärung in 
den noch verbleibenden Kolonialgebie­
ten vorzuschlagen; 

24. bittet alle Staaten, mit dem Sonderaus­
schuß für den Stand der Verwirklichung 
der Erklärung über die Gewährung der 
Unabhängigkeit an koloniale Länder 
und Völker in jeder Weise zusammenzu­
arbeiten, damit er sein Mandat uneinge­
schränkt erfüllen kann. 

Abstimmungsergebnis: +139; —0; =13 
(meist westliehe Staaten). 

Gewalt in der Familie 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Gewalt in der Familie. — Resolu­
tion 40/36 vom 29. November 1985 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf die Resolution 1984/14 

des Wirtschafts- und Sozialrats vom 
24. Mai 1984 über Gewalt in der Familie, 

— ferner unter Hinweis auf Resolution 9 
des Sechsten Kongresses der Vereinten 
Nationen für Verbrechensverhütung und 
die Behandlung Straffälliger, in der die 
faire strafrechtliche Behandlung der 
Frau gefordert wird, 

— eingedenk der Empfehlungen zur Frage 
der Gewalt in der Familie, die von der 
vom 15. bis 26.Juli 1985 in Nairobi abge­
haltenen Weltkonferenz zur Überprü­
fung und Bewertung der Frauendekade 
der Vereinten Nationen für Gleichbe­
rechtigung, Entwicklung und Frieden ab­
gegeben wurden, 

— im Hinblick auf die Erklärung über die 
Rechte des Kindes, insbesondere deren 
Artikel 9 über den Schutz von Kindern 
vor Ausbeutung, Vernachlässigung und 
Grausamkeit, sowie auf die Konvention 
zur Beseitigung jeder Form von Diskri­
minierung der Frau, 

— eingedenk der wichtigen Rolle, die der 
Familie dabei zukommt, die Entwicklung 
ihrer jungen Mitglieder in die richtige 
Bahn zu lenken, ihre Integration in das 
Gefüge der Gesellschaft zu gewährlei­
sten und Straffälligkeit zu verhindern, 

— ferner eingedenk der sozialen Aspekte 
der Gewalt in der Familie und eingedenk 
der Tatsache, daß es außerordentlich 
wichtig ist, geeignete Methoden der Kon­
fliktlösung zwischen den Beteiligten her­
vorzuheben bzw. zu entwickeln, 

— in der Erwägung, daß Mißhandlungen 
und Tätlichkeiten in der Familie ein aku­
tes Problem sind, das einzelne und ganz 
besonders die jungen Familienmitglie­
der körperlich und seelisch schwer be­
einträchtigt und die Gesundheit und den 
Bestand der Familie als Einheit gefähr­
det, 

— ferner in der Erwägung, daß das Erleben 
von Gewalt in der Familie für Menschen, 
insbesondere in einem frühen Stadium 
ihrer Entwicklung, sehr schädliche Kon­
sequenzen hat und unermeßlichen Scha­
den mit sich bringt, 

— überzeugt, daß das Problem der Gewalt 
in der Familie zahlreiche Aspekte be­
sitzt, die im Kontext der sozio-ökonomi-
schen Verhältnisse unter dem Gesichts­
punkt der Verbrechensverhütung und 
der Strafgerichtsbarkeit geprüft werden 
sollten, 

— ferner überzeugt von der Notwendigkeit, 
die Lage der Opfer von Gewalt in der 
Familie zu verbessern, 

— in der Befürchtung, daß der Mißbrauch 
von Alkohol, Suchtstoffen und psycho-
tropen Stoffen verschärfend zu Gewalt 
in der Familie beitragen kann, und in 
der Auffassung, daß diese Wirkungen nä­
her geprüft werden sollten, 

1. nimmt mit Dank Kenntnis vom Bericht 
des Generalsekretärs über die Lage der 
Frau als Opfer von Verbrechen; 

2. bittet betroffene Mitgliedstaaten, umge­
hend konkrete Maßnahmen zur Verhü­
tung von Gewalt in der Familie zu er­
greifen und deren Opfern geeignete 
Hilfe zu leisten; 

3. ersucht den Generalsekretär, intensive­
re, von der kriminologischen Perspektive 
ausgehende Forschungsarbeiten über 
Gewalt in der Familie zu veranlassen, 
mit dem Ziel, präzise maßnahmenorien­
tierte Strategien aufzustellen, die als 
Grundlage für die Formulierung von 
Grundsatzpolitiken dienen könnten, und 
dem Achten Kongreß der Vereinten Na­
tionen für Verbrechensverhütung und 
die Behandlung Straffälliger darüber Be­
richt zu erstatten; 
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4. ersucht den Wirtschafts- und Sozialrat, 
den Ausschuß für Verbrechensverhü­
tung und -bekämpfung um die Prüfung 
des Problems der Gewalt in der Familie 
zu bitten; 

5. bittet alle einschlägigen Gremien, Orga­
nisationen und Institute der Vereinten 
Nationen eindringlich, gemeinsam mit 
dem Generalsekretär dafür zu sorgen, 
daß abgestimmte, stetige Bemühungen 
zur Bekämpfung dieses Problems unter­
nommen werden; 

6. bittet den Achten Kongreß der Vereinten 
Nationen für Verbrechensverhütung und 
die Behandlung Straffälliger, das Pro­
blem der Gewalt in der Familie unter 
einem eigenen Tagesordnungspunkt 
über Gewalt in der Familie zu behan­
deln; 

7. bittet die Mitgliedstaaten, konkrete Maß­
nahmen zu ergreifen, damit sowohl 
Straf- als auch Zivilgerichtsbarkeit diffe­
renzierter auf das Problem der Gewalt in 
der Familie reagieren, so auch folgende 
Maßnahmen: 
a) Sofern noch nicht vorhanden, sollten 

zivil- und strafrechtliche Rechtsvor­
schriften geschaffen werden, die den 
besonderen Problemen der Gewalt in 
der Familie gerecht werden, und soll­
ten Gesetze zum Schutz mißhandel­
ter Familienmitglieder und zur Be­
strafung des Täters erlassen und 
durchgesetzt werden, die je nach Art 
der Gewalt verschiedene Möglichkei­
ten für die Behandlung des Täters 
vorsehen; 

b) In jedem Stadium des strafrechtli­
chen Verfahrens, beginnend mit der 
polizeilichen Untersuchung, sollte die 
besondere und manchmal großen 
Takt erfordernde Situation des Op­
fers respektiert werden, was vor al­
lem in der Ar t und Weise zum Aus­
druck kommen sollte, in der das Op­
fer behandelt wird; 

c) Es sollten vorbeugende Maßnahmen 
eingeleitet werden, wie z.B. Unter­
stützung und Beratung der Familien, 
damit diese besser in der Lage sind, 
eine gewaltfreie Atmosphäre zu 
schaffen, wobei den Grundsätzen der 
Erziehung, der Gleichberechtigung 
und der gleichen Verantwortung von 
Frau und Mann, der Partnerschaft 
und der friedlichen Konfliktlösung 
besonderes Gewicht eingeräumt wer­
den sollte; 

d) Den Erfordernissen entsprechend 
sollte die Öffentlichkeit mit allen ver­
fügbaren Mitteln über schwere Fälle 
der Gewaltanwendung gegen Kinder 
informiert werden, um bei ihr ein ent­
sprechendes Problembewußtsein her­
zustellen; 

e) Den Opfern von Gewalt in der Fami­
lie sollte als integraler Bestandteil 
der Sozialpolitik geeignete, beson­
dere Hilfe geleistet werden; 

f) Es sollten Unterkünfte und andere 
Einrichtungen und Dienste bereitge­
stellt werden, um Opfern von Gewalt 
in der Familie eine Übergangslösung 
und Sicherheit zu bieten; 

g) Personen, die in irgendeiner Eigen­
schaft mit Opfern von Gewalt in der 
Familie zu tun haben, sollten eine be­
sondere Ausbildung und besondere 
Dienste erhalten; 

h) Die Erforschung des Hintergrunds, 
des Ausmaßes und der Arten von Ge­
walt in der Familie sollte in die Wege 
geleitet bzw. intensiviert werden, und 
diesbezügliche Daten sollten gesam­
melt werden; 

i) Der Zugang zu Rechtsschutz vor Ge­
walt in der Familie sollte verbessert 
werden, und angesichts der krimino-

genen Wirkung des Phänomens vor 
allem auf junge Opfer, sollte den In­
teressen der Gesellschaft gebührend 
Rechnung getragen werden, indem 
Ausgewogenheit zwischen Eingriffen 
in die Privatsphäre und dem Schutz 
derselben gewahrt wird; 

j) Die Sozial- und Gesundheitsbehörden 
sollten sich stärker an der Unterstüt­
zung der Opfer von Gewalt und Miß­
handlungen in der Familie beteiligen, 
und es sollte alles daran gesetzt wer­
den, um soziale und strafrechtliche 
Maßnahmen zu koordinieren. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

Verbrechensopfer 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Erklärung über Grundprinzipien 
der gerechten Behandlung von Verbre­
chensopfern und Opfern von Machtmiß­
brauch. — Resolution 40/34 vom 29. No­
vember 1985 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis darauf, daß der Sechste 

Kongreß für Verbrechensverhütung und 
die Behandlung Straffälliger den Verein­
ten Nationen empfohlen hat, ihre gegen­
wärtige Arbeit an der Entwicklung von 
Richtlinien und Normen bezüglich des 
Mißbrauchs wirtschaftlicher und politi­
scher Macht fortzusetzen, 

— im Bewußtsein der Tatsache, daß Millio­
nen Menschen auf der ganzen Welt auf­
grund von Verbrechen und Machtmiß­
brauch Schaden erleiden und daß die 
Rechte dieser Opfer noch nicht die ge­
bührende Anerkennung finden, 

— von der Erkenntnis ausgehend, daß die 
Opfer von Verbrechen und Machtmiß­
brauch und häufig auch ihre Angehöri­
gen, Zeugen sowie andere, die ihnen bei­
stehen, unverdient Verluste, Verletzun­
gen bzw. andere Schäden erleiden und 
daß sie darüber hinaus weitere Härten 
auf sich nehmen müssen, wenn sie die 
Strafverfolgung der Täter unterstützen, 

1. erklärt, daß es notwendig ist, nationale 
und internationale Maßnahmen zu tref­
fen, um die universale und effektive An­
erkennung und Achtung der Rechte der 
Opfer von Verbrechen und von Macht­
mißbrauch zu gewährleisten; 

2. unterstreicht die Notwendigkeit, unbe­
schadet der Rechte der Verdächtigen 
oder der Täter darauf hinzuwirken, daß 
alle Staaten bei ihren dahingehenden 
Bemühungen Fortschritte erzielen; 

3. verabschiedet die im Anhang zu dieser 
Resolution enthaltene Erklärung über 
Grundprinzipien der gerechten Behand­
lung von Verbrechensopfern und Opfern 
von Machtmißbrauch, die den Regierun­
gen und der internationalen Gemein­
schaft dabei helfen soll, dafür zu sorgen, 
daß den Opfern von Verbrechen und 
Machtmißbrauch Gerechtigkeit wider­
fährt und Hilfe gewährt wird; 

4. fordert die Mitgliedstaaten auf, die erfor­
derlichen Schritte dahingehend zu un­
ternehmen, daß die Bestimmungen der 
Erklärung wirksam werden, und, im Hin­
blick auf eine Eindämmung der nachste­
hend angesprochenen Viktimisierung, 
darum bemüht zu sein: 
a) auf den Gebieten der Sozialfürsorge, 

des Gesundheitswesens — und hier 
auch im Bereich der Betreuung der 
psychisch und geistig Kranken —, 
des Erziehungswesens, der Wirt­
schaft und speziell auf dem der Ver­
brechensverhütung eine Politik zu 

verfolgen, durch die Viktimisierun-
gen verringert und die Beistandslei­
stung an bedrängte Opfer gefördert 
wird; 

b) Anstrengungen der Bürgergemein­
schaft und die Mitwirkung der Öf­
fentlichkeit bei der Verbrechensver­
hütung zu fördern; 

c) ihr geltendes Recht und ihre Prakti­
ken einer periodischen Überprüfung 
zu unterziehen, um sicherzustellen, 
daß diese veränderten Umständen 
Rechnung tragen, und Gesetze zu er­
lassen und anzuwenden, durch die 
Handlungen, welche einen Verstoß 
gegen international anerkannte Men­
schenrechtsnormen und Normen für 
das Verhalten von Wirtschaftsunter­
nehmen darstellen, sowie andere For­
men des Machtmißbrauchs untersagt 
werden; 

d) Mittel zu schaffen bzw. weiter auszu­
bauen, welche es ermöglichen, dieje­
nigen, die sich eines Verbrechens 
schuldig gemacht haben, ausfindig zu 
machen, zu verfolgen und abzuurtei­
len; 

e) die Offenlegung einschlägiger Infor­
mationen zu fördern, anhand derer 
sich die Öffentlichkeit Einblick in das 
Verhalten von Behörden und Unter­
nehmen verschaffen kann, sowie 
auch auf andere Weise darauf hinzu­
wirken, daß den Anliegen der Öffent­
lichkeit eher Rechnung getragen 
wird; 

f) die Einhaltung von Verhaltens- und 
Sittenkodizes, insbesondere interna­
tionaler Normen, seitens des öffentli­
chen Dienstes, einschließlich der Be­
amten in der Strafverfolgung und im 
Strafvollzug, des Personals im medi­
zinischen, sozialen und militärischen 
Bereich sowie auch seitens der Mitar­
beiter von Wirtschaftsunternehmen 
zu fördern; 

g) Mißbräuchen Vorschub leistende 
Praktiken und Verfahren, wie z.B. In­
haftierung an geheimen Orten und 
Inhaftierung ohne Kontakt mit der 
Außenwelt, zu verbieten; 

h) mit den anderen Staaten durch ge­
genseitige rechtliche und administra­
tive Hilfe in Angelegenheiten wie 
dem Ausfindigmachen und der Ver­
folgung der Täter, ihrer Auslieferung 
und der Beschlagnahme ihres Vermö­
gens im Hinblick auf die Leistung 
von Schadenersatz an die Opfer zu­
sammenzuarbeiten; 

5. empfiehlt, daß auf internationaler und 
regionaler Ebene alle geeigneten Maß­
nahmen getroffen werden sollten, um 
a) Ausbildungsaktivitäten zu fördern, 

die zur breiteren Beachtung der Nor­
men und Grundsätze der Vereinten 
Nationen und zur Eindämmung mög­
licher Mißbräuche beitragen sollen; 

b) gemeinsame praxisorientierte For­
schungsarbeiten über die Frage zu 
unterstützen, wie Viktimisierung ver­
ringert und den Opfern geholfen wer­
den kann, sowie den Informations­
austausch über das wirksamste Vor­
gehen hierbei zu fördern; 

c) Regierungen, die darum ersuchen, Di­
rekthilfe zu gewähren, damit sie die 
Viktimisierung eindämmen und die 
Not der Opfer lindern können; 

d) Mittel und Wege zu finden, um die 
Opfer auch da schadlos zu halten, wo 
sich die innerstaatlichen Verfahrens­
wege als nicht ausreichend erweisen 
sollten; 

6. ersucht den Generalsekretär, die Mit­
gliedstaaten darum zu bitten, der Gene­
ralversammlung regelmäßig über die 
Verwirklichung der Erklärung und über 
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die von ihnen dazu ergriffenen Maßnah­
men Bericht zu erstatten; 

7. ersucht den Generalsekretär ferner, die 
von allen hierfür in Frage kommenden 
Gremien und Organisationen des Sy­
stems der Vereinten Nationen gebotenen 
Möglichkeiten zu nutzen, um den Mit­
gliedstaaten erforderlichenfalls beizuste­
hen, wenn es darum geht, Mittel und 
Wege zum Schutz der Opfer sowohl auf 
nationaler Ebene als auch durch interna­
tionale Zusammenarbeit zu verbessern; 

8. ersucht den Generalsekretär weiterhin, 
die Ziele der Erklärung zu fördern, ins­
besondere indem er für ihre möglichst 
weite Verbreitung sorgt; 

9. bittet die Sonderorganisationen, die an­
deren Behörden und Gremien des Sy­
stems der Vereinten Nationen, sonstige 
zuständige zwischenstaatliche und nicht­
staatliche Organisationen und die Öf­
fentlichkeit eindringlich, bei der Anwen­
dung der Erklärung zusammenzuwir­
ken. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

A N H A N G 

Erklärung über Grundprinzipien 
der gerechten Behandlung 

von Verbrechensopfern 
und Opfern von Machtmißbrauch 

A. Opfer von Verbrechen 
1. Der Ausdruck >Opfer< bezeichnet Perso­
nen, die einzeln oder kollektiv durch Hand­
lungen oder Unterlassungen, welche einen 
Verstoß gegen das in den Mitgliedstaaten 
geltende Strafrecht einschließlich jener Ge­
setze darstellen, die den kriminellen Macht­
mißbrauch unter Strafe stellen, Schaden — 
insbesondere auch physischen oder psychi­
schen Schaden, seelisches Leid oder mate­
rielle Verluste — erlitten haben oder in ih­
ren Grundrechten wesentlich beeinträchtigt 
worden sind. 
2. Eine Person kann ungeachtet dessen, ob 
die Identität des Täters festgestellt, dieser 
festgenommen, strafrechtlich verfolgt oder 
verurteilt worden ist sowie ungeachtet des 
zwischen dem Täter und dem Opfer beste­
henden Verwandschaftsverhältnisses als 
Opfer im Sinne dieser Erklärung angesehen 
werden. Je nach den Umständen umfaßt der 
Ausdruck >Opfer< auch die unmittelbaren 
Familienangehörigen oder Unterhaltsbe­
rechtigten des eigentlichen Opfers sowie 
Personen, die beim Eingreifen zur Hilfelei­
stung an bedrängte Opfer oder zur Verhü­
tung einer Viktimisierung selbst zu Scha­
den gekommen sind. 
3. Die Bestimmungen dieser Erklärung gel­
ten für alle ohne jeglichen Unterschied, sei 
es der Rasse, der Hautfarbe, des Ge­
schlechts, des Alters, der Sprache, der Reli­
gion, der Staatsangehörigkeit, der politi­
schen oder sonstigen Überzeugung, der kul­
turellen Anschauungen oder Bräuche, des 
Vermögens, der Geburt oder des Familien­
stands, der ethnischen oder sozialen Her­
kunft oder einer Behinderung. 

Zugang zum Recht 
und gerechte Behandlung 

4. Opfer sollten mit Einfühlungsvermögen 
und Achtung für ihre Menschenwürde be­
handelt werden. Sie haben Anspruch auf 
Zugang zu den Instanzen der Rechtspflege 
und auf zügige Wiedergutmachung des erlit­
tenen Schadens gemäß den jeweiligen na­
tionalen Rechtsvorschriften. 
5. Es sollten Gerichts- und Verwaltungsme­
chanismen geschaffen und, wo erforderlich, 
gestärkt werden, die es den Opfern ermögli­

chen, durch rasche, gerechte, von den Ko­
sten her tragbare und zugängliche Verfah­
ren formeller oder informeller Ar t Wieder­
gutmachung zu erlangen. Die Opfer sollten 
darüber unterrichtet werden, welche Rechte 
ihnen zustehen, wenn sie sich unter Ein­
schaltung dieser Mechanismen um Wieder­
gutmachung bemühen. 
6. Folgende Maßnahmen sollten dazu beitra­
gen, daß Gerichts- und Verwaltungsverfah­
ren den Bedürfnissen der Opfer gerecht 
werden: 
a) Die Opfer sollten über ihre Rolle sowie 

über den Gegenstand, den Zeitplan und 
Fortgang der Verfahren sowie über die 
in ihrem Fall getroffenen Entscheidun­
gen unterrichtet werden, besonders 
wenn es um schwerwiegendere Verbre­
chen geht und sie eine entsprechende 
Unterrichtung beantragt haben; 

b) Es sollte die Möglichkeit eingeräumt 
werden, daß die Ansichten und Belange 
der Opfer, soweit deren persönliche In­
teressen berührt sind, in geeigneten Sta­
dien des Verfahrens und unbeschadet 
der Rechte des/der Angeklagten entspre­
chend den jeweiligen nationalen Straf­
verfahrensregelungen vorgetragen und 
behandelt werden können; 

c) Den Opfern sollte während des gesam­
ten Verfahrens entsprechender Beistand 
geleistet werden; 

d) Es sollten Maßnahmen ergriffen werden, 
um Unannehmlichkeiten für die Opfer 
auf ein Mindestmaß zu beschränken, 
ihre Privatgespräche erforderlichenfalls 
zu schützen und zu gewährleisten, daß 
sie sowie ihre Angehörigen und die von 
ihnen beigebrachten Zeugen vor Ein­
schüchterung und Vergeltung sicher 
sind; 

e) Unnötige Verzögerungen bei der Rege­
lung der Fälle und bei der Ausführung 
von Verfügungen oder Urteilen, mit de­
nen Opfern Schadenersatz zugesprochen 
wird, sollten vermieden werden. 

7. Soweit tunlich, sollten informelle Streit­
beilegungsverfahren wie Vermittlung, 
schiedsrichterliche Entscheidung und ge­
wohnheitsrechtliche oder landesübliche 
Praktiken herangezogen werden, um eine 
Schlichtung zu erleichtern und Wiedergut­
machung zugunsten der Opfer zu errei­
chen. 

Schadenersatz 
8. Täter oder Dritte, die für deren Tun und 
Lassen verantwortlich sind, sollten, wo dies 
angebracht ist, den Opfern, ihren Angehö­
rigen oder Unterhaltsberechtigten fairen 
Schadenersatz leisten. Ein solcher Schaden­
ersatz sollte die Rückgabe von Vermögen 
oder Zahlungen für den erlittenen Schaden 
oder Verlust, Erstattung der aufgrund der 
Viktimisierung eingetretenen Ausgaben, die 
Erbringung von Leistungen und die Wieder­
herstellung von Rechten umfassen. 
9. Die Regierungen sollten ihre Praktiken, 
ihre Gesetze und sonstigen Rechtsvorschrif­
ten dahingehend überprüfen, daß neben an­
deren strafrechtlichen Sanktionen auch der 
Schadenersatz als mögliches Urteil in Straf­
sachen vorgesehen wird. 
10. Bei schweren Schädigungen der Umwelt 
sollte, sofern Schadenersatz angeordnet 
wird, dieser soweit wie möglich auch die 
Wiederherstellung der Umwelt, den Wieder­
aufbau der Infrastruktur, den Ersatz von 
Gemeinschaftseinrichtungen und die Er­
stattung der Umsiedlungskosten umfassen, 
sofern die Umweltschädigung die Umsied­
lung einer Gemeinde erforderlich macht. 
11. Haben Beamte oder andere in amtlicher 
oder quasi-amtlicher Eigenschaft tätige Per­
sonen gegen nationales Strafrecht versto­
ßen, so sollte den Opfern von dem Staat 
Schadenersatz geleistet werden, dessen Be­
amte oder Amtsträger für den zugefügten 

Schaden verantwortlich sind. Besteht die 
Regierung, unter der sich die zu Viktimisie­
rung führende Handlung oder Unterlassung 
ereignet hat, nicht mehr, so sollte der Staat 
bzw. der Rechtsnachfolger dieser Regierung 
den Opfern Schadenersatz leisten. 

Entschädigung 
12. Ist eine volle Entschädigung durch den 
Täter oder von anderer Seite nicht möglich, 
so sollten die Staaten an folgenden Perso­
nenkreis eine finanzielle Entschädigung lei­
sten: 
a) Opfer, die als Folge schwerwiegenderer 

Verbrechen eine schwere Körperverlet­
zung oder eine schwere Beeinträchti­
gung ihrer körperlichen oder geistigen 
Gesundheit erlitten haben; 

b) Familienangehörige, insbesondere Un­
terhaltsberechtigte von Personen, die in­
folge einer solchen Viktimisierung ver­
storben oder körperlich oder geistig be­
hindert sind. 

13. Die Schaffung, die Stärkung bzw. der 
Ausbau nationaler Opferentschädigungs­
fonds sollte gefördert werden. Soweit tun­
lich, können auch andere Fonds zu diesem 
Zweck geschaffen werden, so auch für Fälle, 
in denen der Staat, dem das Opfer angehört, 
das Opfer für den Schaden nicht zu entschä­
digen vermag. 

Beistand 
14. Die Opfer sollten seitens staatlicher, frei­
williger, gemeinschaftlicher und autochtho-
ner Stellen den erforderlichen materiellen, 
medizinischen, psychologischen und sozia­
len Beistand erhalten. 
15. Die Opfer sollten über die verfügbaren 
Gesundheits- und Sozialdienste und andere 
einschlägige Hilfseinrichtungen unterrich­
tet werden und diese ohne weiteres in An­
spruch nehmen können. 
16. Das Personal von Polizei und Justiz, im 
Gesundheits- und Sozialbereich sowie in al­
len sonstigen in Frage kommenden Berei­
chen sollte, damit es besser auf die Bedürf­
nisse der Opfer eingehen kann, eine ent­
sprechende Ausbildung sowie Richtlinien 
erhalten, um angemessene und rasche Hilfe 
zu gewährleisten. 
17. Bei der Dienst- und Beistandsleistung 
sollten diejenigen Opfer Aufmerksamkeit 
erhalten, die aufgrund der Art des erlittenen 
Schadens bzw. aufgrund von Faktoren, wie 
sie in Ziffer 3 genannt werden, besonders 
bedürftig sind. 

B. Opfer von Machtmißbrauch 
18. Der Ausdruck >Opfer< bezeichnet Perso­
nen, die einzeln oder kollektiv durch Hand­
lungen oder Unterlassungen, welche zwar 
noch keine Verstöße gegen das nationale 
Strafrecht, dafür aber gegen international 
anerkannte Menschenrechtsnormen dar­
stellen, Schaden — insbesondere auch kör­
perlichen oder psychischen Schaden, seeli­
sches Leid oder materielle Verluste — erlit­
ten haben oder in ihren Grundrechten we­
sentlich beeinträchtigt worden sind. 
19. Die Staaten sollten die Aufnahme von 
Normen in ihr nationales Recht erwägen, 
durch die Machtmißbrauch untersagt und 
den Opfern eines solchen Machtmißbrauchs 
ein Anspruch auf Wiedergutmachung einge­
räumt wird. Ein solcher Anspruch sollte sich 
auch auf Schadenersatz bzw. Entschädi­
gung sowie die erforderliche materielle, me­
dizinische, psychologische und soziale Hilfe 
und Unterstützung erstrecken. 
20. Die Staaten sollten die Aushandlung 
multilateraler völkerrechtlicher Überein­
künfte über Opfer im Sinne von Ziffer 18 
erwägen. 
21. Die Staaten sollten ihr geltendes Recht 
und ihre Praktiken einer periodischen 
Überprüfung unterziehen, um sicherzustel-
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len, daß diese veränderten Umständen 
Rechnung tragen, und sollten, soweit erfor­
derlich, Gesetze erlassen und anwenden, 
durch die Handlungen, welche einen schwe­
ren Mißbrauch politischer oder wirtschaftli­
cher Macht darstellen, untersagt werden 
und Politiken und Mechanismen für die 
Verhütung solcher Handlungen gefördert 
werden, und sie sollten Opfern derartiger 
Handlungen leicht zugängliche angemes­
sene Rechte und einen Anspruch auf Scha­
denswiedergutmachung einräumen. 

Verbraucherschutz 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegen­
stand: Verbraucherschutz. — Resolution 
39/248 vom 9. April 1985 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf die Resolution 1981/62 

des Wirtschafts- und Sozialrats vom 
23. Juli 1981, in der der Rat den General­
sekretär ersuchte, die Konsultationen 
über Verbraucherschutz fortzusetzen, 
um unter besonderer Berücksichtigung 
der Bedürfnisse der Entwicklungsländer 
ein Bündel allgemeiner Richtlinien für 
den Verbraucherschutz auszuarbeiten, 

— ferner unter Hinweis auf die Resolution 
38/147 der Generalversammlung vom 
19. Dezember 1983, 

— in Kenntnis der Resolution 1984/63 des 
Wirtschafts- und Sozialrats vom 26. Juli 
1984, 

1. beschließt die Verabschiedung der im 
Anhang zu. dieser Resolution enthalte­
nen Richtlinien für den Verbraucher­
schutz; 

2. ersucht den Generalsekretär, die Richtli­
nien den Regierungen und anderen In­
teressenten zukommen zu lassen; 

3. ersucht alle Organisationen der Verein­
ten Nationen, die Richtlinien und andere 
derartige Dokumente über spezifische, 
den Verbraucherschutz berührende Fra­
gen ausarbeiten, diese den entsprechen­
den Stellen in den einzelnen Staaten zu­
kommen zu lassen. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Ab­
stimmung angenommen. 

ANHANG 

Richtlinien 
für den Verbraucherschutz 

I . Ziele 

1. In Anbetracht der Interessen und Bedürf­
nisse der Verbraucher in allen Ländern, ins­
besondere in den Entwicklungsländern, an­
gesichts des Umstandes, daß sich Verbrau­
cher in wirtschaftlicher und bildungsmäßi­
ger Hinsicht oft in einer benachteiligten Po­
sition befinden und daß sie grundsätzlich 
aus einer schwächeren Position heraus ver­
handeln, sowie eingedenk dessen, daß Ver­
braucher das Recht auf Zugang zu unge­
fährlichen Produkten sowie darauf haben 
sollten, daß eine gerechte, ausgewogene und 
dauerhafte wirtschaftliche und soziale Ent­
wicklung gefördert wird, haben die nachste­
henden Richtlinien für den Verbraucher­
schutz folgende Ziele: 
a) die Länder dabei zu unterstützen, ihrer 

Bevölkerung als Verbraucher einen an­
gemessenen Schutz einzuräumen bzw. 
weiterzugewähren; 

b) zu Produktions- und Vertriebsstrukturen 
beizutragen, die den Bedürfnissen und 
Wünschen der Verbraucher entspre­
chen; 

c) darauf hinzuwirken, daß das verbrau­
cherbezogene Verhalten derjenigen, die 
Güter erzeugen bzw. Dienstleistungen 

erbringen, hohen sittlich-moralischen 
Ansprüchen gerecht wird; 

d) den Ländern dabei zu helfen, verbrau­
cherschädliche unlautere Geschäftsprak­
tiken aller Unternehmen auf nationaler 
und internationaler Ebene zu unterbin­
den; 

e) die Schaffung unabhängiger Verbrau­
chergruppen zu erleichtern; 

f) die internationale Zusammenarbeit im 
Bereich des Verbraucherschutzes zu för­
dern; 

g) zur Entwicklung von Marktbedingungen 
beizutragen, unter denen dem Verbrau­
cher eine größere Auswahl bei niedrige­
ren Preisen geboten wird. 

I I . Allgemeine Grundsätze 

2. Die Regierungen sollten eine entschlos­
sene Verbraucherschutzpolitik entwickeln, 
weiter ausbauen bzw. beibehalten und dabei 
die unten aufgeführten Richtlinien beach­
ten. Dabei muß jede Regierung entspre­
chend den wirtschaftlichen und sozialen 
Verhältnissen im Lande und den Bedürfnis­
sen der Bevölkerung sowie eingedenk der 
Kosten und des Nutzens der vorgeschlage­
nen Maßnahmen ihre eigenen Prioritäten 
für den Verbraucherschutz setzen. 
3. Mit diesen Richtlinien soll folgenden legi­
timen Erfordernissen Rechnung getragen 
werden: 
a) Schutz des Verbrauchers vor Gefahren 

für seine Gesundheit und Sicherheit; 
b) Förderung und Schutz der wirtschaftli­

chen Interessen des Verbrauchers; 
c) Zugang des Verbrauchers zu allen Infor­

mationen, die er benötigt, um je nach sei­
nen individuellen Wünschen und Bedürf­
nissen sachkundig seine Wahl treffen zu 
können; 

d) Verbraucheraufklärung; 
e) Möglichkeiten für eine wirksame Schad­

loshaltung des Verbrauchers; 
f) der Freiheit, Verbraucher- und andere 

einschlägige Gruppen bzw. Organisatio­
nen zu bilden sowie der Möglichkeit ei­
ner Mitsprache derartiger Organisatio­
nen bei sie berührenden Entscheidungs-
prozessen. 

4. Die Regierungen sollten die entspre­
chende Infrastruktur zur Aufstellung, 
Durchführung und Überwachung von Ver­
braucherschutzpolitiken schaffen bzw. bei­
behalten. Es sollte vor allem darauf geach­
tet werden, daß Verbraucherschutzmaßnah­
men allen Teilen der Bevölkerung, insbe­
sondere der ländlichen Bevölkerung, zugute 
kommen. 
5. Alle Unternehmen sollten die einschlägi­
gen Rechtsvorschriften der Länder befol­
gen, in denen sie geschäftlich tätig werden. 
Darüber hinaus sollten sie sich an die ent­
sprechenden Bestimmungen der von den 
zuständigen Behörden des jeweiligen Lan­
des angenommenen internationalen Ver­
braucherschutznormen halten. (Weitere, in 
diesen Richtlinien enthaltene Hinweise auf 
internationale Normen sind im Rahmen die­
ses Absatzes zu verstehen.) 
6. Bei der Entwicklung von Verbraucher­
schutzpolitiken sollte die potentiell positive 
Rolle der Universitäten sowie öffentlicher 
und privater Unternehmen auf dem Gebiet 
der Forschung berücksichtigt werden. 

I I I . Richtlinien 

7. Die folgenden Richtlinien sollten sowohl 
für inländische Güter und Dienstleistungen 
als auch für Einfuhren gelten. 
8. Bei der Anwendung der Verbraucher­
schutzverfahren bzw. -Vorschriften sollte 
darauf geachtet werden, daß daraus keine 
Hindernisse für den internationalen Handel 

entstehen und daß sie den internationalen 
Handelsverpflichtungen entsprechen. 

A. Physische Sicherheit 
9. Durch geeignete Maßnahmen bzw. die 
Förderung geeigneter Maßnahmen, so u. a. 
gesetzliche Regelungen, Sicherheitsvor­
schriften, nationale oder internationale Nor­
men, freiwillige Normen und fortlaufende 
Sicherheitskontrollen, sollten die Regierun­
gen sicherstellen, daß Produkte bei bestim­
mungsgemäßem oder unter normalen Um­
ständen vorauszusehendem Gebrauch un­
schädlich sind. 
10. Durch geeignete Politiken sollte sicher­
gestellt werden, daß die vom Hersteller er­
zeugten Güter bei bestimmungsgemäßem 
oder unter normalen Umständen vorauszu­
sehendem Gebrauch unschädlich sind. Alle 
diejenigen, deren Aufgabe es ist, Güter auf 
den Markt zu bringen, insbesondere Groß­
händler, Exporteure, Importeure, Einzel­
händler usw. (nachstehend als >Verteiler< 
bezeichnet), sollten, so lange sie diese Güter 
in Gewahrsam haben, dafür sorgen, daß 
diese nicht durch unsachgemäße Handha­
bung oder Lagerung zu schädlichen bzw. ge­
fährlichen Gütern werden. Die Verbraucher 
sollten im sachgemäßen Gebrauch von Gü­
tern unterrichtet und über die Risiken auf­
geklärt werden, die mit einem bestim­
mungsgemäßen oder unter normalen Um­
ständen vorauszusehenden Gebrauch ver­
bunden sind. Wo immer möglich sollten dem 
Verbraucher lebenswichtige Sicherheitsin­
formationen durch international verständli­
che Symbole übermittelt werden. 
11. Durch geeignete Politiken sollte sicher­
gestellt werden, daß Hersteller und Vertei­
ler unvorhergesehene Risiken, die erst nach 
dem Inverkehrbringen eines Produktes ent­
deckt werden, den zuständigen Behörden 
und gegebenenfalls der Öffentlichkeit un­
verzüglich zur Kenntnis bringen. Die Regie­
rungen sollten darüber hinaus prüfen, wie 
dafür gesorgt werden kann, daß der Ver­
braucher über derartige Risiken ordnungs­
gemäß informiert wird. 
12. Die Regierungen sollten gegebenenfalls 
Politiken verfolgen, nach denen Hersteller 
und/oder Verteiler gehalten sind, ein Pro­
dukt, das schwere Mängel aufweist bzw. 
selbst bei ordnungsgemäßem Gebrauch eine 
schwerwiegende Gefahr darstellt, zurückzu­
rufen, es zu ersetzen oder nachzubessern 
bzw. gegen ein anderes Produkt auszutau­
schen; kann dies nicht innerhalb einer zu­
mutbaren Frist geschehen, sollte der Ver­
braucher angemessen entschädigt werden. 

B. Förderung und Schutz der wirt­
schaftlichen Interessen der Verbraucher 

13. Ziel staatlicher Politik sollte es sein, dem 
Verbraucher eine optimale Nutzung seiner 
wirtschaftlichen Ressourcen zu ermögli­
chen. Weitere Ziele sollten annehmbare Pro­
duktions- und Leistungsnormen, angemes­
sene Distributionsmethoden, faire Ge­
schäftspraktiken, eine informative Ver­
marktung und ein wirksamer Schutz vor 
Praktiken sein, die die wirtschaftlichen In­
teressen des Verbrauchers beeinträchtigen 
und seine Entscheidungsfreiheit auf dem 
Markt einschränken könnten. 
14. Indem sie dafür sorgen, daß Hersteller, 
Verteiler und andere Inverkehrbringer von 
Gütern und Dienstleistungen sich an die be­
stehende Rechtsordnung und an verbindli­
che Normen halten, sollten die Regierungen 
sich verstärkt um die Verhinderung von den 
Wirtschaftsinteressen der Verbraucher ab­
träglichen Praktiken bemühen. Verbrau­
cherorganisationen sollten ermutigt wer­
den, untunliche Praktiken wie die Nah­
rungsmittelfälschung, falsche oder irrefüh­
rende Behauptungen in der Werbung und 
betrügerische Praktiken bei der Erbringung 
von Dienstleistungen zu überwachen. 
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15. Die Regierungen sollten je nach Sach­
lage Maßnahmen zur Bekämpfung von 
möglicherweise verbraucherschädlichen 
restriktiven oder sonstigen unlauteren Ge­
schäftspraktiken entwickeln, ausbauen bzw. 
beibehalten, darunter auch Methoden zur 
Durchsetzung derartiger Maßnahmen. In 
diesem Zusammenhang sollten sich die Re­
gierungen von ihren Verpflichtungen aus 
dem Multilateral vereinbarten ausgewoge­
nen Grundsatz- und Vorschriftenpaket zur 
Bekämpfung restriktiver Geschäftsprakti­
ken leiten lassen, das von der Generalver­
sammlung in Resolution 35/63 vom 5. De­
zember 1980 verabschiedet wurde. 
16. Die Regierungen sollten Politiken be­
schließen bzw. weiterverfolgen, die klar her­
ausstellen, daß der Produzent dafür zu sor­
gen hat, daß seine Produkte vertretbaren 
Haltbarkeits-, Nützlichkeits- und Zuverläs­
sigkeitsansprüchen genügen und daß sie für 
ihren Verwendungszweck geeignet sind, so­
wie daß es Aufgabe des Verkäufers ist, sich 
zu vergewissern, daß diesen Ansprüchen 
Genüge getan wird. Ähnliche Politiken soll­
ten für die Bereitstellung von Dienstleistun­
gen gelten. 
17. Die Regierungen sollten den lauteren 
und wirksamen Wettbewerb unterstützen, 
damit den Verbrauchern eine möglichst 
große Auswahl an Produkten und Dienstlei­
stungen zu möglichst niedrigen Preisen zur 
Verfügung steht. 
18. Die Regierungen sollten dafür Sorge tra­
gen, daß erforderlichenfalls Hersteller bzw. 
Einzelhändler einen zuverlässigen Kunden­
dienst anbieten sowie die Ersatzteilversor­
gung gewährleisten. 
19. Die Verbraucher sollten vor unlauteren 
Vertragspraktiken geschützt werden, bei­
spielsweise vor eine Seite begünstigenden 
Standardverträgen, dem Ausschluß grundle­
gender Rechte im Vertragstext und der Auf­
erlegung unzumutbarer Kreditbedingungen 
durch den Verkäufer. 
20. Die Werbemethoden bei Vermarktung 
und Verkauf sollten dem Grundsatz der fai­
ren Behandlung des Verbrauchers und den 
gesetzlichen Anforderungen entsprechen. 
Dies erfordert die Bereitstellung der Infor­
mationen, die der Verbraucher benötigt, um 
eine sachkundige und unabhängige Ent­
scheidung zu treffen, sowie Maßnahmen, 
durch die die Richtigkeit der zur Verfügung 
gestellten Informationen gewährleistet 
wird. 
21. Die Regierungen sollten alle Beteiligten 
ermutigen, mit dafür zu sorgen, daß es zu 
einem freien Fluß zutreffender Informatio­
nen über alle mit Konsumgütern verbunde­
nen Aspekte kommt. 
22. Um einen angemessenen Verbraucher­
schutz zu gewährleisten, sollten die Regie­
rungen in ihren jeweiligen Ländern die Pri­
vatwirtschaft dazu anhalten, in Zusammen­
arbeit mit Verbraucherorganisationen Kodi-
zes für die Vermarktung und andere Ge­
schäftspraktiken auszuarbeiten und anzu­
wenden. Die Privatwirtschaft, die Verbrau­
cherorganisationen und andere Interessen­
ten können darüber hinaus entsprechende 
freiwillige Absprachen treffen. Diese Kodi-
zes sollten der Öffentlichkeit ausreichend 
bekanntgemacht werden. 
23. Die Regierungen sollten die Rechtsvor­
schriften zum Eich- und Meßwesen regel­
mäßig überprüfen und sich vergewissern, 
daß ausreichende Vorkehrungen für die Be­
folgung dieser Rechtsvorschriften beste­
hen. 

C. Sicherheits- und Qualitätsnormen 
für Verbrauchsgüter und Dienstleistungen 

24. Die Regierungen sollten auf nationaler 
und internationaler Ebene erforderlichen­
falls freiwillige oder sonstige Sicherheits­
und Qualitätsnormen für Güter und Dienst­
leistungen aufstellen bzw. deren Aufstel­

lung und Ausführung fördern und sollten 
diese Normen der Öffentl ichkeit bekannt­
machen. Einzelstaatliche Sicherheits- und 
Qualitätsnormen und -Vorschriften für Pro­
dukte sollten von Zeit zu Zeit überprüft wer­
den, um sicherzustellen, daß sie nach Mög­
lichkeit den allgemein anerkannten interna­
tionalen Normen entsprechen. 
25. Werden aufgrund der am Ort gegebenen 
wirtschaftlichen Verhältnisse unter den all­
gemein anerkannten internationalen Nor­
men liegende Normen angewandt, so sollte 
mit allen Mitteln versucht werden, diese so 
bald wie möglich anzuheben. 
26. Die Regierungen sollten die Verfügbar-

' keit von Einrichtungen für die Erprobung 
und Bescheinigung der Sicherheit, Qualität 
und Leistung grundlegender Verbrauchsgü­
ter und Dienstleistungen fördern bzw. si­
cherstellen. 

D. Vertriebseinrichtungen für Grund­
bedarfsgüter und Dienstleistungen 

27. Die Regierungen sollten erforderlichen­
falls in Erwägung ziehen, 
a) Politiken zu beschließen bzw. weiterzu-

verfolgen, die einen gut funktionieren­
den Vertrieb von Gütern und Dienstlei­
stungen an den Verbraucher gewährlei­
sten; sollte dieser Vertrieb gefährdet 
sein, wie dies insbesondere in ländlichen 
Gebieten der Fall sein kann, sollten spe­
zifische Politiken zur Sicherung des Ver­
triebs von Grundbedarfsgütern und 
Dienstleistungen in Betracht gezogen 
werden. Derartige Politiken könnten 
sich auf die Unterstützung bei der Schaf­
fung von angemessenen Lager- und Ein­
zelhandelseinrichtungen in ländlichen 
Zentren, in Anreizen zur Schaffung von 
Verbraucher-Selbsthilfe-Einrichtungen 

und in einer besseren Kontrolle der Be­
dingungen erstrecken, unter denen 
Grundbedarfsgüter und Dienstleistun­
gen in ländlichen Gebieten bereitgestellt 
werden; 

b) die Schaffung von Konsumgenossen­
schaften und ähnlichen Handelsformen 
sowie die Verbreitung von Informatio­
nen hierüber insbesondere in ländlichen 
Gebieten zu unterstützen. 

E. Schadloshaltung des Verbrauchers 
28. Die Regierungen sollten gesetzliche und/ 
oder administrative Maßnahmen treffen 
bzw. beibehalten, die es Verbrauchern oder 
gegebenenfalls auch in Frage kommenden 
Organisationen ermöglichen, sich mit Hilfe 
formeller oder informeller Verfahren, die 
rasch, fair, unaufwendig und allgemein zu­
gänglich sind, schadlos zu halten. Hierbei 
sollte den Bedürfnissen von Verbrauchern 
mit niedrigem Einkommen besonders Rech­
nung getragen werden. 
29. Die Regierungen sollten alle Unterneh­
men dazu anhalten, Streitfälle mit Verbrau­
chern auf faire, rasche und informelle Weise 
beizulegen und freiwillige Mechanismen, 
darunter auch Beratungsdienste und infor­
melle Reklamationsverfahren einzuführen, 
durch die der Verbraucher Hilfe erhalten 
kann. 
30. Dem Verbraucher sollten Informationen 
über bestehende Möglichkeiten zur Schad­
loshaltung und andere Verfahren für die 
Streitbeilegung zur Verfügung gestellt wer­
den. 

F. Programme für Verbraucher­
erziehung und -aufklärung 

31. Die Regierungen sollten unter Berück­
sichtigung der kulturellen Traditionen der 
betreffenden Bevölkerung allgemeine Pro­
gramme für die Verbrauchererziehung und 
-aufklärung entwickeln bzw. deren Entwick­
lung unterstützen. Mi t derartigen Pro­
grammen sollten Menschen in die Lage ver­
setzt werden, als kritische Verbraucher zu 

handeln, die sachkundig zwischen Gütern 
und Dienstleistungen wählen können und 
die sich ihrer Rechte und Pflichten bewußt 
sind. Bei der Entwicklung derartiger Pro­
gramme sollten die Bedürfnisse benachtei­
ligter Verbraucher sowohl in ländlichen als 
auch in städtischen Gebieten besondere Be­
rücksichtigung finden, darunter auch der 
einkommensschwachen bzw. der fast oder 
völlig schriftunkundigen Verbraucher. 
32. Die Verbrauchererziehung sollte gegebe­
nenfalls fest in den Grundlehrplan des je­
weiligen Bildungssystems, und zwar vor­
zugsweise in bereits vorhandene Fächer 
eingebaut werden. 
33. Programme für die Verbrauchererzie­
hung und -aufklärung sollten beispielsweise 
folgende wichtige Aspekte des Verbraucher­
schutzes behandeln: 
a) Gesundheit, Ernährung, Verhinderung 

von durch Nahrungsmittel übertragenen 
Krankheiten und von Nahrungsmittel­
fälschung; 

b) mit Produkten verbundene Gefahren; 
c) Produktkennzeichnung; 
d) einschlägige Rechtsvorschriften, Mög­

lichkeiten der Schadloshaltung sowie 
Verbraucherschutzeinrichtungen und 
-Organisationen; 

e) Informationen über Maße und Gewichte, 
Preise, Qualität, Kreditbedingungen und 
die Verfügbarkeit von Grundbedarfsgü­
tern 

und 
f) gegebenenfalls Verschmutzung und Um­

welt. 
34. Die Regierungen sollten Verbraucheror­
ganisationen und andere interessierte 
Gruppen, darunter auch die Medien, dazu 
anhalten, Erziehungs- und Aufklärungs­
programme, insbesondere zugunsten von 
einkommensschwachen Verbrauchergrup­
pen in ländlichen und städtischen Gebieten, 
durchzuführen. 
35. Die Privatwirtschaft sollte gegebenen­
falls selbst sach- und praxisbezogene Ver-
brauchererziehungs- und -aufklärungspro-
gramme durchführen bzw. sich daran betei­
ligen. 
36. Angesichts der Notwendigkeit, auch 
ländliche bzw. des Lesens unkundige Ver­
braucher anzusprechen, sollten die Regie­
rungen gegebenenfalls Programme für die 
Verbraucheraufklärung in den Massenme­
dien entwickeln bzw. deren Entwicklung 
fördern. 
37. Die Regierungen sollten Ausbildungs­
programme für Fachleute aus dem Bereich 
der Bildung, der Massenmedien und der 
Verbraucherberatung organisieren bzw. för­
dern, damit diese sich an der Durchführung 
von Programmen für die Verbrauchererzie­
hung und -aufklärung beteiligen können. 

G. Spezifische Maßnahmen 
38. In ihren Bemühungen um die Förderung 
der Verbraucherinteressen, insbesondere in 
den Entwicklungsländern, sollten die Regie­
rungen, je nach Sachlage, den Dingen, die 
für die Gesundheit des Verbrauchers von 
ausschlaggebender Bedeutung sind, näm­
lich den Nahrungsmitteln, dem Wasser und 
den pharmazeutischen Produkten, Vorrang 
einräumen. Durch die Einführung bzw. Bei­
behaltung entsprechender Politiken sollten 
sie für eine angemessene Qualitätskontrolle 
bei Produkten, für ausreichende und verläß­
liche Vertriebseinrichtungen, für eine stan­
dardisierte internationale Kennzeichnung 
von Produkten und Produktinformation wie 
auch für die Durchführung von Erziehungs­
und Forschungsprogrammen in diesen Be­
reichen sorgen. Staatliche Richtlinien für 
spezifische Gebiete sollten im Rahmen der 
Bestimmungen dieses Dokuments erstellt 
werden. 
39. Lebensmittel. Bei der Formulierung 
staatlicher Lebensmittelpolitiken und 
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-plane sollten die Regierungen berücksichti­
gen, daß allen Verbrauchern Lebensmittel­
sicherheit gewährleistet sein muß, und sie 
sollten von der Ernährungs- und Landwirt­
schaftsorganisation der Vereinten Nationen 
entwickelte bzw. aus dem Kodex Alimenta-
rius der Weltgesundheitsorganisation über­
nommene Normen bzw. — wenn diese nicht 
verfügbar sind — andere allgemein aner­
kannte internationale Lebensmittelnormen 
unterstützen bzw. nach Möglichkeit einfüh­
ren. Die Regierungen sollten ihre Maßnah­
men zur Gewährleistung der Lebensmittel­
sicherheit beibehalten, weiter ausbauen 
oder verbessern, was u. a. auch für Sicher­
heitskriterien, Lebensmittelnormen und die 
Festlegung des Nährstoffbedarfs sowie für 
die Schaffung wirksamer Überwachungs-, 
Überprüfungs- und Evaluierungsverfahren 
gilt. 
40. Wasser. Die Regierungen sollten im Rah­
men der Gesamt- und Einzelziele der Inter­
nationalen Dekade für Trinkwasserversor­
gung und Abwasserhygiene ihre einzel­
staatlichen Politiken zur Verbesserung der 
Bereitstellung, der Verteilung und der Qua­
lität von Trinkwasser aufstellen, beibehal­
ten bzw. weiter ausbauen. Dabei gebührt be­
sondere Aufmerksamkeit der Anlegung ei­
nes angemessenen Versorgungs-, Qualitäts­
und Technologieniveaus, der Notwendigkeit 
von Erziehungsprogrammen und der Be­
deutung der Bürgerbeteiligung an derarti­
gen Programmen. 
41. Pharmazeutische Produkte. Die Regie­
rungen sollten angemessene Normen, Vor­
schriften und geeignete Überwachungssy­
steme entwickeln bzw. beibehalten, um mit 
Hilfe einer integrierten nationalen Arznei­
mittelpolitik die Qualität und den richtigen 
Gebrauch von pharmazeutischen Produkten 
zu gewährleisten und damit u. a. die Be­
schaffung, den Vertrieb, die Herstellung, die 
Lizenzvergabe, Zulassung und die Verfüg­
barkeit verläßlicher Informationen über 

pharmazeutische Produkte zu regeln. Dabei 
sollten die Regierungen die Arbeit und die 
Empfehlungen der Weltgesundheitsorgani­
sation zum Thema pharmazeutische Pro­
dukte in besonderem Maße berücksichtigen. 
Bei entsprechenden Produkten sollte die 
Verwendung des von dieser Organisation 
erstellten Zertifikationssystems über die 
Qualität pharmazeutischer Produkte, die im 
internationalen Handel erhältlich sind, und 
anderer internationaler Informationssy­
steme für pharmazeutische Produkte geför­
dert werden. Gegebenenfalls sollte durch 
entsprechende Maßnahmen und unter Her­
anziehung der von der Weltgesundheitsor­
ganisation geleisteten Arbeit die Verwen­
dung von internationalen Freinamen für 
Arzneimittel gefördert werden. 
42. Zusätzlich zu den oben erwähnten vor­
rangigen Schwerpunktgebieten sollten die 
Regierungen in anderen Bereichen — bei­
spielsweise im Bereich der Schädlingsbe­
kämpfungsmittel und chemischen Produkte 
— geeignete Maßnahmen ergreifen, um un­
ter Berücksichtigung der Gesundheit und 
Umwelt betreffenden Informationen, die die 
Hersteller aufgrund staatlicher Vorschrif­
ten unter Umständen zur Verfügung stellen 
und bei der Kenntlichmachung der Pro­
dukte angegeben müssen, wo angebracht, 
den Gebrauch, die Herstellung und die La­
gerung dieser Produkte zu regeln. 

IV. Internationale Zusammenarbeit 

43. Insbesondere im regionalen und subre­
gionalen Rahmen sollten die Regierungen 
a) gegebenenfalls ein Instrumentarium für 

den Austausch von Informationen über 
die einzelstaatlichen Politiken und Maß­
nahmen im Bereich Verbraucherschutz 
entwickeln, überprüfen, beibehalten bzw. 
ausbauen; 

b) bei der Anwendung von Verbraucher­

schutzpolitiken zusammenarbeiten bzw. 
eine derartige Zusammenarbeit fördern, 
um im Rahmen vorhandener Ressourcen 
bessere Ergebnisse zu erzielen. Beispiele 
für eine derartige Zusammenarbeit 
könnten die gemeinsame Schaffung oder 
die gemeinsame Benutzung von Einrich­
tungen zur Erprobung von Produkten, 
gemeinsame Erprobungsverfahren, der 
Austausch von Programmen für die Ver­
braucheraufklärung und -erziehung, ge­
meinsam durchgeführte Berufsausbil­
dungsprogramme und die gemeinsame 
Erarbeitung von Vorschriften sein; 

c) zusammenarbeiten, um die Bedingun­
gen, unter denen Grundbedarfsgüter den 
Verbrauchern angeboten werden, sowohl 
in preislicher als auch qualitätsmäßiger 
Hinsicht zu verbessern. Zu einer derarti­
gen Zusammenarbeit könnte die gemein­
same Beschaffung von Grundbedarfsgü­
tern, der Austausch von Informationen 
über verschiedene Beschaffungsmög­
lichkeiten und Abmachungen über regio­
nal gültige Produktspezifikationen gehö­
ren. 

44. Die Regierungen sollten Informationssy­
steme für Produkte schaffen bzw. ausbauen, 
die verboten, vom Markt zurückgezogen 
oder strengen Beschränkungen unterwor­
fen worden sind, damit andere Einfuhrlän­
der sich ausreichend gegen die Schädlich­
keit derartiger Produkte schützen können. 
45. Die Regierungen sollten dafür sorgen, 
daß die Produktqualität und die Produktin­
formationen von Land zu Land nicht so 
stark variieren, daß dem Verbraucher dar­
aus Nachteile entstehen. 
46. Die Regierungen sollten dafür sorgen, 
daß die Politiken und Maßnahmen für den 
Verbraucherschutz so angewandt werden, 
daß daraus keine Hindernisse für den inter­
nationalen Handel entstehen und daß sie 
den internationalen Handelsverpflichtun­
gen entsprechen. 
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Erforschung und Nutzung des Weltraums 
sind in den letzten Jahren zu einem Politi-
kum ersten Ranges geworden. Daher ist es 
dringend erforderlich, daß die Weltraumnut­
zung einer internationalen rechtlichen Ord­
nung unterstellt wird. Ohne eine solche Ord­
nung werden die vielfältigen machtpoliti­
schen, wirtschaftlichen und militärischen 
Interessengegensätze bei der Erforschung 
und Nutzung des Weltraums in zunehmen­
dem Maße zu unkontrollierten Konflikther­
den und Ursachen internationaler Spannun­
gen und Auseinandersetzungen. Die Verein­
ten Nationen haben dies zu einem relativ 
frühen Zeitpunkt erkannt und bereits we­
nige Monate nach dem Start des ersten 
künstlichen Erdsatelliten damit begonnen, 
die Erforschung und Nutzung des Welt­
raums für friedliche und militärische 
Zwecke durch den Abschluß völkerrechtli­
cher Verträge, die Verabschiedung von Re­
solutionen und die Erarbeitung von Prinzi­
pien rechtlich zu gestalten. Der im Jahre 
1959 gegründete Ausschuß der Vereinten 
Nationen für die friedliche Nutzung des 
Weltraums und sein juristischer Unteraus­

schuß haben dabei eine führende Rolle ge­
spielt. 
Das hier angezeigte Buch eines deutsch-nie­
derländischen Autorenteams über Welt­
raumrecht in den Vereinten Nationen gibt 
einen umfassenden und kenntnisreichen 
Einblick in die laufenden Verhandlungen 
innerhalb der Weltorganisation auf diesem 
Gebiet. Dabei kommt ihm zugute, daß alle 
drei Autoren seit vielen Jahren an diesen 
Verhandlungen teilgenommen haben und 
mit den Interessengegensätzen der Haupt­
akteure — die in den Arbeitspapieren und 
Dokumenten der Vereinten Nationen oft 
nur zwischen den Zeilen deutlich werden — 
bestens vertraut sind. Dieses Insider-Wis­
sen ist für den Leser des Buches von beson­
derem Nutzen. 
Das Buch beschränkt sich bewußt auf die 
derzeit laufenden Diskussionen und Ver­
handlungen im Rahmen der Vereinten Na­
tionen. Bisher erreichte Ergebnisse wie der 
Weltraumvertrag von 1967, das Weltraum­
haftungsabkommen von 1972 oder die Prin­
zipien von 1982 zur staatlichen Nutzung 
künstlicher Erdsatelliten für direkte Fern­
sehübertragungen wurden in dem Buch 
nicht behandelt. Hierzu wird auf die bereits 
in Fülle vorhandene Fachliteratur verwie­
sen. Andererseits haben sich die Autoren 
nicht auf die Darstellung der juristischen 
Fragestellungen und Regelungsmöglichkei­
ten beschränkt, sondern ihren Ausführun­
gen zu den einzelnen rechtlichen Pro­
blemen auch für den Juristen verständliche 
Erläuterungen des technischen Hintergrun­
des vorangestellt. Dadurch gewinnt das 
Buch erheblich an Brauchbarkeit und hebt 

sich von Veröffentlichungen in der juristi­
schen Fachliteratur zu rechtlichen Pro­
blemen neuerer wissenschaftlicher und 
technischer Entwicklungen wohltuend ab. 
Auf diese Weise werden in dem Buch fol­
gende Themen behandelt: (1) Fernerkun­
dung der Erde mit Hilfe von Satelliten, (2) 
Nutzung nuklearer Energiequellen im Welt­
raum, (3) Definition des Begriffes Weltraum, 
Abgrenzung zwischen Luft- und Weltraum 
sowie Charakter und Nutzung der geostatio-
nären Umlaufbahn, und (4) Verhinderung 
eines Rüstungswettlaufs im Weltraum. Für 
alle vier Themenbereiche werden der tech­
nische und politische Hintergrund der lau­
fenden Verhandlungen in den Vereinten 
Nationen ausführlich dargestellt und die 
Vorschläge und Entwürfe sowie die Ver­
handlungsschritte, die zum jetzigen Ver­
handlungsstand geführt haben, im Detail 
wiedergegeben und analysiert. Das Buch ist 
damit ein Musterbeispiel für die Darstel­
lung der Verhandlungsgeschichte künftiger 
internationaler Normen des Weltraum­
rechts, an dem bei der Interpretation dieser 
Normen in Zukunft nicht vorbeigegangen 
werden kann. 
Darüber hinaus ist das Buch eine wichtige 
Dokumentensammlung zum Weltraum-
recht. Denn es enthält im Anhang zu jedem 
Kapitel eine Vielzahl einschlägiger offiziel­
ler Dokumente der Vereinten Nationen, die 
bisher nicht ohne weiteres greifbar waren. 
Es wäre ratsam, diese Dokumente in einer 
kommenden Neuauflage des Buches auch 
im Inhaltsverzeichnis aufzuführen, damit 
auch der flüchtige Leser sie nicht über­
sieht. Stephan Freiherr von Welck • 

Vereinte Nationen 4/86 151 



Die Mitgliedschaften in UN-Organen im Jahre 1986 
Ausschuß für die Beseitigung der ras­
sischen Diskriminierung (18) 

Mahmoud Aboul-Nasr, Ägypten 
Hamzat Ahmadu, Nigeria 
Michael Parker Banton, 

Großbritannien 
Mohamed Omer Beshir, Sudan 
Andre Braunschweig, Frankreich 
Nikola Cicanovic, Jugoslawien 
John J. Cremona, Malta 
Matey Karasimeonov, Bulgarien 
George O. Lamptey, Ghana 
Kjell Oberg, Schweden 
Karl Josef Partsch, 

Deutschland, Bundesrepublik 
Nicolas de Pierola y Balta, Peru 
Shanti Sadiq Ali , Indien 
Agha Shahi, Pakistan 
Michael E. Sherifis, Zypern 
Shuhua Song, China 
Gleb Borisovich Starushenko, 

Sowjetunion 
Mario Jorge Yutzis, Argentinien 

Menschenrechtsausschuß (18) 

Andres Aguilar, Venezuela 
Nejib Bouziri, Tunesien 
Joseph A. L. Cooray, Sri Lanka 
Vojin Dimitrijevic, Jugoslawien 
Roger Errera, Frankreich 
Bernhard Graefrath, 

Deutsche Demokratische Republik 
Rosalyn Higgins, Großbritannien 
Rajsoomer Lallah, Mauritius 
Andreas V. Mavrommatis, 

Zypern 
Anatoly Petrovich Movchan, 

Sowjetunion 
Birame Ndiaye, Senegal 
Torkel Opsahl, Norwegen 
Fausto Pocar, Italien 
Julio Prado Vallejo, Ecuador 
Alejandro Serrano Caldera, 

Nicaragua 
Christian Tomuschat, 

Deutschland, Bundesrepublik 
Arnos Wako, Kenia 
Adam Zielinski, Polen 

Ausschuß für wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte (18)* 

Philip Aiston, Australien 
Juan Alvarez Vita, Peru 
Ibrahim Al i Badawi El-Sheikh, 

Ägypten 
Adib Daoudi, Syrien 
Mohamed Lamine Fofana, Guinea 
Maria de los Angeles Jimenez 

Butragueno, Spanien 
Samba Cor Konate, Senegal 
Jaime Marchan Romero, Ecuador 
Vassil Mratchkov, Bulgarien 
Alexandre Muterahejuru, Rwanda 
Wladyslaw Neneman, Polen 
Kenneth Osborne Rattray, 

Jamaika 

* nimmt seine Tätigkeit 1987 auf 

Bruno Simma, 
Deutschland, Bundesrepublik 

Mikis Demetriou Sparsis, Zypern 
Eduard P. Sviridov, Sowjetunion 
Chikako Taya, Japan 
Philippe Texier, Frankreich 
Javier Wimer Zambrano, Mexiko 

Ausschuß für die Beseitigung der 
Diskriminierung der Frau (23) 

Ryoko Akamatsu, Japan 
Desiree P. Bernard, Guyana 
Marie Caron, Kanada 
Ivanka Corti, Italien 
Hadja Dialle Soumare, Mali 
Mervat El-Tallawy, Ägypten 
Ruth Escobar, Brasilien 
Elizabeth Evatt, Australien 
Norma Forde, Barbados 
Aida Gonzalez Martinez, 

Mexiko 
Zagorka Ilic, Jugoslawien 
Chryssanthi Laiou-Antoniou, 

Griechenland 
Guan Minqian, China 
Alma Montenegro de Fletcher, 

Panama 
Elvira E. Novikova, Sowjetunion 
Edith Oeser, 

Deutsche Demokratische Republik 
Lily Pilataxi de Arenas, Ecuador 
Maria Margarida de Rego da Costa 

Salema Moura Ribeiro, Portugal 
Kongit Sinegiorgis, Äthiopien 
Ida Soekaman, Indonesien 
Rose N. Ukeje, Nigeria 
Esther Veliz de Villalvilla, Kuba 
Margareta Wadstein, Schweden 

Kommission der Vereinten Nationen 
für internationales Handelsrecht (36) 

Ägypten 
Algerien 
Argentinien 
Australien 
Brasilien 
Chile 
China 
Deutsche Demokratische Republik 
Frankreich 
Großbritannien 
Indien 
Irak 
Iran 
Italien 
Japan 
Jugoslawien 
Kenia 
Kuba 
Lesotho 
Libyen 
Mexiko 
Niederlande 
Nigeria 
Österreich 
Schweden 
Sierra Leone 
Singapur 
Sowjetunion 
Spanien 

Tansania 
Tschechoslowakei 
Ungarn 
Uruguay 
Vereinigte Staaten 
Zentralafrikanische Republik 
Zypern 

Programm- und Koordinierungsaus­
schuß (21) 

Ägypten 
Argentinien 
Bangladesch 
Benin 
Bjelorußland 
Brasilien 
Deutschland, Bundesrepublik 
Frankreich 
Großbritannien 
Indien 
Indonesien 
Japan 
Jugoslawien 
Kamerun 
Liberia 
Niederlande 
Peru 
Sambia 
Sowjetunion 
Trinidad und Tobago 
Vereinigte Staaten 

Beitragsausschuß (18) 

Andrzej Abraszewski, Polen 
Amjad Al i , Pakistan 
Ernesto Battisti, Italien 
Javier Castillo Ayala, Mexiko 
Anatoly S. Chistyakov, 

Sowjetunion 
Leoncio Fernandez Maroto, 

Spanien 
John Fox, Vereinigte Staaten 
Lance L.E. Joseph, Australien 
Elias M.C. Kazembe, Sambia 
Atilio Norberte Molteni, 

Argentinien 
Yasuo Noguchi, Japan 
Aluseye D. Oduyemi, Nigeria 
Omar Sirry, Ägypten 
Dominique Souchet, Frankreich 
Gilberte Vergne Saboia, Brasilien 
Wang Liansheng, China 
Adnan Yonis, Irak 
Assen Hiev Zlatenov, Jugoslawien 

Verwaltungsgericht 
der Vereinten Nationen (7) 

Arnold Wilfred Geoffrey Kean, 
Großbritannien 

Ahmed Osman, Ägypten 
Roger Pinto, Frankreich 
Luis Maria de Posadas Montero, 

Uruguay 
Herbert Reis, Vereinigte Staaten 
Samarendranath Sen, Indien 
Endre Ustor, Ungarn 

(Wird fortgesetzt) 
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Library Reference Books 
and Information Database Sources 

UNDOC: Current Index 
UNDOC is the successor to UNDI and UNDEX, the United Nations documents 
indexes which covered the Organization's documentary outputs since 1946. 
This bibliographical guide consists of a comprehensive checklist of United 
Nations documents received at United Nations Headquarters. It provides full 
bibliographic description, subject, author and tide indexes in each issue. 
Annual cumulations also have a list of maps contained in the documents 
indexed and a list of current periodical titles. Issued ten times a year, with 
annual cumulations, since 1979 to supersede UNDEX and UNDI. English 
only. Back issues available. 

Annual subscription: (ISSN: 0250-5584) $120.00 
Single issues- $ 14.00 

Directory of United Nations Databases and Information 
Systems 
A repertory of the particulars of over 600 information databases in 36 UN 
affiliated organizations. It enables one to see what information and services 
are available in the United Nations family as a whole and how to obtain 
detailed information from particular organizations. 

GV.E84.0.5 (ISBN: 92-9048-295-8) $35.00 
Register of United Nations Serial Publications 
Descriptive listing and keyword index of 1,800 serials published by 34 
United Nations affiliated bodies and specialized agencies. 

GV.E82.0.8 (ISBN: 92-9-048085-8) $15.00 
United Nations Document Series Symbols 1946-1977 
Cumulative list of official document classification symbols, with indexes. 

E79.I.3 (ISBN.92-1-100171-4) $10.00 
United Nations Document Series Symbols 1978-1984 
Cumulative list of official document classification symbols, with indexes; 
updated by UNDOC: Current Index from 1985. 

Forthcoming (Fall, 1985) E85.I.21 (ISBN: 92-1 100281 -8) $18.50 
Statistical Yearbook 
Provides a wealth of data for more than 280 countries and territories on 
economic and social subjects such as population, agriculture, trade, na­
tional income and many others. Annual since 1949. 

Monthly Bibliography 
Part 1 is a subject compilation of newly acquired books, official documents 
and serials, and Part II is a list of selected articles from periodicals on 
political, legal, social, economic and other subjects. The Monthly Bibliogra­
phy, prepared by the UN Library in Geneva is equivalent in scope to CBI. Six 
issues a year, bilingual English/French (each part). Back issues available. 

Annual subscription: PIA (ISSN: 0251-6616) $30.00 
Pt.II (ISSN: 0251-6624) $30.00 

Single issues: $ 6.00 

Macrothesaurus for Information Processing in the Field of 
Economic and Social Development 
This third edition of the Macrothesaurus has been produced in co-opera­
tion between the UN and OECD and is a trilingual, English/French/Spanish 
multidisciplinary vocabulary for the indexing, classification, retrieval and 
exchange of information on economic and social development. 

E85.I.15 (ISBN.92-l-1002y2-9) $25.00 

Current Bibliographical Information (CBI) 
This source periodical, and database, includes analytic entries for books 
and some 900 worldwide periodicals received by the Dag Hammarskjöld 
Library at United Nations Headquarters. Bilingual English/French text, with 
title entries in their original language. Subjects covered include: economics, 
international relations, political science, the environment, energy, social 
questions, etc. Issued twelve times a year. Back issues available. 

Annual subscription: (ISSN. 0041-7343) $65.00 
Single issues: $ 6.00 

UNBIS Thesaurus 
Trilingual list of terms in English, French and Spanish used in indexing and 
cataloguing of documents and other materials relevant to United Nations 
programmes fand activities for the UNBIS system. 2nd edition. 

E85.I.20 (ISBN: 921-100279-6) $25.00 

Demographic Yearbook 
Covers data on population for more than 250 countries and areas. Annual 
since 1949-

from the United Nations 
New York - Geneva 

• 

B ü r o F ü h r u n g s k r ä f t e 
zu Internationalen 
Organisat ionen 

Karriere in 
Internationalen 
Organisationen 

Das B F I O berä t ü b e r M ö g l i c h k e i t e n , im Stab, in Fe ldprojekten 
oder als Nachwuchskraft in Internat ionalen Organisat ionen zu 
arbeiten. E s wertet zentral in der Bundesrepubl ik D e u t s c h l a n d 
die Meldungen freier Posit ionen der Organisat ionen aus und 
vermittelt interessierte deutsche akademische Bewerber . Das 
B F I O führt das von der Bundesreg ierung finanzierte N a c h w u c h s ­
programm für die V N „ B e i g e o r d n e t e S a c h v e r s t ä n d i g e " durch. 

Bundesanstalt für Arbeit 

Schrift l iche Anfragen bitte mit L e b e n s l a u f 
und Angabe von Sprachkenntn i s sen und 
Aus landser fahrung an: 
B F I O in der 
Zentralste l le für Arbe i t svermit t lung ( Z A V ) 
F e u e r b a c h s t r a ß e 42-46 • 6000 Frankfurt 1 
Telefon 0 6 9 / 7 1 II -1 Telex 411632 

http://Pt.II


Weltwirtschaftsordnung... technische Zusammenarbeit... grüne revolution 
. . . analphabetismus . . . entwicklungshelfer . . . nord-süd-konflikt . . . 
bevölkerungsexplosion... terms of trade... grundbedürfnisse... agrarent-
wicklung . . . rohstoffe . . . Privatinvestitionen . . . multilaterale ent-
wicklungshilfe... schwellenländer... technologietransfer... bildungshilfe 
. . . nahrungsmittelhilfe . . . entwicklungsfinanzierung . . . ernährung 

I N F O R M A T I O N S P R O B L E M E ? 

SIE SUCHEN INFORMATIONEN ÜBER: 

O Entwicklungsprobleme der Länder der Dritten Welt 
O Wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
O Entwicklungstheorien, -Strategien, -programme 
O Entwicklungspolitik und -hilfe 
O Formen der Zusammenarbeit mit den Ländern 

der Dritten Welt 
O Institutionen der Entwicklungspolitik 

WIR INFORMIEREN SIE! HIER UNSER ANGEBOT: 

# Literaturhinweise auf Anfrage 
# Auswahlbibliographien 
# Verzeichnisse deutscher Institutionen 

der Entwicklungspolitik 
# Verzeichnisse deutscher Forschungsarbeiten 

über Entwicklungsländer 
# Kalender entwicklungspolitischer Veranstaltungen 

im In- und Ausland 
# Allgemeines Informationsmaterial über Entwicklungs­

politik und Entwicklungsländer 

UNSERE ANSCHRIFT: 

DEUTSCHE STIFTUNG FÜR 
INTERNA TIONALE ENTWICKLUNG 
- ZENTRALE DOKUMENT A TION -
Hans-Böckler-Straße 5 
5300 Bonn 3 
Telefon 02 28 / 40 01 - 0 
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